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Sehr geehrte Damen und Herren,

Sie haben sich an die Ärztekammer Niedersachsen gewandt, weil Sie sich zurzeit mit etwas 

beschäftigen, über das viele nicht gerne sprechen: Mit dem Ende unseres Lebens – mit dem 

Sterben. Das Sterben gehört zum Leben dazu und dennoch verdrängen wir, was auf uns alle 

zukommt. Dieses Verdrängen liegt wohl auch daran, dass unsere Medizin in den vergangenen 

Jahrzehnten große Fortschritte gemacht hat und unsere Lebenserwartung deutlich gestiegen 

ist. Die Auseinandersetzung mit dem Sterben prägt daher nicht mehr so stark wie früher  

unseren Alltag.  

Patientenver fügung

„Wer für den Notfall vorsorgt, 
nimmt seinen engsten Vertrauten 
die Last von den Schultern“  

(Dr. med. Martina Wenker) 

Die Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht 
der Ärztekammer Niedersachsen schaffen  
Rechtssicherheit für Angehörige und Ärzte 

Ein PDF-Dokument der neuen Patientenverfügung steht als kosten loser Download auf 
www.aekn.de und auf www.haeverlag.de zur Verfügung.  
Die gedruckte Version der Patientenverfügung ist gegen einen Unkostenbeitrag in Höhe von  
7,50 Euro pro Exemplar (per Vorauskasse) unter folgender Adresse zu bestellen:  
Hannoversche Ärzte-Verlags-Union GmbH, Berliner Allee 20a, 30175 Hannover,  
E-Mail: info@haeverlag.de 
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Editorial

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
dieser Herbst konfrontiert uns mit einer gesundheitspolitischen 
Situation, in der viele Gesetze, Reformen und Vorhaben in 
der Vorbereitung oder Warteschleife, aber längst nicht 
finalisiert sind. Das Hoffen auf eine Nachbesserung des 
Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes (KHVVG) 
oder auf das Bürokratieentlastungsgesetz macht indes viele 
Ärztinnen, Ärzte und im Gesundheitswesen Tätige mürbe. 
Wir erleben in verschiedenen Regionen Niedersachsens, 
wie groß die Unsicherheit unter Kolleginnen und Kollegen, 
aber auch in der Bevölkerung ist, was mit ihrem Krankenhaus 

vor Ort geschehen wird. Bleiben die Arbeitsplätze und die Weiterbildungsmöglichkeiten erhalten? 
Wird die Versorgung weiterhin zufriedenstellend sein? 
 
Eingesetzt haben wir uns außerdem schon im Herbst 2024 für einen Gesetzentwurf zum besseren 
Schutz der Rettungskräfte. Doch durch das Ende der Regierungskoalition und die anschließenden 
Neuwahlen wurde das damals vorbereitete Gesetz bis heute nicht verabschiedet. Vor diesem 
Hintergrund unterstützen wir die Initiative des niedersächsischen Ministers für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Gleichstellung Dr. med. Andreas Philippi. Der Minister organisierte in diesem Jahr 
zwei niedersächsische Anti-Gewalt-Gipfel und kündigte eine Bundesratsinitiative an, mit der die Bun-
desregierung aufgefordert werden soll, zeitnah einen Gesetzesentwurf vorzulegen, mit dem die in der 
Gesundheitsversorgung Tätigen besser geschützt werden.  
 
Eine Fortsetzung des „Pakts für den ÖGD“ unterstützen wir nicht nur im Hinblick auf eine gelingende 
Digitalisierung des Gesundheitswesens. Die Bevölkerung braucht einen starken, krisenfesten und 
breit aufgestellten öffentlichen Gesundheitsdienst. Das hat uns nicht nur die Corona-Pandemie mehr 
als deutlich gezeigt, das ist auch im Hinblick auf eine adäquate Reaktionsfähigkeit des Gesundheitswesens 
im Falle einer zivilen oder militärischen Krise unabdingbar. 
 
Nicht zuletzt sollten wir angesichts des sich immer mehr bemerkbar machenden Fachkräftemangels auch 
im Gesundheitssektor sehr viel stärker auf Vorsorge und Prävention setzen. Das heißt aber nicht, das 
oberste Gebot einer sicheren Gesundheitsversorgung und Daseinsvorsorge ohne Not aufzugeben: Die 
Pläne des Bundesgesundheitsministeriums, Apothekerinnen und Apothekern künftig zu erlauben, ver-
schreibungspflichtige Medikamente ohne ärztliche Verordnung an Patientinnen und Patienten abzugeben, 
haben uns alarmiert. Jede auf den ersten Blick unkomplizierte Erkrankung kann eine unvorhersehbare 
Wendung nehmen. Wird auf eine ärztliche Untersuchung und Diagnose verzichtet, kann hieraus eine 
ernst zu nehmende Gefahr für die Patientensicherheit erwachsen. Das gleiche gilt für unvorhersehbare 
Impfreaktionen. Als Ärztekammer Niedersachsen werden wir uns vehement dafür einsetzen, dass 
ärztliche Aufgaben auch künftig von denen wahrgenommen werden, die dafür ausgebildet wurden.  
 
Mit kollegialen Grüßen 
 
Dr. med. Martina Wenker 
Präsidentin der  
Ärztekammer Niedersachsen 

Welche Gesetze brauchen wir – welche nicht? 
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Dr. med. Marion Charlotte Renneberg 
Stellvertretende Präsidentin der 
Ärztekammer Niedersachsen 
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Allergologie und Impfen: 
Neue Fortbildung für 
Weiterzubildende der  
Pädiatrie 
 
Das Kompetenzzentrum Ärztliche 
Weiterbildung der Ärztekammer Nie-
dersachsen setzt am 9. Dezember 
2925 in der Zeit von 19 bis 21 Uhr 
die Fortbildungsreihe für Weiterzu-
bildende der Kinder- und Jugendme-
dizin fort, um die qualitätsgesicherte 
ärztliche Weiterbildung zu unterstüt-
zen. Dr. med. Thomas Buck, Mitglied 
des ÄKN-Landesvorstands und Fach-
arzt für Kinder- und Jugendmedizin, 
wird zu den Themen „Allergologie 
und Impfen in der Kinder- und Ju-
gendmedizin“ referieren. Die Veran-
staltung ist für Weiterbildungsassis-
tentinnen und Weiterbildungsassis-
tenten konzipiert und wird als hybride 
Veranstaltung angeboten. Die Teil-
nahme ist vor Ort in der Ärztekammer 
Niedersachsen in Hannover oder on-
line per Livestream möglich. Anmel-
dungen nimmt Anne Hellmuth, Tel. 
0511 3802 2204, per E-Mail unter 
zvm@aekn.de entgegen.           r wbg 
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Mit einem Vortrag über die „Volkskrank-
heit Depression“ von Professor Dr. med. 
Carsten Konrad startet diesmal am 15. No-
vember 2025 das Aller-Elbe-Forum im 
Forellenhof in Walsrode. Insgesamt stehen 
weitere 20 Workshops und Seminare in 
der Zeit zwischen 10 und 17.15 Uhr 
auf dem Programm der ganztägigen Fort-
bildungsveranstaltung der drei Ärzte-
kammer-Bezirksstellen Lüneburg, Stade 
und Verden. Zu den im Ringhotel Forel-
lenhof (Hünzingen 3, 29664 Walsrode) 
angebotenen Themen zählt der Vortrag 
von Polizeihauptkommissarin Kathrin 
Richter aus Lüneburg zum Umgang mit 
aggressiven Patientinnen und Patienten. 

Aller-Elbe-Forum am 15. November 2025 in Walsrode 

Weitere Workshops widmen sich der Wund -
versorgung, der klimasensiblen Gesund-
heitsberatung, der Dermatologie für Nicht -
dermatologen oder dem Ösophaguskarzi -
nom. Außerdem werden Updates zu Asth -
ma, COPD, HNO-Notfällen, Augenope-
rationen, Gelenkschmerzen, Diabetes 
oder auch psychischen Erkrankungen 
gegeben. Das Anmeldeformular und das 
Programm sind auf der Website der Ärz-
tekammer Niedersachsen www.aekn.de 
bereitgestellt. Die Anmeldungen nimmt 
Bianca Steenwarber unter der E-Mail-
Adresse bz.stade@aekn.de ent gegen. Wei-
tere Informationen sind unter Tel. 0511 
3802 6233 erhältlich.   r wbg

Im Ringhotel Forellenhof findet am 15. November das nächste Aller-Elbe-Forum statt. 

Ärztekammer sucht Prüferinnen und Prüfer für die Abnahme der Kenntnisprüfung  

Für die Erteilung der Approbation müssen 
Ärztinnen und Ärzte, die ihre Ausbildung 
im Ausland abgeschlossen haben, einen 
gleichwertigen Ausbildungsstand nach-
weisen. Werden wesentliche Ausbil-
dungsunterschiede festgestellt, müssen 
Antragstellende eine Prüfung ablegen, 
die festlegt, ob sie über die erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. 
Rechtsgrundlage für die Kenntnisprüfung 
ist § 3 Absatz 3 der Bundesärzteordnung. 
Die Einzelheiten zur Kenntnisprüfung 
sind in § 37 der Approbationsordnung 
für Ärzte geregelt. 
 
Für die Durchführung der Kenntnis-
prüfungen im Rahmen der ärztlichen 
Berufszulassung sucht die Ärztekammer 

Niedersachsen engagierte Prüferinnen 
und Prüfer: Wer sich für diese Tätigkeit 
zur Verfügung stellt, benötigt die Aner-
kennung als Fachärztin/Facharzt in ei-
nem patientennahen Gebiet. Besonders 
geeignet sind die Innere Medizin oder 
Chirurgie, da sich die Prüfung ebenfalls 
auf diese Fächer sowie ergänzend auf 
Notfallmedizin, bildgebende Verfahren, 
Rechtsfragen der ärztlichen Berufsaus-
übung, Klinische Pharmakologie und 
Pharmakotherapie sowie Strahlenschutz 
bezieht. Voraussetzung für die Prü-
fungstätigkeit ist außerdem eine mehr-
jährige ärztliche Berufserfahrung. 
 
Weitere Voraussetzungen sind Objekti-
vität, Zuverlässigkeit und Unparteilichkeit 

sowie die Bereitschaft, sich mit den aktu -
ellen rechtlichen und fachlichen Grundla -
gen der Kenntnisprüfung vertraut zu ma-
chen. Wünschenswert wären zusätzlich 
Erfahrungen in der Aus- oder Weiterbil-
dung von Ärztinnen und Ärzten oder frü -
here Tätigkeiten als Prüferin oder Prüfer. 
Ideal wären zum Beispiel auch Erfahrun -
gen aus einer Lehrtätigkeit an einer kli-
nischen oder universitären Einrichtung. 
 
Bei Interesse nehmen Sie bitte mit einer 
kurzen Darstellung Ihres Werdegangs 
sowie einer Übersicht über Ihre Erfah-
rungen in der Aus- oder Weiterbildung 
über die E-Mail-Adresse pruefungs-
wesen@aekn.de Kontakt zum ÄKN-
Prüfungswesen auf. r red
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Autismusspektrumstörungen referieren. 
Um die jüngste Generation wird es 
ebenso bei Dr. med. Alexandra Unzicker 
und Dr. med. Patrik Tabatabai gehen, 
die sich dem Konzept einer „Rationalen 
Antibiotikatherapie in der ambulanten 
Pädiatrie“ widmen. „Kindernotfälle im 
Bereitschaftsdienst“ stehen dann im Mit-
telpunkt des Vortrags von Thomas Hol-
stein-Diepold. Die Teilnahme am Ärzte-
forum Leinetal ist nur nach vorheriger 
Anmeldung möglich. Weitere Informa-
tionen und den Seminarplan finden Sie 
auf der Website der Ärztekammer unter 
www.aekn.de. Anmeldungen nimmt die 
Bezirksstelle Göttingen per Mail unter 
bz.goettingen@aekn.de entgegen. r wbg 
 

Zum zweiten Mal findet das ganztägige 
Ärzteforum Leinetal der Bezirksstellen 
Göttingen und Hildesheim am 8.  No-
vember 2025 in der Zeit von 10 bis 17 
Uhr im Hotel Sachsenross in Lütgenrode 
(Dorfstraße 32) statt. Den Eröffnungs-
vortrag wird Professor Dr. med. Karl 
Heinrich Scholz unter dem Titel „Para-
digmenwechsel in der Kardiologie“ zur 
modernen Diagnostik und Therapie der 
chronischen koronaren Herzerkrankung 
halten. Insgesamt 20 Seminare stehen 
anschließend in vier Blöcken auf dem 
Programm der Fortbildung. So wird Pri-
vatdozentin Dr. med. Hanna Haus, Ärzt-
liche Leiterin Rettungsdienst Stadt und 
Landkreis Göttingen, ein Update zu den 
Reanimation Guidelines geben und die 
Erst-Helfer-App vorstellen, während Dr. 
med. Magdalene Kar über Palliativmedi-
zin im ambulanten Bereich sprechen wird.  
 
Weitere Vorträge beschäftigen sich mit 
Rheumatologie, Radiologie, Osteoporose, 
Migräne, Dermatologie, Diabetes sowie 
augenärztlichen oder neurologischen 
Notfällen. Der Kinder- und Jugendpsy-
chiater Thomas Duda wird zudem mit 
zwei Vorträgen vertreten sein und einmal 
über „Bindung, Entwicklung und das 
Smartphone“ und anschließend über 

Ärzteforum Leinetal am 8. November 2025 in Lütgenrode 
 

Fortbildung zu  
Schussverletzungen 
 
Die Ärzteschaft muss sich auf Krisen-
situationen vorbereiten und die Resi-
lienz des Gesundheitswesens im Hin-
blick auf Kriege und Katastrophen 
stärken. Dazu hat die Kammerver-
sammlung der Ärztekammer Nieder-
sachsen (ÄKN) im Frühjahr 2025 einen 
Antrag verabschiedet. „Schussverlet-
zungen, Geschosswirkungen, Ziel- 
und Wundballistik, Forensik und das 
Lesen von Schussverletzungen“ stehen 
deshalb am 5. November 2025 in der 
Zeit von 18 bis 20 Uhr im Zentrum 
einer ärztlichen Fortbildung im ÄKN-
Neubau in Hannover. Unter der wis-
senschaftlichen Leitung von Dr. med. 
Uli-Rüdiger Jahn wird die Veranstaltung 
anhand eines umfangreichen Bild-
materials über die Wirkung von Ge-
schossen und ihr Verletzungspotenzial 
informieren.  
 
Um ein umfassendes Verständnis zu 
erzielen, werden auch die physika-
lischen Grundlagen und der Einfluss 
von Gewicht, Kaliber sowie Geschwin-
digkeit der Geschosse behandelt. Wei-
tere Inhalte des Vortrags sind basales 
Wissen über Kurzwaffen-, Langwaffen 
und Schrotmunition sowie zu Teilde-
formations- und Teilzerlegungsgeschos-
sen. Neben Einblicken in die Forensik 
von Schussverletzungen wird darauf 
eingegangen, wie Schussverletzungen 
„gelesen“ werden können. Dies er-
möglicht für die Erstversorgung einen 
ungefähren Eindruck von den getrof-
fenen und zerstörten biologischen 
Strukturen sowie vom ungefähren Weg 
des Projektils durch den Körper. 
 
Bei der Veranstaltung handelt es sich 
um eine Fortbildung für Ärztinnen, 
Ärzte und Medizinische Assistenz-
berufe. Eine Zertifizierung durch die 
Kammer mit zwei Fortbildungspunkten 
ist erfolgt. Anmeldungen nimmt das 
Zentrale Veranstaltungsmanagement 
per E-Mail unter zvm@aekn.de ent-
gegen.                                   r wbg 

Das Ärzteforum Leinetal findet zum zweiten 
Mal im Hotel Sachsenross in Lütgenrode statt.  

S3-Leitlinie für die hausärztliche Beratung zur Prävention 
von Herzinfarkt oder Schlaganfall  
 
Ein vom Innovationsausschuss beim 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-
BA) gefördertes Projekt hat die S3-Leit-
linie für die hausärztliche Beratung zur 
Prävention von Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen aktualisiert. Darüber hinaus 
wurden im Rahmen des systematischen 
Leitlinienreviews unter der Federführung 
der Universität Bielefeld Infoblätter für 
Patientinnen und Patienten entwickelt: 
Die besonderen Belange von Menschen 
mit Diabetes mellitus, zwei oder mehr 
chronischen Erkrankungen, von Men-
schen mit Migrationshintergrund und 
Menschen unterschiedlicher Altersgrup-

pen werden nun besonders berück-
sichtigt.  
 
Die neuen Empfehlungen sollen Patien -
tinnen und Patienten sowie Ärztinnen 
und Ärzte dabei unterstützen, gemeinsam 
auf Grundlage der besten verfügbaren 
Evidenz über verschiedene Hand -
lungsoptionen zu entscheiden. Der Inno -
va tionsausschuss übermittelt die aktua-
lisierte Leitlinie an die Arbeitsge meinschaft 
der Wissenschaftlichen Medizinischen 
Fachgesellschaften e. V. (AWMF) mit der 
Bitte, sie im Leitlinien re gister zur Ver-
fügung zu stellen.  r wbg 



Bevor am 24. September 2025 zunächst die Themen der 
niedersächsischen Ärzteversorgung im Zentrum der 
17. Sitzung der Kammerversammlung der Ärztekammer 
Niedersachsen (ÄKN) in der 19.  Wahlperiode standen, 
überbrachte Katrin Stary die Grüße des niedersächsischen 
Ministers für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstel-
lung Dr. med. Andreas Philippi. Stary, die zum 1. Februar 
2025 die Leitung der Abteilung 4 „Gesundheit und Prä-
vention“ des Ministeriums übernommen hat, war zuvor 
seit 2011 als stellvertretende Direktorin beim Klinikum 
Wolfsburg tätig.  
 
In ihrem Grußwort an das Ärzteparlament strich die Ge-
sundheitsökonomin heraus, wie wichtig und wertvoll die 
konstruktive Zusammenarbeit mit der Ärzteschaft sei: 
„Gemeinsam stehen wir vor großen Herausforderungen“, 
sagte Stary und verwies etwa auf Fachkräfteengpässe, be-
grenzte Ressourcen, den demographischen Wandel und 
die Klimakrise. Daher gehe es nun darum, die Versor-
gungsstrukturen zukunftsfähig zu machen, kündigte die 
Ressortleiterin aus dem Ministerium an: „Für die Kran-
kenhausreform beginnt jetzt eine entscheidende Phase 
und es ist wichtig, dass das neue Gesetz zur Anpassung 
der Krankenhausreform (KHAG) auf den Weg gebracht 
wird.“ Angesichts der zweiten Antragsrunde und der 
damit verbundenen Frage, welche Krankenhäuser welche 

Leistungsgruppe erhielten, liege der Fokus in Niedersach-
sen darauf, die regionale Versorgung sicherzustellen.  
 
Bericht zur Lage 
 
Anstehenden Gesetzesänderungen sowie zentralen Anliegen 
der niedersächsischen Ärzteschaft widmete sich ebenfalls 
Dr. med. Martina Wenker, Präsidentin der Ärztekammer 
Niedersachsen, in ihrem Bericht zu aktuellen Fragen der 
Gesundheitspolitik. Besonders das „Gesetz zur Beschleuni-
gung des Anerkennungsverfahrens ausländischer Berufs-
qualifikationen in Heilberufen“, dessen Entwurf am 1. Ok-
tober 2025 vom Bundeskabinett beschlossen wurde, das 
aber noch die Zustimmung des Bundesrats benötigt, be-
grüßte die ÄKN-Präsidentin: Die Kammerversammlung habe 
bereits am 30. November 2024 eine Resolution verabschie-
det, die dem Bundesgesetzgeber vorschlug, „dass alle Ärz-
tinnen und Ärzte mit absolvierter ärztlicher Ausbildung aus 
Drittstaaten einen Kenntnisstand nachweisen, über den 
auch Ärztinnen und Ärzte verfügen, die in Deutschland ihre 
ärztliche Ausbildung absolviert haben“. Weiter hieß es da-
mals im Wortlaut der Resolution: „Der Nachweis entspre-
chender Kenntnisse und Fähigkeiten soll für einen sicheren 
Patientenschutz durch ein erfolgreiches Ablegen einer bun-
deseinheitlichen Prüfung analog des deutschen medizini-
schen Staatsexamens erfolgen.“  

Erfolgreiches gesundheitspolitisches Netzwerk  

Sicherheitspolitischer Dialog auf Landesebene, Kenntnisprüfungen für alle Ärztinnen und 
Ärzte aus Drittstaaten und Austausch zum Kammergesetz für Heilberufe: 17. Sitzung der 
Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen in der 19. Wahlperiode  
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17. Sitzung der Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN) in der 19. Wahlperiode 
 



Verankerung der Kenntnisprüfung bei in  
Drittstaaten erworbenen Abschlüssen 
 
Sechs Vorschläge für ein schnelles, effizientes und sorg-
fältiges Anerkennungsverfahren – darunter „die Kenntnis-
prüfung als Regelfall“  – habe inzwischen im Juli  2025 
ebenfalls die Bundesärztekammer (BÄK) in ihrem Positi-
onspapier zum Anerkennungsverfahren für in Drittstaaten 
erworbene Abschlüsse von Ärztinnen und Ärzten veröf-
fentlicht, berichtete Wenker. Diese jetzt vom Bundesge-
sundheitsministerium im Gesetzentwurf angekündigte „re-
gelhafte Kenntnisprüfung“ als „Zugangsprüfung zur Aner-
kennung ärztlicher, zahnärztlicher oder pharmazeutischer 
Berufsqualifikation aus Drittstaaten“, kommentierte Wen-
ker: „Das nimmt auch die Forderung des Bundesrats nach 
einem bundeseinheitlichen Verfahren mit stärker prü-
fungsrechtlichem Charakter auf.“ 
 
Agenda der Bundesärztekammer 
 
Aus der Gremienarbeit der BÄK berichtete Wenker darü-
ber hinaus, dass man die Forderung nach strengeren Re-
geln bei der Abgabe von Medizinal-Cannabis und die 
Neuregelungen zur Lebendorganspende unterstütze. Be-
grüßt werde ebenfalls die Enquete-Kommission zur „Auf-
arbeitung der Corona-Pandemie und Lehren für zukünftige 
pandemische Ereignisse“ mit dem Ziel einer umfassenden, 
die Perspektiven der Bürgerinnen und Bürger einbezie-
henden und wissenschaftlich fundierten Analyse der Pan-
demie sowie des staatlichen und gesellschaftlichen Han-
delns während dieser Zeit. Dabei solle die Kommission 
feststellen, welche Schäden durch die strikten Kontaktbe-
schränkungen in Kitas und Schulen, aber auch durch die 
Regelungen in den Pflegeheimen entstanden seien. Für 
die Zukunft brauche es Strategien, mit deren Hilfe gerade 
für vulnerable Gruppen Infektionsschutz einerseits und 

soziale Einbindung andererseits besser in Einklang ge-
bracht werden könnten. 
 
Austausch zu Änderungen des  
Kammergesetzes für die Heilberufe  
 
In Niedersachsen sei im September 2025 zudem der fach-
liche Austausch mit dem Sozialministerium zu Eckpunkten 
und möglichen Prüfaufträgen im Hinblick auf erwünschte 
sowie erforderliche Änderungen des niedersächsischen 
Kammergesetzes für die Heilberufe (HKG) gestartet, be-
richtete Wenker. Ein wichtiges Vorhaben sei beispiels-
weise die Aufnahme einer Regelung zum interkollegialen 
Austausch nach Maßgabe des § 4 Abs. 6 KKG – einem 
Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz.  
 
Sicherheitspolitischer Dialog 
 
Abschließend informierte Wenker über die Auftaktveran-
staltung am 9. September 2025 in Hannover zu einem „Si-
cherheitspolitischen Dialog“ mit rund 80 Akteurinnen und 
Akteuren der Zivilgesellschaft aus Wirtschaft und Wissen-
schaft sowie aus verschiedenen Verbänden und Kommunen. 
Der niedersächsische Ministerpräsident Olaf Lies sei mit 
der Einladung dem Wunsch verschiedener Verbände nach-
gekommen, in die Vorbereitungen auf mögliche Krisensze-
narien besser eingebunden zu werden. Mit seiner Forderung, 
dass der Staat auch in Krisensituationen handlungsfähig 
bleiben müsse, habe Lies unter anderem die Resolution der 
Kammerversammlung vom 29. März 2025 aufgegriffen, be-
richtete Wenker.  
 
Dabei habe der Ministerpräsident betont, dass die Lan-
des- und Bündnisverteidigung eine gesamtstaatliche und 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe sei, wobei es gelte, sich 
gleichermaßen auf Katastrophen, Pandemien, Terrorlagen 
sowie auf militärische Konflikte vorzubereiten. Die Ärz-
tekammer habe ebenfalls begonnen, sich mit der Ge-
sundheitsversorgung im Krisenfall zu beschäftigen, so 
Wenker, und am 17. September in Oldenburg eine Fort-
bildung zur „Gesundheitsversorgung im Rahmen des 
Operationsplans Deutschland“ veranstaltet. Am 5.  No-
vember 2025 stünden dann in Hannover „Schussverlet-
zungen“ im Mittelpunkt einer Vortragsveranstaltung und 
am 19. November gehe es in Wilhelmshaven um die „Sa-
nitätsdienstliche Versorgung auf See in einem Marineein-
satzzentrum“. 
 
Änderungen bei der Veröffentlichung  
von Satzungen und Beschlüssen 
 
Auf der Tagesordnung der Kammerversammlung stand 
außerdem eine Änderung der Kammersatzung, die Dr. 
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Katrin Stary, Leitung der Abteilung 4 „Gesundheit und Prävention im 
niedersächsischen Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung  



med. Jürgen Tempel, MBA, als Vorsitzender des Aus-
schusses für Satzungs- und Geschäftsordnungsfragen vor-
stellte. Bisher habe § 8a der Kammersatzung vorgesehen, 
dass Satzungen und Beschlüsse nach § 25 des Kammer-
gesetzes für die Heilberufe (HKG) im Mitteilungsblatt der 

Ärztekammer oder im Internet bekannt zu machen seien. 
Eine im Mai 2025 erfolgte Änderung des HKG erfordere 
nun jedoch eine Anpassung der Kammersatzung und in 
der Folge auch der Veröffentlichungspraxis von Sat-
zungsänderungen und Kammerbeschlüssen. Denn nun-
mehr ist Tempel zufolge in § 26 Abs. 1 HKG neu geregelt, 
dass Satzungen und Beschlüsse nach § 25 HKG in einem 
von der Kammer herausgegebenen gedruckten Mittei-
lungsblatt oder in einem im Internet bereitgestellten elek-
tronischen Mitteilungsblatt bekannt zu machen sind. 
Demzufolge reiche eine Bekanntmachung unter der Ru-
brik „Amtliche Bekanntmachungen“ auf der Internetseite 
der Ärztekammer Niedersachsen künftig nicht mehr aus, 
vielmehr müsse die Bekanntmachung im papiergebun-
denen oder im elektronischen Mitteilungsblatt erfolgen. 
 
„Vor diesem Hintergrund hat sich der Ausschuss für Sat-
zungs- und Geschäftsordnungsfragen auch mit der Frage 
beschäftigt, welche Version des ,niedersächsischen ärz-
teblatts‘ in Zukunft benötigt wird“, erläuterte Tempel. 
Dabei sei berücksichtigt worden, dass zwar bei einer 
rein digitalen Version Einsparungen hinsichtlich des 
Drucks erzielt würden, dass dies aber zugleich mit sin-
kenden Anzeigeneinnahmen einhergehen würde. Au-
ßerdem erreiche eine rein digitale Version gegebenenfalls 
nicht jede Mitgliedsgruppe gleichbleibend. Daher habe 
der Ausschuss einstimmig beschlossen, eine Änderung 
der Kammersatzung vorzuschlagen, wonach Bekannt-
machungen im elektronischen Mitteilungsblatt erfolgen 
sollen und dass zusätzlich eine gedruckte Fassung he-
rausgegeben werden soll. Die Mitglieder der Kammer-
versammlung beschlossen beide Punkte mit einer großen 
Mehrheit.  
 
Änderungen bei der Reisekosten- und  
Entschädigungsordnung der  
Ärztekammer Niedersachsen 
 
„Eine Evaluierung der derzeit geltenden Reisekosten- 
und Entschädigungsordnung der Ärztekammer Nieder-
sachsen wurde entsprechend der Vorgaben durchge-
führt“, berichtete an diesem Tagesordnungspunkt Dr. 
med. Helmut Anderten, der Vorsitzende des Ausschusses 
für Finanz- und Beitragsangelegenheiten. Dabei habe 
der Ausschuss die Angemessenheit der bisherigen Rege-
lungen auf den Prüfstand gestellt und Änderungen vor-
geschlagen, um auch zukünftig verantwortliches ehren-
amtliches Engagement von Ärztinnen und Ärzten möglich 
zu machen und zu entschädigen. Die Mitglieder der 
Kammerversammlung beschlossen mit großer Mehrheit 
die Änderung der Reisekosten- und Entschädigungsord-
nung der Ärztekammer Niedersachsen.  

r Inge Wünnenberg 
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Dr. med. Martina Wenker, Präsidentin der Ärztekammer Niedersach-
sen, hielt den Bericht zur Lage. 

Dr. med. Jürgen Tempel, MBA, Vorsitzender des Ausschusses für 
Satzungs- und Geschäftsordnungsfragen 

Dr. med. Helmut Anderten, Vorsitzender des Ausschusses für Finanz- 
und Beitragsangelegenheiten 



Trotz des weiterhin unsicheren Umfelds konnte die Ärztever-
sorgung Niedersachsen im Geschäftsjahr 2024 ein gutes Er-
gebnis erzielen: Zu Beginn des Berichts des Versorgungswerks 
in der Sitzung der Kammerversammlung am 24. September 
2025 stellte der Vorsitzende des Vorstands der Ärzteversorgung 
Niedersachsen, Dr. med. Christian Thiele, die zentralen Inhalte 
des Geschäftsberichts vor: Die Anzahl der Mitglieder des Ver-
sorgungswerks stieg effektiv um 1.051 auf 42.891. Die Beitrags -
einnahmen beliefen sich auf 539,0 Millionen Euro. 15.819 Ren -
tenempfängerinnen und Rentenempfänger gehörten dem Ver-
sorgungswerk Ende 2024 an. Mit 512,6 Millionen Euro hat ten 
auch die Aufwendungen für Versicherungsfälle sowie Rück käu -
fe und Überleitungen im Vergleich zum Vorjahr zugenommen.  
 
Schließlich kam Thiele zum Jahresergebnis: „Nach ausführli-
cher Beratung schlagen wir, Vorstand und Aufsichtsrat, eine 
Anhebung der Anwartschaften und der laufenden Renten von 
jeweils 3,00 Prozent zum 1. Januar 2026 vor. Wir freuen uns, 
dass das gute Ergebnis des Geschäftsjahres 2024 eine solche 
Erhöhung von Renten und Anwartschaften ermöglicht und 
dass wir uns gegenüber der diesjährigen Erhöhung sogar noch 

einmal steigern konnten. Dies ist ein wichtiges Signal an 
unsere Mitglieder.“ 
 
In seinem Vortrag griff Thiele zudem das Thema Mitglieder-
kommunikation auf. Er berichtete, dass die Ärzteversorgung 
im Dezember 2025 damit startet, Online-Seminare für ihre 
Mitglieder anzubieten (s. Info-Kasten auf Seite 12 ). Zum an-
deren wurde der Kurzbericht „Geschäftsjahr kompakt“ erstellt. 
Dieser fasst wichtige Informationen des Geschäftsberichts zu-
sammen und stellt diese grafisch dar. „Geschäftsjahr kompakt“ 
ist auf der Internetseite der Ärzteversorgung unter „Zahlen und 
Fakten“ zu finden. 
 
Breit diversifizierte Investments 
 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats, Dr. med. Franz Bernhard 
M. Ensink, ging in seinem Vortrag unter anderem auf die ak-
tuelle Presseberichterstattung über berufsständische Versor-
gungswerke ein. Seit etwa anderthalb Jahren erschienen re-
gelmäßig Artikel mit dem Tenor, fehlende Aufsicht und Trans-
parenz hätten risiko- und verlustreiche Investitionen ermög-
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Erhöhung der Renten und Anwartschaften zum 
1. Januar 2026 um 3,00 Prozent 

Bericht aus dem Versorgungswerk über das Geschäftsjahr 2024: Die Mitglieder der  
Kammerversammlung beschließen eine Erhöhung der Renten und Anwartschaften.  
Ab Dezember neues Angebot von Online-Seminaren der Ärzteversorgung. 
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licht, die nun Rentenkürzungen zur Folge hätten. Ensink er-
läuterte dazu: „Durch externe und interne Vorgaben, hohe 
Anforderungen an sowie sorgfältige Auswahl von Asset-Ma-
nagern wird sichergestellt, dass die Kapitalanlage der Ärzte-
versorgung Niedersachsen stets im Sinne und zum Wohle der 
Mitglieder erfolgt.“ 
 
Die Investments der Ärzteversorgung sind breit diversifiziert. 
Ein ausgewogenes Verhältnis von Sicherheit und Rentabilität 
ist entscheidend, damit das Versorgungswerk seine langfristi-
gen Leistungszusagen erfüllen kann. „Uns geht es um den 
langfristigen Erfolg der Kapitalanlage mit einem ausgewogenen 
Portfolio“, fasste der Vorsitzende des Aufsichtsrats zusammen.  
 
Dirk Dreiskämper, Finanzsachverständiger des Vorstands, be-
richtete, dass 2024 ein erfolgreiches Kapitalmarktjahr für die 
Ärzteversorgung gewesen sei, trotz der geopolitischen Krisen-
herde und Unsicherheiten. Gleichwohl sollte die Strategie des 
Versorgungswerks immer wieder mit den neuen politischen 
und wirtschaftlichen Gegebenheiten abgeglichen werden. 
Dreiskämper ergänzte: „Wir haben zuletzt sehr gute Jahre an 
den Aktienmärkten gesehen, wovon die Ärzteversorgung Nie-
dersachsen profitiert hat. Um für mögliche Rückschläge ge-
wappnet zu sein und die langfristigen Ziele zu erreichen, ist 
eine über Regionen und Anlageklassen breit diversifizierte Ka-
pitalanlage auch weiterhin unabdingbar.“ 

 
Erstmalig berichtete Wolfgang Schmitz von der Heubeck AG 
über die versicherungsmathematische Bilanz des vorausge-
gangenen Geschäftsjahrs. Nach Dotierung der Deckungs-
rückstellung verblieb im Geschäftsjahr 2023 ein Überschuss 
in Höhe von 776,5 Millionen Euro. Dieser wurde verwendet, 
um die Rücklage sowie die Rückstellung für künftige Leis-
tungsverbesserung zu erhöhen. Dem Vorschlag von Vorstand 
und Aufsichtsrat der Ärzteversorgung, Anwartschaften und 
Renten um jeweils 3,00 Prozent zum 1. Januar 2026 zu erhö-
hen, stimmten die Mitglieder der Kammerversammlung zu. 
Die Genehmigung durch die Versicherungsaufsicht steht noch 
aus.                                    r Ärzteversorgung Niedersachsen 
 
 
Online-Seminare für Mitglieder der  
Ärzteversorgung 

 
Am 17. Dezember 2025 findet um 17 Uhr das erste On-
line-Seminar für alle interessierten Mitglieder der Ärztever-
sorgung Niedersachsen statt. Das Versorgungswerk wird 
über das Thema „Elektronisches GRV-Befreiungsverfahren“ 
informieren und Fragen dazu beantworten. Das Seminar ist 
kostenlos und richtet sich ausschließlich an die Mitglieder 
des Versorgungswerks. Die Anmeldung erfolgt per Link auf 
der Internetseite der Ärzteversorgung.  
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„Liebe Gäste, in wenigen Monaten endet die 19. Wahlperiode 
der Kammerversammlung – und so wird dies mein letzter par-
lamentarischer Abend sein, den ich eröffne“, sagte Dr. med. 
Martina Wenker, Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen 
(ÄKN), feierlich zu Beginn des zweiten Parlamentarischen 
Abends im neuen Ärztehaus an der Berliner Allee in Hannover. 
Der Einladung der Ärztekammer Niedersachsen waren am 
11. September 2025 Landtagsabgeordnete sowie Vertreterin-
nen und Vertreter von Ministerien, Verbänden, Hochschulen, 
Kammern, der Kommunalpolitik und verschiedenen Einrich-
tungen des Gesundheitswesens gefolgt.  
 
Das Privileg der Selbstverwaltung 
 
Wenker nutzte die Gelegenheit, um die rund 80 Teilnehmen-
den an die Ideale der ärztlichen Selbstverwaltung zu erinnern: 

„Die Umsetzung der vom Gesetzgeber an die Landesärzte-
kammer übertragenen hoheitlichen Aufgaben ist weder Lob-
byismus noch Selbstzweck“, betonte die Präsidentin. Als An-
gehörige eines freien Berufs sei es für die Ärzteschaft ein Pri-
vileg, ihre beruflichen Angelegenheiten in Selbstverwaltung 
zu regeln. Das erfordere allerdings neben der hauptberuflichen 
Tätigkeit als Ärztin oder Arzt ein großes persönliches Engage-
ment und das Übernehmen von Verantwortung.  
 
In der nun endenden 19. Wahlperiode habe der ÄKN-Landes-
vorstand diese Aufgabe während durchaus herausfordernder 
Zeiten im Hinblick auf die Corona-Pandemie und der auf den 
Weg gebrachten tiefgreifenden Reformen im Gesundheitswe-

sen stets gerne übernommen. Die stellvertretende Präsidentin 
Dr. med. Marion Charlotte Renneberg nahm Wenkers Worte 
zum Anlass und dankte der Präsidentin für ihren berufspoliti-
schen Einsatz in all den Jahren seit der Amtsübernahme 2006: 
„Wäre nicht die Pandemie dazwischen gekommen, wäre dies 
heute der 20. Parlamentarische Abend in Deiner Präsident-
schaft!“  
 
Die Grüße von Hanna Naber, der Präsidentin des Nieder-
sächsischen Landtags, überbrachten der Vizepräsident des 
Landtags Marcus Bosse und die Vizepräsidentin Dr. Tanja 
Meyer. Sie freue sich auf den Austausch über Themen von Kli-
maschutz bis Geschlechtergerechtigkeit oder das bereits beim 
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Netzwerken für eine bessere Versorgung 

Zweiter Parlamentarischer Abend in den Räumen der Ärztekammer Niedersachsen mit 
Gästen aus Landespolitik, Gesundheitswesen, Kammern und Verbänden  
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Zum zweiten Parlamentarischen Abend im neuen Ärztehaus begrüßte 
Kammerpräsidentin Dr. med. Martina Wenker (l.) die Teilnehmenden wie 
den Präsidenten des Niedersächsischen Landesgesundheitsamts Dr. 
med. Fabian Feil im Foyer. 

 

Der Geschäftsführer des Klinischen Krebsregisters Niedersachsen 
Tobias Hartz (v.l.n.r.) im Gespräch mit Cordula Maring-Nöh (Vizepräsi-
dentin der Apothekerkammer Niedersachsen), Thomas Altgeld 
(Geschäftsführer der Landesvereinigung für Gesundheit und Akade-
mie für Sozialmedizin Niedersachsen Bre men e.V.), der Präsidentin der 
Apothekerkammer Niedersachsen Cathrin Burs und dem Präsidenten 
des Niedersächsischen Landesgesundheitsamts Dr. med. Fabian Feil.

 

Den ÄKN-Ehrenpräsidenten Professor Dr. med. Heyo Eckel (l.) 
begrüßte die stellvertretende ÄKN-Präsidentin Dr. med. Marion 
Charlotte Renneberg zum parlamentarischen Abend. 

 



Deutschen Ärztetag diskutierte Thema der Künstlichen Intel-
ligenz – KI, kündigte Meyer in ihrem Grußwort an: „KI wird 
das medizinische Personal nicht ersetzen können“, so die Po-
litikerin. Aber der Alltag und die ärztliche Rolle würden sich 
verändern und die KI künftig im Gesundheitswesen zur Grund-
ausstattung gehören. 
 
Maßnahmen gegen den Ärztemangel 
 
Grüße des niedersächsischen Ministers für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Gleichstellung Dr. med. Andreas Philippi 

überbrachte dessen Staatssekretärin Dr. Christine Arbogast 
und räumte ein, hinsichtlich des großen Themas Kranken-
hausreform gebe es viele Herausforderungen. Ein großes Pro-
blem sei dabei generell der Fachkräftemangel, sagte Arbogast 
und kündigte an: „Wir haben vor, die Anerkennungsverfahren 

für Fachkräfte aus dem Aus-
land schneller zu machen.“ 
Um dem Hausärztemangel 
zu begegnen, sei im Frühjahr 
der „10-Punkte-Aktionsplan 
für mehr Hausärztinnen und 
Hausärzte in Niedersachsen“ 
auf den Weg gebracht wor-
den. Ein Thema, das dem Mi-
nisterium besonders am Her-
zen liege, seien zudem die 
Äußerungen von Gewalt ge-
rade gegen jene, die helfen 
wollen wie Ärztinnen, Ärzte und pflegerisches Personal, be-
tonte die Staatssekretärin und berichtete vom zweiten nieder-
sächsischen Anti-Gewalt-Gipfel. Ziel dieser Initiative sei ein 
besserer Schutz der in der Gesundheitsversorgung Tätigen.  
 
Den Fachkräftemangel griff ebenfalls Staatssekretär Professor 
Dr. rer. nat. Joachim Schachtner als Vertreter des niedersäch-
sischen Ministeriums für Wissenschaft und Kultur in seinem 
Grußwort als zentrale Herausforderung auf: Immerhin würde 

die Zahl der Studienplätze für die Erstsemester an der Univer-
sitätsmedizin Oldenburg in diesem Herbst auf 200 angehoben, 
so Schachtner und verwies wie seine Vorrednerin auf den ge-
meinsam mit dem Sozialministerium entwickelten Plan für 
mehr Hausärztinnen und Hausärzte in Niedersachsen. Dabei 
ist es seiner Meinung nach erforderlich, die jungen Studieren-
den bewusst für das Berufsziel Landarzt zu begeistern. Für die 
Gesundheitsversorgung seien ebenso Fortschritt und Forschung 
wichtig, stellte Schachtner heraus und zog exemplarisch das 
vom niedersächsischen Wissenschaftsministerium initiierte 
Covid-19-Forschungsnetzwerk Niedersachsen COFONI he-
ran: „Wir brauchen all dies, um das Gesundheitssystem zu-
kunftsfest aufzustellen“, schloss der Staatssekretär und begrüßte 
den sich anschließenden Austausch an diesem Abend.  

r Inge Wünnenberg 
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Der Vorstandsvorsitzende der Ärzteversorgung Niedersachsen Dr. med. 
Christian Thiele (l.) im Gespräch mit dem Vorsitzenden des Hausärztin-
nen- und Hausärzteverbands Niedersachsen Dr. med. Matthias Berndt, 
dem Mitglied des Ärztekammer-Landesvorstands Dr. med. Thomas Buck 
und Dr. Axel Wiesner (Vizepräsident der Zahnärztekammer).

 

Rede der Ärztekammerpräsiden-
tin Dr. med. Martina Wenker 

 

Der Leiter des Verbands der Ersatzkassen Niedersachsen Hanno 
Kummer (v.l.n.r.) im Gespräch mit der Landtagsabgeordneten Eva 
Viehoff, Professor Dr. med. Nils Scheider (Direktor des Instituts für 
Allgemeinmedizin und Palliativmedizin der Medizinischen Hochschule 
Hannover), der Vorsitzenden des Pflegerats Iris Meyenburg-Altwarg 
und der Landtagsabgeordneten Claudia Schüßler. 

 

Die Mitglieder des Landesvorstands der Ärztekammer Niedersachsen 
Dr. med. Wolfgang Lensing (l.) und Hans Martin Wollenberg 
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Akteurinnen und Akteure des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes (ÖGD) aus Niedersachsen trafen Anfang September 
auf der 29. Robert-Koch-Tagung mit Vertreterinnen und Ver-
tretern der Landes- und Bundespolitik zusammen, um unter 
anderem im Rahmen einer zweitägigen Fortbildungsveran-
staltung die wichtige Rolle des ÖGD für die gesundheitliche 
Versorgung zu unterstreichen. Die rund 115 Teilnehmenden 
profitierten in den Räumen der Ärztekammer Niedersachsen 
(ÄKN) am 4. Und 5. September zudem von einem breiten 
Angebot an Vorträgen und Workshops. Ausgerichtet wurde 
die Fortbildung von der Landesvereinigung für Gesundheit 
und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen Bremen 
e.V. (LVG & AFS) – mit dem Landesverband Niedersachsen 
der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
e.V., dem Niedersächsischen Landesgesundheitsamt (NLGA) 
und dem Niedersächsischen Ministerium für Soziales, Arbeit, 
Gesundheit und Gleichstellung als Kooperationspartnern. 
 
Konsens über die Bedeutung des ÖGD 
 
„Wir brauchen einen starken Öffentlichen Gesundheitsdienst, 
um die Herausforderungen in der Gesundheitsversorgung wie 
den Ärztemangel und die alternde Gesellschaft bewältigen zu 
können. Diese Daseinsvorsorge muss auch im ländlichen 
Raum gewährleistet werden. Der ÖGD hat auch die Aufgabe, 
sich hier für gleiche Lebensverhältnisse einzusetzen“, führte 
Dr. med. Kai Dehne vom Landesverband Niedersachsen der 
Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
e.V. in seiner Eröffnungsrede aus. Mit seinen vielfältigen Auf-
gaben – Gesundheitsschutz, Beratung und Information der 
Bevölkerung, Gesundheitsförderung und Prävention sowie 
Gesundheitskommunikation – „ist der ÖGD neben der am-
bulanten und der stationären Gesundheitsversorgung als 
dritte Säule für die Grundversorgung unverzichtbar“, machte 
auch die Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen Dr. 
med. Martina Wenker in ihrer Begrüßung die große Bedeu-
tung des ÖGD deutlich. Die Corona-Pandemie habe damals 
Defizite offenbart und die Politik veranlasst, den „Pakt für 
den ÖGD“ zu beschließen, der jedoch Ende 2026 auslaufe. 
„Die ÄKN unterstützt daher die vier Kernforderungen der 
Bundesärztekammer für einen starken, krisenfesten und breit 
aufgestellten ÖGD – zu diesem Zweck muss der Pakt für den 
ÖGD fortgeführt werden.“ 
 
Die wichtige Rolle des ÖGD hob auch Dr. med. Fabian Feil, 
Präsident des NLGA, in seiner Begrüßungsrede hervor: „In ei-

ner Gesellschaft, in der Unterschiede immer größer werden 
und sich Chancengleichheit verringert, schwinden demokrati -
sche Werte in besorgniserregendem Maße.“ Krankheit und Be -
hinderung erschwerten die öffentliche Teilhabe und schränkten 
die Möglichkeiten zur Partizipation ein. Die Mission des NLGA 
sei daher, dass alle Niedersachsen gesund aufwachsen. 
 
Einschätzungen aus bundespolitischer Sicht 
 
„Gute Gesundheitspolitik bedeutet gute Demokratiepolitik“, 
stimmte Dr. med. Christos Pantazis, gesundheitspolitischer 
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, seinem Vorredner Feil 
zu. Deutschland stehe insgesamt vor wachsenden Herausfor-
derungen. Nicht nur die Krankenhausreform – als größte Re-
form seit Jahrzehnten – sei wichtig, obgleich ihn der aktuell 
vorliegende Entwurf nicht überzeuge. Auch das Primärarzt-
system, bei dem Hausärztinnen und -ärzte eine zentrale Rolle 
einnähmen, sei ein richtiger Schritt. Das Konzept finde jedoch 
nur Akzeptanz, wenn sich die medizinische Versorgung für 
die Bevölkerung spürbar verbessere. „Es geht aber nicht nur 
um bessere Strukturen, sondern auch um gute Arbeitsbedin-
gungen“, betonte der Bundestagsabgeordnete insbesondere 
im Hinblick auf den immer größer werdenden Fachkräfte-
mangel. Für Pantazis bilden Prävention und Vorsorge wichtige 
Eckpfeiler der Versorgung – daher mache er sich parlamenta-
risch dafür stark, den „Pakt für den ÖGD“ zu bestätigen. 
 
Der Pakt für den ÖGD: Was wurde erreicht? 
 
Die Coronapandemie hat die personellen und technischen 
Defizite in den Gesundheitsämtern offenbart. Zur kurzfristigen 
Gefahrenabwehr stellte der Bund im Rahmen des „Pakts für 
den ÖGD“ seinerzeit vier Milliarden Euro für die Schaffung 
von Personalstellen, für die Digitalisierung und somit letztlich 
für die Modernisierung der Gesundheitsämter bereit. Dr. med. 
Elke Bruns-Philipps, Leiterin des Referats „Öffentliche Ge-
sundheit, Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ des 
Bundesgesundheitsministeriums, hat als Mitglied des Beirats 
„Pakt ÖGD“ einen exklusiven Einblick in die Arbeit dieses För -
derinstruments. „Wichtige definierte Ziele wurden erreicht und 
teilweise sogar übertroffen“, resümierte Bruns-Philipps. So konn -
ten mehr Vollzeitstellen im ÖGD geschaffen und besetzt wer-
den. Für die Digitalisierung des ÖGD als Kernmaßnahme wur -
den Standards entwickelt sowie zentral nutzbare Plattformen 
geschaffen, um Prozesse zu beschleunigen und die Arbeit der 
Gesundheitsämter zu erleichtern. Dabei sei der Beirat mit der 

Für eine Fortsetzung des ÖGD-Pakts 

Der Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst stand bei der 29. Robert-Koch-Tagung  
in Hannover im Fokus der Diskussionen: In den Workshops der Fortbildung ging es um  
Themen wie Infektionsschutz, Kinder- und Jugendmedizin, Cannabis und Hygiene.  
  



Erarbeitung von Stellungnahmen zu Themen wie Klimawandel 
(November 2024), zur Zukunft des ÖGD (Dezember 2024) 
und zur Verankerung des Öffentlichen Gesundheitswesens 
im Medizinstudium (Februar 2025) betraut. Diese sollen 
helfen, schneller auf Probleme reagieren zu können. 
 
„Die Arbeit im ÖGD wird immer schwieriger, das Gesund-
heitssystem insgesamt ist arg angeschlagen“, konstatierte Dr. 
med. Andreas Philippi, Niedersächsischer Minister für Soziales, 
Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung, in seiner Begrüßungs-
rede. Trotzdem gebe es auch positive Entwicklungen, so Phi-
lippi und nannte als Beispiel die im September 2025 gestartete 
Informationskampagne des ÖGD unter der Marke „Der ÖGD 
– Schützt. Hilft. Klärt auf.“ Die gemeinsame bundesweite 
Kommunikationsinitiative der 16 Landesgesundheitsministe-
rien und des Bundesinstituts für Öffentliche Gesundheit (BIÖG) 
soll über die vielfältigen Aufgaben des ÖGD informieren und 
das Vertrauen in die wichtige Arbeit der Gesundheitsämter 
vor Ort stärken. „Den Pakt ÖGD ersatzlos auslaufen zu 
lassen, halte ich für einen Rückschritt“, warnte Philippi. 
 
Wie soll es weitergehen für den ÖGD? 
 
In einer anschließenden Podiumsdiskussion, die von Thomas 
Altgeld, dem Geschäftsführer der Landesvereinigung für Ge-
sundheit und Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen 
Bremen e. V. moderiert wurde, erhielten die Rednerinnen 
und Redner Gelegenheit, miteinander in den Austausch zu 
gehen. Gefragt nach ihrer Einschätzung zur Zukunft des Pakt 
ÖGD, prognostizierte Bruns-Philipps: „In der Form (wie nach 
der Pandemie, Anm. d. Red.) wird es die finanzielle Unter-
stützung nicht wieder geben.“ Dehne betonte die größer ge-
wordene öffentliche Wahrnehmung des ÖGD. „Das Engage-
ment der Akteurinnen und Akteure vor Ort ist immens“, 
zeigte sich Dehne optimistisch und erklärte, dass die Probleme 

mit diesem Schwung angegangen werden könnten. Auch 
Teilnehmende an der Tagung wurden in die Diskussion mit-
einbezogen und hatten so die Möglichkeit, ihre Anliegen den 
gesundheitspolitischen Akteurinnen und Akteuren vorzutra-
gen. Beklagt wurde beispielsweise die Gehaltsstruktur der 
Ärztinnen und Ärzte in den Gesundheitsämtern, die eine Tä-
tigkeit dort weniger attraktiv mache. Auch der Wunsch, dem 
ÖGD an den Universitäten in Lehre und Forschung mehr Ge-
wicht zu verleihen, wurde geäußert. 
 
In einer abschließenden „Wünsch-dir-was“-Fragerunde äu-
ßerte Philippi das Bedürfnis nach ressortübergreifendem Ar-
beiten, während sich Feil für eine enge Zusammenarbeit der 
Fachrichtungen aussprach. Wenker wünschte sich im Sinne 
einer besseren Kooperation, dass man noch mehr persönlich 
miteinander ins Gespräch komme und führte als Beispiel die 
elf Bezirksstellen der ÄKN als regionale Anlaufstelle für die 
niedersächsischen Ärztinnen und Ärzte an. Dehne bezeich-
nete vor allem das Positionspapier Digitalisierung als Her-
zensangelegenheit, denn auf diesem Weg könne die Arbeit 
des ÖGD weiter strukturell erleichtert werden. Auch Philippi 
will strukturelle Möglichkeiten schaffen, um den ÖGD für 
seine Aufgaben zu stärken. Der Minister setzte sich dafür ein, 
das Vertrauensproblem zwischen denen, die von den Leis-
tungen des solidarischen Gesundheitssystems profitieren und 
jenen, die dort einzahlen, anzugehen, um demokratiefeind-
lichen Tendenzen keinen Raum zu geben. 
 
Im weiteren Verlauf der Robert-Koch-Tagung fanden ver-
schiedene Workshops zu aktuellen Themen wie unter ande-
rem Cannabis, der Arbeit des ÖGD in Niedersachsen, Infek-
tionsschutz, Hygiene, der mentalen Gesundheit von Kindern 
und Jugendlichen, Prävention, dem Krisenherd Gaza oder 
zu Softwaresystemen für Gesundheitsämter statt.  

r Jessica Weigel 
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Die Frage „Wie soll es weitergehen für den ÖGD?“ stand neben anderen Themen im Mittelpunkt der Podiumsdiskussion, an der (v.l.n.r.) Dr. med. Fa bi an 
Feil, Dr. med. Elke Bruns-Philipps, Thomas Altgeld, Minister Dr. med. Andreas Philippi, Dr. med. Martina Wenker und Dr. med. Kai Dehne teilnahmen.
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Maßnahmen gegen die verbalen sowie körperlichen Angrif-
fe, denen medizinisches Personal in Rettungsdienst, Praxis 
und Klinik zunehmend ausgesetzt ist, sind ein wichtiges 
Anliegen der Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN). Gemein-
sam mit dem Marburger Bund Niedersachsen (MB), der 
Niedersächsischen Krankenhausgesellschaft (NKG) und der 
Kassenärztlichen Vereinigung Niedersachsen (KVN) unter-
stützt die ÄKN daher die Initiative von Dr. med. Andreas 
Philippi, dem Niedersächsischen Minister für Soziales, Ar-
beit, Gesundheit und Gleichstellung. Philippi organisierte 
zwei Mal in diesem Jahr einen Anti-Gewalt-Gipfel und ver-
sicherte sich der Unterstützung der niedersächsischen Ge-
sundheitsbranche für einen bundesweiten Vorstoß: „Die 
Justizminister haben auf ihrer Frühjahrskonferenz festgestellt, 
dass der Schutz von in der Gesundheitsversorgung tätigen 
Personen vor Verbalattacken, Bedrohungen und körperli-
chen Übergriffen verbessert werden muss und einen ent-
sprechenden Beschluss gefasst“, erklärte Philippi im Nach-
gang des zweiten Anti-Gewalt-Gipfels Anfang September. 
Nun müsse es an die Umsetzung gehen, sagte der Minister 
und kündigte eine niedersächsische Bundesratsinitiative 
an, mit der die Bundesregierung aufgefordert wird, zeitnah 
einen Gesetzesentwurf zur Verbesserung des Schutzes der 
Mitarbeitenden in der Gesundheitsversorgung vorzulegen. 
 
Besserer Schutz für alle Berufsgruppen 
 
Dass Mitarbeitende des ärztlichen Notdienstes und der Not-
aufnahmen sowie andere für das Allgemeinwohl Tätige besser 
gegen Gewalt geschützt und Übergriffe konsequenter bestraft 
werden sollten, dafür tritt die Ärztekammer schon seit Länge-
rem ein. Dr. med. Marion Charlotte Renneberg, die als stell-
vertretende Präsidentin die Kammer bei den Anti-Gewalt-
Gipfeln vertreten hat, bekräftigte den Vorstoß: „Wir erleben 
seit Jahren einen verschärften Umgangston und eine Zunahme 
gewaltsamer Übergriffe in Praxen, Krankenhäusern und Me-
dizinischen Versorgungszentren. Als Gesellschaft dürfen wir 
dies nicht länger tolerieren, sondern müssen Ärztinnen und 
Ärzte, Medizinische Fachangestellte, Pflege- und Rettungs-
kräfte und alle anderen an der Versorgung beteiligten Berufs-
gruppen besser vor Anfeindungen und Gewalt schützen.“ 
Darüber hinaus appellierte die selbst als Hausärztin nieder-
gelassene Fachärztin für Allgemeinmedizin an alle Beteiligten: 
„Die Basis einer jeden medizinischen Behandlung ist ein res-
pektvoller und gewaltfreier Umgang miteinander. Wir alle 
können und müssen unseren Teil hierzu beitragen.“ 

 
Dem stimmten Hans Martin Wollenberg und Andreas Ham-
merschmidt, Vorsitzende des MB Niedersachsen zu, die 
warnten: „Der Arbeitsplatz Krankenhaus darf nicht zum 
Tatort werden – Gewalt gegen medizinisches Personal ist 
absolut inakzeptabel!“ Der Vorstandsvorsitzende der KVN 
Mark Barjenbruch informierte: „Die Kassenärztliche Verei-
nigung Niedersachsen bietet vor dem Hintergrund der stei-
genden Gewaltentwicklungen in Arztpraxen verstärkt Fort-
bildungskurse für Praxisteams an. In diesen Kursen wird 
vermittelt, wie Praxismitarbeiter schwierige Patienten und 
Patientinnen schnell erkennen und wie sie kommunikativ 
auf verbale Attacken reagieren sollten.“ Auch NKG-Ver-
bandsdirektor Helge Engelke unterstrich: „Gewalt gegen 
Krankenhauspersonal darf nicht toleriert werden. Derartige 
Übergriffe beeinträchtigen nicht nur unmittelbar die Sicher-
heit und Gesundheit der Betroffenen sowie das Arbeitsklima 
in den Kliniken, sondern sie gefährden mittelbar die Funk-
tionsfähigkeit des Gesundheitswesens und damit die Ver-
sorgungssicherheit der Bevölkerung insgesamt. Die Be-
schäftigten in den Kliniken leisten unverzichtbare Dienste 
an der Allgemeinheit und verdienen einen besonderen 
Schutz.“                                              r Inge Wünnenberg 

Votum für ein gewaltfreies Miteinander  

Zweiter Anti-Gewalt-Gipfel: Akteurinnen und Akteure aus dem niedersächsischen  
Gesundheitswesen unterstützen die Forderung von Minister Dr. med. Andreas Philippi  
nach einem besseren Schutz von allen in der Gesundheitsversorgung Tätigen. 
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Wollen Mitarbeitende in der Gesundheitsversorgung besser vor 
Gewalt schützen (v.l.n.r.): Hans Martin Wollenberg (Vorsitzender des 
MB Niedersachsen), Katrin Stary (Abteilungsleiterin Gesundheit und 
Prävention im Gesundheitsministerium), Gesundheitsminister Dr. 
med. Andreas Philippi, Mark Barjenbruch (KVN-Vorstandsvorsitzen-
der), Dr. med. Marion Charlotte Renneberg (stellvertretende ÄKN-
Präsidentin), Helge Engelke (NKG-Direktor) und Andreas Hammer-
schmidt (Zweiter Vorsitzender des MB Niedersachsen).

 



Der Kreis Friesland und die Stadt Wilhelmshaven haben 
die Zusammenlegung des Klinikums Wilhelmshaven mit 
den Friesland-Kliniken Sande und Varel beschlossen. 
Der Standort des zukünftigen Zentralklinikums ist noch 
offen und es gibt noch keine konkreten Pläne für die 
Übergangszeit. Auch im Landkreis Wesermarsch wird 
über die Zukunft der Krankenhäuser in Nordenham 
und in Brake diskutiert. Das niedersächsische ärzteblatt 
sprach mit Jens Wagenknecht, Vorsitzender der Be-
zirksstelle Wilhelmshaven und Mitglied im Landesvor-
stand der Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN), über Zu-
kunftsperspektiven und aktuelle Unsicherheiten.  
 
Herr Wagenknecht, wie bewerten Sie die beschlossene 
Zusammenlegung der drei Kliniken grundsätzlich?  
 
Jens Wagenknecht: Um eine langfristige Versorgungssi-
cherheit für die Menschen in der Region zu gewährleisten, 
ist das genau der richtige Ansatz: Ein leistungsfähiges 
Krankenhaus zu schaffen  – anstatt über drei Standorte 
verteilt manche Leistungen doppelt oder dreifach anzu-
bieten, wie es in der Vergangenheit ja zum Teil gemacht 
wurde. Da bietet sich eine Zentralisierung an einem Ort 
an, denn auch die Fahrt- und Transportstrecken über das 
Einzugsgebiet hinweg sind machbar. Ich bin absolut für 
diese Lösung. 
 
Welche Schwierigkeiten sehen Sie zum aktuellen Zeit-
punkt hinsichtlich der Umsetzung? 
 
Wagenknecht: Problematisch ist aktuell die massive Ver-
unsicherung auf beiden Seiten – sowohl bei den Patien-
tinnen und Patienten als auch bei den Beschäftigten. Das 
Zeitfenster bis zum Erreichen dieser Lösung ist einfach 
sehr lang. Aktuell sind acht Jahre von heute an bis zur In-
betriebnahme denkbar. Jeder fragt sich: Was machen wir 
denn bis dahin? Die dadurch entstandene Unsicherheit 
führt ja auch zu Entscheidungen bei den Menschen, die 
hier im Gesundheitswesen arbeiten. Ärztliche Kolleginnen 
und Kollegen, die unmittelbar von der Veränderung be-
troffen sein werden, entscheiden im Hier und Jetzt. Sie 
können nicht abschätzen, was in den kommenden acht 
Jahren passieren wird und entscheiden sich für ein ruhi-
geres Fahrwasser und damit möglicherweise gegen eines 

der Häuser. Für die Patientinnen und Patienten ist das na-
türlich ein Drama. Auch sie sind verunsichert und gehen 
leider möglicherweise woanders hin.    
 
Was müsste aus Ihrer Sicht passieren, um diese Unsicher-
heiten abzubauen und Vertrauen in die aktuellen Strukturen 
und den Veränderungsprozess zu schaffen?  
 
Wagenknecht: Ein zentraler Punkt ist die Entscheidung 
zum zukünftigen Standort. Diese sollte zeitnah getroffen 
werden, um insbesondere den Beschäftigten eine klare Per-
spektive bieten zu können. Aber noch viel wichtiger er-
scheint mir, die beteiligten Ärztinnen und Ärzte, das Pfle-
gepersonal und alle anderen Berufsgruppen der Häuser mit 
an den Tisch zu bringen und sie auf Augenhöhe einzubin-
den: mit ihnen gemeinsam die Pläne zu besprechen und 
ihre Expertise einzuholen, wie die Versorgung über den ge-
samten Zeitraum stattfinden kann. Eine solche offene, trans-
parente Kommunikation mit den Mitarbeitenden auf allen 
Ebenen findet bisher in keiner Weise statt. Stattdessen höre 
ich in Gesprächen mit ärztlichen Kolleginnen, Kollegen 
und Pflegefachkräften immer wieder, dass Informationen 
an sie hauptsächlich über die Medienberichterstattung ge-

„Die Betroffenen entscheiden im Hier und Jetzt 
– und dann auch oft gegen eines der Häuser“ 

Die Krankenhäuser in Wilhelmshaven, Sande und Varel sollen in ein Zentralklinikum  
überführt werden. Jens Wagenknecht, der Vorsitzende der Bezirksstelle Wilhelmshaven, 
sieht darin Chancen für die künftige Gesundheitsversorgung, aber auch Risiken. 
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Jens Wagenknecht (r.), der Vorsitzende der Bezirksstelle Wilhelmsha-
ven, und Klaus-Peter Schaps, sein Stellvertreter, kommentierten Ende 
September die geplante Zusammenlegung der Klinikstandorte Wil-
helmshaven, Sande und Varel in einem neu gebauten Zentralklinikum. 
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langen und sie selbst nicht in die Gespräche eingebunden 
werden. Die Berufsgruppen müssen jetzt beteiligt werden. 
 
Welche Rolle spielt in diesem Prozess der Neuausrichtung 
die Krankenhausreform?  
 
Wagenknecht: Wir befinden uns im Umbruch hin zu ei-
nem System der zentral gesteuerten Leistungsgruppen. 
Diese werden zukünftig für jedes Krankenhaus exakt de-
finieren, welche Leistungen es anbieten darf und welche 
nicht. Für jedes Krankenhaus in Niedersachsen und ganz 
Deutschland bestehen ohnehin aktuell viele offene Fragen 
und Planungsunsicherheiten, wie zum Beispiel auch die 
kommende Reform der Notfallversorgung. In dieser Zeit 
eine vernünftige Konzeption für ein gemeinsames neues 
Großkrankenhaus aufzustellen, ist eine herausfordernde 
Aufgabe. Bei der jetzt zu definierenden Verteilung der 
Leistungsgruppen muss hier die spätere Zusammenlegung 
bereits berücksichtigt werden, anstatt jetzt noch mehr 
Wettbewerb zu schaffen. Die Mitarbeitenden müssen da-
her unbedingt stärker an den Planungsgesprächen beteiligt 
und ihre Erfahrungen und ihr Wissen über die aktuelle 
Versorgungssituation genutzt werden. Das wird im aktu-
ellen Transformationsprozess nach meiner Wahrnehmung 
noch sehr vernachlässigt.  
 
Diese zeitgleich ablaufenden Prozesse – die Zusammenle-
gung der Häuser sowie die Einführung der Leistungsgrup-
pen – haben beide für sich genommen ja schon Auswirkun-
gen auf die ärztliche Weiterbildung. Wie kann diese denn 
trotz dieser Veränderungsprozesse kontinuierlich weiter-
laufen? 
 
Wagenknecht: Das ist aus unserer Sicht als Ärztekammer 
eine zentrale Herausforderung für die Region. Die konti-
nuierliche Nachwuchsgewinnung durch fortlaufende Wei-
terbildung, die wir sonst immer hatten  – vom Studium 
über die Facharztausbildung in den Häusern bis zur Tä-
tigkeit als Oberarzt dort oder eben auch der Wechsel in 
die Niederlassung in der direkten Umgebung – ist aktuell 
unterbrochen. Falls die Einführung der Leistungsgruppen 
darüber hinaus noch Auswirkungen auf die Weiterbil-
dungsermächtigungen hat und weniger Weiterbildung 
vor Ort stattfinden kann, dann werden sich noch mehr 
Studierende gegen die Region entscheiden. Und das wirkt 
über Jahre nach.  
 
Welche konkreten Auswirkungen hat denn diese abneh-
mende Zahl an stattfindenden Weiterbildungen für die Ver-
sorgungssituation vor Ort? 
 
Wagenknecht: Es bedeutet eben nicht nur, dass für einige 
Jahre der eine oder andere Assistenzarzt im Krankenhaus 

weniger zur Verfügung steht. Sondern es bedeutet auch, 
dass ein Arzt oder eine Ärztin weniger in der Region an-
sässig sein wird, um später eine Praxis zu übernehmen 
oder dort eine Stelle anzutreten. Wir können das beispiel-
haft ganz einfach an den in Wilhelmshaven tätigen Haus-
ärztinnen und -ärzten ablesen: Mehr als zwei Drittel 
davon sind in den Krankenhäusern in Sande, Wilhelms-
haven oder Varel ausgebildet worden. Daran erkennt 
man, wie wichtig eine Kontinuität in der Weiterbildung 
auch für die regionale ambulante Versorgung ist. Und das 
eigentlich Schlimme ist, dass wir diese Situation im Zu-
ständigkeitsgebiet unserer Bezirksstelle nicht nur im Bezug 
auf diese drei Standorte erleben. Über die Zukunft der 
Krankenhäuser des Landkreises Wesermarsch in Norden-
ham und Brake werden ebenfalls Gespräche geführt und 
langfristig wird es wahrscheinlich nur noch einen der bei-
den Standorte geben. Also haben wir auch hier einen 
Schwebezustand mit hohen Unsicherheiten und all den 
hieraus resultierenden, bereits beschriebenen negativen 
Entwicklungen. Und auch hier gilt: Wir brauchen mehr 
Beteiligung und einen soliden und belastbaren Plan, der 
sowohl Mitarbeitenden als auch Patientinnen und Patien-
ten Sicherheit vermittelt. 
 
Das Interview führte Niko Gerdau. 
 
 
Auf dem Weg zum Zentralklinikum 

 
Am 2. Juli 2025 beschlossen der Kreistag Friesland und der 
Rat der Stadt Wilhelmshaven in zeitgleich stattfindenden 
Sitzungen die zukünftige Struktur der regionalen Kranken-
hauslandschaft. Die beiden Friesland-Kliniken in Sande 
und Varel, die im Besitz des Landkreises Friesland sind, 
sollen gemeinsam mit dem städtischen Klinikum Wil-
helmshaven in einem neuen Zentralklinikum zusammen-
geführt werden. Wo das neue Klinikum, das erst Mitte der 
2030er-Jahre den Betrieb aufnehmen soll, am Ende stehen 
wird, soll etwa in einem halben Jahr geklärt sein. Anlass für 
die Zusammenlegung und den Neubau ist die schwierige 
finanzielle Situation der Häuser. Auch die bundesweite 
Krankenhausreform hat für zusätzlichen Druck gesorgt. 
Zur weiteren Ausgestaltung des Vorhabens sollen drei Gut-
achten zu unterschiedlichen Fragestellungen erstellt wer-
den: einmal zum Standort, dann zur rechtlichen Struktur 
einer gemeinsamen Trägerschaft von Kreis und Stadt sowie 
außerdem zu Größe und Leistungsspektrum des zukünfti-
gen Großkrankenhauses. Auch ein Konzept für die Gestal-
tung der Übergangszeit am Standort Varel soll entwickelt 
werden. Hier geht es insbesondere um die Sicherstellung 
der Versorgung durch die Praxen des Medizinischen Ver-
sorgungszentrums in Varel.                                  r ged 



Viele Ärztinnen und Ärzte in Niedersachsen haben zu 
Beginn ihres Berufslebens mit ihm zu tun gehabt: dem 
Niedersächsischen Zweckverband zur Approbationser-
teilung (NiZzA). Der NiZzA ist die zuständige Aufsichts-
behörde über in Niedersachsen tätige bzw. zuletzt tätige 
Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten. Er wurde 
im Jahr 2006 gegründet und ist eine Körperschaft öffent-
lichen Rechts. Die wesentlichen Aufgaben vom NiZzA 
im Bereich Humanmedizin sind hier zusammengefasst. 
 
Staatsprüfungen beim Landesprüfungsamt: Den ersten 
Kontakt mit NiZzA haben Ärztinnen und Ärzte bereits 
während des Medizinstudiums, wenn sie sich beim Lan-
desprüfungsamt für den Ersten Abschnitt der Ärztlichen 
Prüfung anmelden. Wer in Niedersachsen Humanmedizin 
studiert, legt insgesamt drei Staatsprüfungen beim NiZzA 
ab, die umgangssprachlich oft als erstes, zweites und drit-
tes Staatsexamen bezeichnet werden. Für alle Abschnitte 
der Ärztlichen Prüfung stellt der NiZzA sicher, dass die 
Voraussetzungen gemäß der deutschen Approbationsord-
nung vorliegen. Der NiZzA erteilt dann die Zulassungen 
zu den Prüfungen und führt die schriftlichen Staatsprü-
fungen auch selbst durch.     
 
Approbationserteilung nach dem Medizinstudium: Ist das 
Medizinstudium erfolgreich abgeschlossen, kann beim 
NiZzA die Approbation beantragt werden. Die dafür er-
forderlichen Unterlagen erhalten die Kandidatinnen und 
Kandidaten mit der Zulassung zum Dritten Abschnitt der 
Ärztlichen Prüfung. Im Jahr 2024 hat der NiZzA 653 Ap-
probationen erteilt.  
 
Nach der Approbation gehen die Ärztinnen und Ärzte in 
den Zuständigkeitsbereich der Ärztekammer Niedersach-
sen (ÄKN) über. Dort müssen sich alle Ärztinnen und Ärz-
te, die in Niedersachsen tätig sind, als Mitglieder anmel-
den. Gleiches gilt für Ärztinnen und Ärzte, die ihren 
Beruf nicht ausüben, aber in Niedersachsen leben. 
 
Approbationen und Berufserlaubnisse bei ausländischen 
Studienabschlüssen: Im Jahr 2024 hat der NiZzA auch 
923 Ärztinnen und Ärzten eine Approbation erteilt, die 
ihre Ausbildung nicht in Deutschland absolviert haben. 
Bei Abschlüssen innerhalb der Europäischen Union, des 

Europäischen Wirtschaftsraums oder in der Schweiz gilt 
die Ausbildung als gleichwertig zum Medizinstudium in 
Deutschland. Haben Ärztinnen und Ärzte ihre Ausbil-
dungen in Drittstaaten abgeschlossen, überprüft der NiZ-
zA, ob eine Gleichwertigkeit besteht oder ob die Medi-
zinkenntnisse in einer Kenntnisprüfung nachgewiesen 
werden müssen. Wichtig ist auch, dass die Ärztinnen und 
Ärzte gut auf Deutsch kommunizieren können. Die 
Sprachkenntnisse werden mit der sogenannten Fach-
sprachprüfung nachgewiesen.  
 
Übergangsweise können Ärztinnen und Ärzte mit auslän-
dischen Berufsabschlüssen auch eine vorläufige Berufser-
laubnis beantragen. Dabei handelt es sich um eine be-
schränkte Berufsausübungsberechtigung für maximal zwei 
Jahre, innerhalb derer die Ärztinnen und Ärzten ihr Ap-
probationsverfahren vorantreiben und die erforderlichen 
Prüfungen ablegen. Im Jahr 2024 hat der NiZzA 1.202 
solcher Berufserlaubnisse erteilt.  
 
Anmeldungen Kenntnisprüfung und Fachsprachprüfung: 
Alle Anträge für Kenntnis- und Fachsprachprüfungen 
werden vom NiZzA geprüft. Liegen alle erforderlichen 
Dokumente vor, meldet der NiZzA den Arzt oder die 
Ärztin für die Fachsprach- und/oder Kenntnisprüfung an, 
die beide von der ÄKN organisiert und durchgeführt wer-
den. Sind die Prüfungen bestanden und bestehen keine 
anderweitigen Bedenken, erteilt der NiZzA die Approba-
tion.  
 
Certificate of Good Standing / Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung: Ärztinnen und Ärzte, die im Ausland tätig werden 
möchten, benötigen meistens neben einen Nachweis 
ihrer erworbenen Qualifikation (Ausbildungsnachweis) 
auch eine sogenannte Unbedenklichkeitsbescheinigung 
(Certificate of Good Standing). Diese bestätigt, dass sie 
zur uneingeschränkten Ausübung ihres Berufes berechtigt 
sind und gilt als Nachweis, dass keine beruflichen oder 
disziplinarischen Bedenken vorliegen. Die Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung für Ärztinnen und Ärzte aus Nie-
dersachsen werden von der Approbationsbehörde ausge-
stellt. Dafür führt der NiZzA auch eine Datenabfrage bei 
der ÄKN durch. Im Jahr 2024 hat NiZzA 210 Zertifikate 
für Humanmedizinerinnen und Humanmediziner in Nie-
dersachsen erstellt.   
 

Welche Aufgaben hat eigentlich die 
niedersächsische Approbationsbehörde?  

Er erteilt und entzieht Approbationen und hat noch viele andere Aufgaben: der Nieder-
sächsische Zweckverband zur Approbationserteilung (NiZzA).  
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Landarztquote: Seit dem Jahr 2023 vergibt das Land Nie-
dersachsen 60 Studienplätze der Humanmedizin an Be-
werberinnen und Bewerber, die sich verpflichten, nach 
dem Abschluss für zehn Jahre in einer Hausarztpraxis auf 
dem Land tätig zu sein. Der NiZzA und die ÄKN arbeiten 
dabei Hand in Hand: NiZzA prüft eingehende Bewerbun-
gen nach einem standardisierten Verfahren und vergibt 
Punktwerte. Daraus ergeben sich 120 Bewerberinnen 
und Bewerber, die zum Auswahlgespräch eingeladen 
werden. In den vergangenen Jahren haben sich pro Durch-
gang rund 300 junge Menschen auf die Landarztquote 
beworben. 
 
Die Auswahlgespräche werden dann von der Ärztekam-
mer Niedersachsen durchgeführt. Der endgültige Listen-
platz der Teilnehmenden wird aus dem Mittelwert der 
Rangplätze aus der Vorauswahl und aus dem Auswahlge-
spräch errechnet. Der NiZzA ordnet die ausgewählten 
Bewerberinnen und Bewerber den zu vergebenden Studi-
enplätzen zu und berücksichtigt dabei nach Möglichkeit 
die örtlichen und zeitlichen Präferenzen der Kandidatin-
nen und Kandidaten. Durch ein verbessertes Nachrück-
verfahren werden inzwischen alle 60 Studienplätze an 
Bewerberinnen und Bewerber der Landarztquote verge-
ben.  
 
Entzug der Approbation: Wenn Zweifel an der gesund-
heitlichen Eignung, der Würdigkeit oder der Zuverlässig-
keit zur Ausübung eines Heilberufs bestehen, kann der 
NiZzA eine Approbation auch ruhen lassen oder sogar 
widerrufen.  
 

 
Auswahlverfahren für die Landarztquote 
2026 bereits im Januar   
 
Vom 1. Januar 2026 bis zum 31. Januar 2026 können 
sich Interessierte für den vierten Durchgang der Land-
arztquote bewerben. Weitere Informationen zur Be-
werbung stellt der NiZzA online unter www.nizza.nie-
dersachsen.de bereit. Die Auswahlgespräche finden 
voraussichtlich im Mai statt. 
 
In den Jahren 2023 und 2024 begann der Bewerbungs-
zeitraum im März und die Auswahlgespräche fanden 
im Juni statt. Dadurch blieb nicht genug Zeit, nicht an-
genommene Studienplätze rechtzeitig nachrückenden 
Bewerberinnen und Bewerbern anzubieten. Diese Stu-
dienplätze verfielen zwar nicht, standen aber auch 
nicht mehr für Studierende der Landarztquote zur Ver-
fügung. Für ein besseres Nachrückverfahren wurde der 
Bewerbungszeitraum im Jahr 2025 erfolgreich vorver-
legt. Um die Abläufe noch weiter zu optimieren, be-
ginnt die Bewerbungsphase ab 2026 sogar bereits im 
Januar.  

 

Die stellvertretende Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen Dr. med. Marion Charlotte Renneberg (links) und NiZzA-Geschäftsführerin 
Meike Meyer-Wrobel (rechts) mit Professor Dr. med. Nils Schneider (Mitte) von der MHH beim Auswahlverfahren der Landarztquote 2025.

 

Weitere Aufgaben: Außerdem überwacht der NiZzA den 
Verkehr mit Betäubungsmitteln bei Ärzten, Zahnärzten, in 
Krankenhäusern sowie in Heimen. Zudem genehmigt der 
NiZzA die Durchführung künstlicher Befruchtungen.       
                                                         r Monika Schröder 



Die zunehmende Überbürokratisierung 
der ärztlichen Versorgung stand seit 
Mitte 2022 im Fokus des Ausschusses 
Qualität und Management. Unter dem 
Vorsitz von Dr. med. Elke Buckisch-
Urbanke und ihrem Stellvertreter Dr. 
med. Günter Meyer sowie den Mitglie-
dern Stefan Drumm, Dr. med. Con-
stantin Janzen und Dr. med. Laura Pa-
vel analysierte das Gremium in der 19. 
Wahlperiode zahlreiche Gesetze und 
gesundheitspolitische Maßnahmen. Für 
den Vorstand begleitete Dr. med. Mar-
tina Wenker den Ausschuss und von 
Verwaltungsseite Dipl.-Dok. Silvia Ber-
lage, Leiterin der Abteilung Gesund-
heitspolitik und Qualitätsentwicklung.  
 
Zahlreiche neue Gesetze und Mitteilungen des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (G-BA) sowie des Instituts für Qualität 
und Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG) gerieten in 
der 19. Wahlperiode in die Kritik des Ausschusses: Die Mit-
teilung des G-BA unter dem Titel „Neue Wege gehen: daten-
gestützte Qualitätssicherung soll vereinfacht werden“ und 
der daraufhin vom IQTIG vorgelegte „Vorbericht zu Kriterien 
für die Aussetzung und Aufhebung von Qualitätsindikatoren 
oder QS-Verfahren“ versprachen einen Bürokratieabbau. Der 
ÄKN-Ausschuss Qualität und Management bewertete die 
dort angekündigten Maßnahmen aber als nicht zielführend 
und befürchtete eher noch mehr Bürokratie.  
 
Der Ausschuss setzte sich in der 19. Wahlperiode somit vor 
allem für die Entlastung der Ärztinnen und Ärzte ein. Den 
Auftakt bildete die von Buckisch-Urbanke beim Deutschen 
Ärztetag 2022 eingebrachte, weithin beachtete Resolution 
„Stoppt den Kontrollwahn!“ Eine in Niedersachsen einge-
richtete Lenkungsgruppe befasste sich mit dem Anliegen 
und trug Vorschläge zur Entbürokratisierung an Gesund-
heitsminister Dr. med. Andreas Philippi heran. Die Zusagen 
zum Bürokratieabbau auf Landes- wie Bundesebene fanden 
aber weder im Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz 
(GVSG) noch im Krankenhausversorgungsverbesserungsge-
setz (KHVVG) Berücksichtigung. Der Ausschuss kritisierte 
zudem die Streichung der im GVSG vorgesehenen 5.000 
zusätzlichen Medizinstudienplätze. Ein Positionspapier zum 
Krankenhaustransparenzgesetz wurde der Kammerver-

sammlung am 9. März 2024 vorgelegt 
und beim Deutschen Ärztetag 2024 in 
Mainz der Antrag „Gesundheitsreform: 
Weniger Bürokratie – mehr Patienten-
sicherheit“ eingebracht und mehrheit-
lich angenommen.  
 
Ende 2024 empfahl die Regierungs-
kommission für eine moderne und be-
darfsgerechte Krankenhausversorgung 
in ihrer 12. Stellungnahme eine regio-
nalisierte Neustrukturierung von Ge-
burtshilfe und Perinatalmedizin. Der 
Ausschuss Qualität und Management 
bereitete daraufhin einen Antrag für 
den Deutschen Ärztetag 2025 vor. Da-
rin wurde gefordert, die Betreuungs- 

und Weiterbildungsszenarien in Niedersachsen zunächst 
ausreichend für verschiedene Risikosituationen zu simulie-
ren, bevor Entscheidungen über Strukturveränderungen ge-
troffen werden. Sonst sehe der Ausschuss die Patientensi-
cherheit gefährdet. Der Antrag erhielt auf dem Ärztetag in 
Leipzig sehr viel Zustimmung. 
 
In den Sitzungen des Ausschusses wurden auch die Schu-
lungs- und Veranstaltungsangebote des Referats „Zentrum für 
Qualität und Management im Gesundheitswesen“ weiterent-
wickelt. 2023 startete das neue Peer Review Verfahren in der 
Laboratoriumsmedizin und die Pilotphase des Peer Review 
Verfahrens „ST-Hebungsinfarkt“ wurde erfolgreich abgeschlos-
sen. Große Nachfrage erzielte das Training „Deeskalation am 
Tresen und am Telefon“ aufgrund der steigenden Zahl an ge-
walttätigen Übergriffen in Arztpraxen und Krankenhäusern. 
Die für die Weiterbildung „Qualitätsmanagement“ relevante 
Kursfortbildung „Ärztliches Qualitätsmanagement“ wurde zu-
dem 2020 auf ein modulares Konzept umgestellt. Das (Mus-
ter-)Kursbuch „Ärztliches Qualitätsmanagement“ der Bundes-
ärztekammer berücksichtigt Weiterentwicklungen in den Be-
reichen Qualitäts- und Risikomanagement sowie Patientensi-
cherheit. Die Weiterbildungskurse „Ärztliches Qualitätsma-
nagement“ sind regelmäßig ausgebucht und werden mehrmals 
im Jahr angeboten. 
 

Dr. med. Elke Buckisch-Urbanke 
Vorsitzende des Ausschusses Qualität  
und Management 

Im Einsatz gegen die überbordende Bürokratie 

Der Ausschuss Qualität und Management bewertete in der 19. Wahlperiode zahlreiche  
Gesetze sowie Maßnahmen im Hinblick auf die Patientensicherheit und die Belastung der 
Ärzteschaft. Außerdem begleitete das Gremium Kurse und Peer Review Verfahren.  
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Neben den Ausschüssen als ständige Gremien der Kammer-
versammlung richtet der Landesvorstand zusätzlich noch Ar-
beitskreise für die Dauer der jeweiligen Wahlperiode ein. Um 
einen zentralen Ansprechpartner für Versorgungsfragen zu 
etablieren, entschloss sich der Vorstand zu Beginn der 19. 
Wahlperiode im März 2021, den Arbeitskreis „Ärztliche Ver-
sorgung“ einzusetzen. In das Gremium wurden neben der 
Vorsitzenden, der stellvertretenden Ärztekammerpräsidentin 
Dr. med. Marion Charlotte Renneberg, seitens des Vorstands 
außerdem Dr. med. Wolfgang Lensing für den ambulanten 
fachärztlichen Sektor und Hans Martin Wollenberg für den 
stationären Versorgungsbereich berufen. Zu den insgesamt 
sieben Mitgliedern des Arbeitskreises zählen außerdem die 
drei Ausschussvorsitzenden Dr. med. Frauke Petersen (Kran-
kenhausangelegenheiten), Dr. med. Christiane Qualmann 
(Sektorenübergreifende Versorgung) und Dr. med. Elke Bu-
ckisch-Urbanke (Qualität und Management). Den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst vertritt der Kammerversammlungsdelegierte 
Dr. med. Uwe Gerecke.  
 
Kernforderungen der Ärzteschaft 
 
Einen Schwerpunkt des Arbeitskreises bildeten zunächst die 
Empfehlungen der Enquetekommission „Sicherstellung der 
ambulanten und stationären medizinischen Versorgung in 
Niedersachsen – für eine qualitativ hochwertige und wohn-
ortnahe medizinische Versorgung“, deren Umsetzung das 
Gremium begleitete. Im Jahr 2022 stellte der Arbeitskreis im 
Vorfeld der niedersächsischen Landtagswahl federführend die 
Kernforderungen der niedersächsischen Ärzteschaft an die 

künftige Landesregierung zusammen, die dann von der Kam-
merversammlung verabschiedet wurden. Außerdem erfolgte 
eine inhaltliche Abstimmung mit dem Projekt der Bundesärz-
tekammer „Versorgung in dünn besiedelten Regionen – Mo-
nitoring, Analyse, Bewertung und Verbesserung“.  
 
Konkrete Empfehlungen zu einem Abbau bürokratischer Vor-
gaben im Gesundheitswesen erstellte der Arbeitskreis 2023 
gemeinsam mit der Niedersächsischen Krankenhausgesell-
schaft (NKG) und dem Niedersächsischen Pflegerat (NPR). 
Das konsentierte Papier „Maßnahmen zur Entbürokratisierung 
in der ambulanten und stationären Versorgung – Vorschläge 
aus Niedersachsen“ wurde Gesundheitsminister Dr. med. An-
dreas Philippi am 7. Juli übersandt, der es an das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit (BMG) weiterleiten wollte.  
 
Positionspapiere zum Rettungsdienst und zur 
Notfall- und Akutversorgung  
 
Außerdem beschäftigte 2023 das wichtige Thema einer Not-
fallreform verschiedene Ärztekammergremien. So erarbeiteten 
die Mitglieder des Arbeitskreises „Ärztliche Versorgung“ ge-
meinsam mit dem Ausschuss für Sektorenübergreifende Ver-
sorgung und dem Ausschuss für Krankenhausangelegenheiten 
ein Positionspapier zur Reform des Rettungsdienstes. Nach 
dieser Antwort auf den „9. Bericht der Regierungskommission 
für eine moderne und bedarfsgerechte Krankenhausversor-
gung“ wurde mit dem Ausschuss für Sektorenübergreifende 
Versorgung ein weiteres Positionspapier zur Reform der Not-
fall- und Akutversorgung in Deutschland konsentiert.  
 
Der Arbeitskreis Ärztliche Versorgung betreute nach einem 
Beschluss des ÄKN-Vorstands außerdem die Projektgruppe 
„Landesausschuss Rettungsdienst“ (LARD). Dem LARD gehö-
ren neben jeweils fünf Vertreterinnen oder Vertretern der 
Träger des Rettungsdienstes (Landkreise und kreisfreie Städte), 
der Kostenträger (Krankenkassen und Berufsgenossenschaften) 
und der Rettungsdienstbeauftragten (Hilfsorganisationen) au-
ßerdem fünf von der ÄKN zu benennende Ärztinnen oder 
Ärzte an. Die regelmäßigen Treffen dieser ärztlichen Mitglieder 
ein bis zwei Mal im Jahr werden durch die Präsidentin Dr. 
med. Martina Wenker und durch Dr. rer. pol. Frédéric Pauer 
als Vertreter des Hauptamts begleitet. Der Austausch dient der 
gegenseitigen Information sowie der Abstimmung zu Inhalten 
und Fragen des Notfall- und Rettungsdienstes in Niedersach-
sen.                                                         r Inge Wünnenberg 

Die Sicherstellung der Versorgung im Fokus  

Der Arbeitskreis „Ärztliche Versorgung“ legte 2022 die gesundheitspolitischen  
Forderungen der Ärzteschaft vor und konsentierte mit anderen Kammergremien  
Positionspapiere zur Reform des Rettungsdienstes sowie der Notfall- und Akutversorgung.  
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Dr. med. Marion Charlotte Renneberg, stellvertretende Präsidentin 
der Ärztekammer 

 



Mit welchen klimabezogenen Beschwerden kommen Pa-
tientinnen und Patienten in die hausärztliche Praxis? Welche 
Auswirkungen hat Hitze schon jetzt auf die Arbeit von Ärz-
tinnen und Ärzten und was muss die Politik in den nächsten 
Jahren tun? Diese und andere Fragen diskutieren Dr. med. 
Marion Charlotte Renneberg und Dr. med. Christiane Qual-
mann – beide niedergelassene Hausärztinnen – in der aktu-
ellen Podcast-Folge des Niedersächsischen Aktionsforums 
Gesundheit und Klima (NAGuK). Renneberg ist stellvertre-
tende Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN). 
Die Podcast-Aufnahme besuchte Renneberg in ihrer Funk-
tion als Mitglied der Vertreterversammlung der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Niedersachsen (KVN). Qualmann ist 
Mitglied der der ÄKN-Kammerversammlung und vertrat im 
NAGuK-Podcast den Hausärz-
tinnen- und Hausärzteverband 
Niedersachsen.  
 
Seit Februar 2024 bringt das 
NAGuK gesundheitspolitische Player aus Niedersachsen 
zusammen, um den Austausch untereinander zu fördern 
und Ressourcen zu bündeln. Das Ziel: Den Gesundheits-
schutz in der Klimakrise stärken. Das NAGuK ist am Nie-
dersächsischen Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit 
und Gleichstellung angesiedelt. Koordiniert wird es vom 
Niedersächsischen Landesgesundheitsamt (NLGA). „NA-
GuK – der Podcast zu Gesundheit und Klima in Niedersach-
sen“ erscheint immer am ersten Montag des Monats auf 
Spotify.                                                 r Monika Schröder 

Klimawandel in der Hausarztpraxis 

Die Hausärztinnen Dr. med. Marion Charlotte 
Renneberg und Dr. med. Christiane Qual-
mann diskutieren im Podcast des Nieder-
sächsischen Aktionsforums Gesundheit und 
Klima (NAGuK). 
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Dosieraerosole 
 
Das Gesundheitssystem 
verursacht mehr als 6 Prozent der Treibhausgasemissio-
nen in Deutschland und verbraucht heute 80 Prozent 
mehr Rohstoffe als Mitte der 1990er-Jahre. Medikamente 
und Medizinprodukte sichern die Versorgung und haben 
gleichzeitig einen wesentlichen Anteil am CO2-Fußab-
druck Deutschlands. Ein wichtiges Beispiel dafür sind In-
halativa. Sie werden bei rund 10 Millionen Menschen 
mit chronischen Atemwegserkrankungen in Deutschland 
verabreicht. Dabei wird zwischen Pulverinhalatoren (dry 
powder inhaler, DPI) und Dosieraerosolen (metered dose 
inhalers, MDI) unterschieden. 
Dosieraerosole nutzen Treibmittel, um den Wirkstoff in 
tiefe Lungenabschnitte zu transportieren. Bei diesen 
Treibmitteln handelt es sich um starke Treibhausgase 
(Ausnahme: Soft-Mist-Inhaler-Technologie, SMI). Zusätz-
lich zählen sie zur Gruppe der per- und polyfluorierten 
Alkylsubstanzen (PFAS), sogenannte „Ewigkeitschemi-
kalien“, deren Abbauprodukte sich in der Umwelt anrei-
chern können. Internationale Beispiele zeigen, dass eine 
Reduktion des Anteils von Dosieraerosolen möglich ist, 
ohne die Versorgungsqualität zu beeinträchtigen. In 
Schweden werden beispielsweise weniger als 20 Prozent 
der Inhalativa als Dosieraerosole verordnet. Neue Treib-
mittel mit deutlich geringerem Schädigungspotenzial be-
finden sich in Entwicklung. 
Um ohne eine Beeinträchtigung der Versorgungsqualität 
die umweltschädigende Wirkung durch Dosieraerosole 
zu vermindern (siehe die S2k-Leitline Klimabewusste 
Verordnung von Inhalativa), hat das Aktionsbündnis Pa-
tient:enfreundliche und klimabewusste Verordnung von 
Inhalativa bei chronisch obstruktiven Atemwegs- und 
Lungenerkrankungen eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, die von zahlreichen Fachgesellschaften, Kran-
kenkassen, Berufsverbänden und weiteren Akteurinnen 
und Akteuren unterstützt wird. 
 
r Professor Dr. med. Christian Schulz 
Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit (KLUG) e.V. 

Dr. med. Marion Charlotte Renneberg (links) und Dr. med. Christiane 
Qualmann sind in der September-Ausgabe des NAGuK-Podcasts zu hören.

Zur aktuellen 
Fol ge auf  
Spotify

Zur Leitlinie Zur gemeinsamen  
      Erklärung zu Inhalativa  
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Wie steht es um die Gesundheitsversorgung in Deutschland, 
wenn es zu einem militärischen Verteidigungsfall kommt? 
Das war am 17. September Thema einer Fortbildungsveran-
staltung des Ärztevereins Oldenburg-Stadt. Der Referent 
Oberstarzt Dr. med. Hartmut Ständer machte schnell klar, 
dass viele Fragen noch offen sind – und dass deren Klärung 
aus seiner Sicht eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist. 
 
Aktuelle Bedrohungslage 
 
„Sie werden von mir keine Lösungen hören“, kündigte Ständer, 
Leiter Verbindungskommando des Sanitätsdiensts zum Land 
Niedersachsen – Landeskommando Niedersachsen, gleich zu 
Beginn seines Vortrags an. Die aktuelle Bedrohungslage hinge -
gen benannte er genau: Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands 
auf die Ukraine hat aus seiner Sicht eine Zeitenwende einge-
läutet. Er habe gezeigt, dass es Zeit sei, sich vorzubereiten auf 
eine hybride Kriegsführung. Weltweit gebe es zahlreiche Be-
drohungen, beispielsweise durch Cyberattacken, durch Angriffe 
auf die zivile Infrastruktur, durch Sabotage an Land oder See. 
Ein aktuelles Beispiel seien die russischen Drohnenflüge über 
Polen. Wie sich Deutschland genau auf einen Verteidigungsfall 
vorbereitet, steht im weitgehend geheimen staatlichen Vertei-
digungsplan, dem sogenannten Operationsplan Deutschland. 
 
Herausforderungen im Krisenfall 
 
Im Krisenfall steht die Gesundheitsversorgung in Deutschland 
aus Sicht von Ständer vor diversen Problemen. Bei Angriffen 
auf die kritische Infrastruktur, beispielsweise Gesundheitsein-
richtungen, könnten Lieferketten und Transportwege beschä-
digt werden. Auch IT-Systeme seien angreifbar. „Eine zentrale 
Herausforderung sind jedoch die Kapazitäten“, so der Referent. 
Flüchteten Menschen beispielsweise aus Osteuropa nach 
Deutschland, könnten die Versorgungskapazitäten knapp wer-
den. Und komme es dann zum extremsten Szenario, dem 
Verteidigungsfall, müsse das Gesundheitswesen auch noch 
Verwundete versorgen.  
 
Der Sanitätsdienst habe zahlreiche Aufgaben, informierte 
Ständer. Er müsse unter anderem die grundsätzliche sanitäts-
dienstliche Versorgung, aber auch die Rehabilitierung von 
Soldatinnen und Soldaten sicherstellen. Allerdings sei im Ver-
teidigungsfall mit 1.000 zusätzlichen Patientinnen und Pa-
tienten pro Tag zu rechnen – eine große Herausforderung für 
die Krankenhauslandschaft, schließlich sei mit zahlreichen 

intensivpflichtigen und pflegebedürftigen Menschen zu rech-
nen. Aktuell gebe es fünf Bundeswehrkrankenhäuser mit ins-
gesamt 2.000 Betten und rund 2.000 zivile Krankenhäuser mit 
insgesamt etwa 500.000 Betten. Ständer schloss deshalb eine 
Unterversorgung nicht aus. 
 
Die Notwendigkeit eines Gesundheits -
vorsorge- und Sicherstellungsgesetzes 
 
Bei vielen der zahlreichen Akteurinnen und Akteure im Ge-
sundheitssystem sei darüber hinaus unklar, wer welche Auf-
gabe im Krisenfall übernehmen solle. Deshalb muss aus Sicht 
des Oberstarztes dringend ein Gesundheitsvorsorge- und Si-
cherstellungsgesetz für den Bereich Gesundheit beschlossen 
werden, das die Zuständigkeiten eindeutig regelt.  
 
„Sie ahnen schon, was für eine Herausforderung auf das zivile 
Gesundheitswesen zukommt. Wir müssen resilienter werden. 
Und das gilt sowohl für die Bundeswehr als auch für das zi-
vilgebundene System“, führte der Oberstarzt aus. Es bestünden 
bereits Kooperationen mit einigen Krankenhäusern, die im 
Verteidigungsfall Betten für Soldatinnen und Soldaten freihal-
ten würden. 
 

„Gesamtgesellschaftliche Aufgabe“  

Die „Gesundheitsversorgung im Verteidigungsfall“ stand im Mittelpunkt einer Fortbildung 
des Ärztevereins Oldenburg-Stadt: Der Referent Oberstarzt Dr. med. Hartmut Ständer 
brachte ein Gesundheitsvorsorge- und Sicherstellungsgesetz in die Diskussion ein. 
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Über die Frage, „Wie steht es um die Gesundheitsversorgung in 
Deutschland, wenn es zu einem militärischen Verteidigungsfall 
kommt?“, referierte Oberstarzt Dr. med. Hartmut Ständer (l.) auf  
Einladung von Dr. med. Volker Nüstedt. 

 



Viele Aufgaben müssten außerdem Hilfsorganisationen überneh -
men, die häufig allerdings von Ehrenamtlichen ausgeführt würden. 
Also Menschen, die eigentlich einen anderen Job hätten und 
deshalb möglicherweise im Kriegsfall gar nicht für die Hilfsor ga -
nisation tätig sein können, räumte der Referent ein. Auch für die -
ses Zusammenspiel sei eine bessere Koordination nötig. Für 
Ständer steht fest, dass die Gesellschaft sich all dieser Probleme 
bewusst werden muss – und die Lösungen mitgestalten sollte. 
 
Diskussion über die Resilienz des  
Gesundheitssystems 
 
Auch wenn der Oberstarzt mit den Worten schloss, er hoffe, 
niemanden erschreckt zu haben, brachten einige der anwe-
senden Ärztinnen und Ärzte ihre Sorge über die Resilienz des 
Gesundheitssystems im Anschluss an den Vortrag zum Aus-
druck. Sie hinterfragten beispielsweise, nach welchen Prinzi-
pien triagiert werden sollte oder wie lang der zivile Sektor das 
zusätzliche Patientenaufkommen stemmen könnte, wo er doch 
selbst jetzt schon unter einer Mangelsituation leide. Nichtsdes-
totrotz entwickelte sich ein lösungsorientierter Diskurs.  
 
Die Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen, Dr. med. 
Martina Wenker, verwies auf eine Resolution der Kammer-
versammlung vom 29. März 2025. Darin hatten die Dele-
gierten umfassende strukturelle und organisatorische Maß-
nahmen zur Sicherstellung einer adäquaten Reaktionsfähigkeit 
des niedersächsischen Gesundheitswesens auf zivile und mi-
litärische Krisen gefordert. Die Kammer habe sich bereits in-
tensiv mit den Herausforderungen in Zeiten der Krise ausei-
nandergesetzt und durch die Corona-Pandemie Erfahrungen 
mit Personalengpässen sammeln können. Sie nehme die Be-
drohungslage ernst, schaue aber trotzdem optimistisch in die 
Zukunft, sagte Wenker: „30 bis 40 Prozent von dem, was wir 
heute tagtäglich machen, ist Bürokratie.“ Ohne diese zeitrau-
benden Maßnahmen hätten Ärztinnen und Ärzte weit mehr 
Zeit, Menschen zu versorgen. Und mit Blick auf die Bedro-
hungslage berichtete die Ärztekammerpräsidentin: „Ich spüre 
eine zunehmende Bereitschaft, auch von den jungen Kolle-
ginnen und Kollegen, das jetzt anzupacken.“ Wenker sicherte 
zu, neben dem Wunsch nach weiteren gezielten landesweiten 
ärztlichen Fortbildungsveranstaltungen die Anregung der 
Teilnehmenden zum Aufbau eines Freiwilligenregister der 
ÄKN mit systematischer Abfrage eventueller Verfügbarkeiten 
und Kapazitäten sowie eine Plattform auf Bezirksstellenebene 
als niedrigschwelliges unterjähriges Angebot ärztlicher Un-
terstützung, insbesondere auch für nicht (mehr) Berufstätige, 
kurzfristig auf Machbarkeit zu überprüfen. 
 
Mehr Fortbildungen in Wundmanagement 
 
Oberstarzt Dr. med. Hartmut Ständer empfahl darüber hinaus, 
dass sich die Niedergelassenen im Ernstfall vom Budgetdenken 

lösen, damit Verwundete entsprechend versorgt würden. Auch 
ältere Kolleginnen und Kollegen könnten stärker eingebunden 
werden, beispielsweise als Praxisvertretung. Außerdem müsse 
sich die Ärzteschaft auf mehr traumatologische Fälle einstellen. 
Deshalb sollte die Kammer aus seiner Sicht mehr Fortbildungen 
im Bereich Wundmanagement anbieten, regte Ständer an. 
 
Die ärztliche Aus-, Fort- und Weiterbildung schien für viele 
Teilnehmende eine relevante Stellschraube zu sein. Während 
einige vorschlugen, die Weiterbildungsordnung grundsätzlich 
zu verändern, begrüßten andere den Vorschlag, gezielt neue 
Fortbildungen anzubieten, beispielsweise zur Behandlung 
von Schussverletzungen und Verbrennungen sowie akuter 
psychischer Traumatherapie. Professor Dr. med. Djordje La-
zovic, Vorsitzender der Bezirksstelle Oldenburg und Facharzt 
für Orthopädie, kritisierte, häufig würden die chirurgischen 
Grundlagen aus dem Studium im Praktischen Jahr nicht mehr 
angewendet und auch nicht vertieft. 
 
Nach Angaben von Dr. med. Volker Nüstedt, Vorsitzender 
des Ärztevereins Oldenburg-Stadt und Initiator der Veran-
staltung, stockt das Land Niedersachsen aktuell den Bevöl-
kerungsschutz auf, so auch in Oldenburg. Außerdem habe 
sich auf Initiative des Gesundheitsamtes ein Arbeitskreis zu 
diesem Thema mit Beteiligung der Bezirksstelle der Ärzte-
kammer gegründet. „Ich hoffe, dass die Vorbereitungen und 
Übungen dazu dienen, dass doch alles nur Theorie bleibt. 
Das hoffen wir alle“, schloss Nüstedt.     r Mareke Heyken 
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Vorstellung eines Marineeinsatzrettungs-
zentrums in Wilhelmshaven 

 
Die „Sanitätsdienstliche Versorgung auf See in einem Ma-
rineeinsatzrettungszentrum“ steht im Mittelpunkt einer Fort-
bildung des Ärzteverein Wilhelmshaven-Friesland am Mitt-
woch, 19. November 2025, in der Zeit von 14 bis 18 Uhr, 
auf dem Marinestützpunkt Wilhelmshaven (Alfred-Eck-
hard-Str. 1). Die Ärzte Dr. med. Marco Seelig von der Ein-
satzflottille 2 der Marine und der Flottenarzt beim Sanitäts-
unterstützungszentrum Wilhelmshaven Dr. med. Dirk Möll-
mann werden unter anderem das Marineeinsatzrettungs-
zentrum an Bord des Einsatzgruppenversorgers „Frankfurt 
am Main“ vorstellen. Für die Teilnahme an der Veranstal-
tung ist eine verbindliche Anmeldung bis zum 11. Novem-
ber 2025 mit Angabe des Geburtsdatums und der Perso-
nalausweisnummer erforderlich. Für das Betreten des Stütz-
punkts wird dann auch ein gültiger Personalausweis benö-
tigt. Die Veranstaltung wird mit vier Punkten von der Ärz-
tekammer Niedersachsen anerkannt. Eine Anmeldung zu 
der auf 35 Teilnehmer begrenzten Veranstaltung ist unter 
dem Stichwort „Marineeinsatzrettungszentrum“ per Mail 
an bz.wilhelmshaven@aekn.de möglich.                  r red.
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Mit vielen aktuellen Themen, die der neugewählte Vorstand 
der Bezirksstelle Braunschweig angehen möchte, hat Dr. 
med. Marion Charlotte Renneberg am 21. September 2025 
das Okerforum im MMI Marketing Management Institut in 
Braunschweig eröffnet. Ein Thema, das die Bezirksstellenvor-
sitzende und stellvertretende Präsidentin der Ärztekammer 
Niedersachsen (ÄKN) sehr bewegt, ist die zunehmende verbale 
und körperliche Gewalt im ärztlichen Alltag: „Der Staat muss 
Ärztinnen, Ärzte, Medizinische Fachangestellte und Pflege-
kräfte besser schützen“, so Renneberg. Als weiteres Arbeitsfeld 
benannte Renneberg den Bürokratieabbau. Wichtig sei mit 
Blick auf die Krankenhausreform auch, die stationäre und am-
bulante Versorgung zusammenzudenken und noch besser zu 
verzahnen. Die wichtigste Aufgabe des neu gewählten Vor-
stands sei, so Renneberg, „die gesamte Ärzteschaft zu vertreten. 
Als interdisziplinäres Team bringen wir viele unterschiedliche 
Perspektiven ein. Das schätze ich sehr.“ 
 
Aktuelle Themen im ärztlichen Alltag thematisierte auch Dr. 
med. Ekkehard Klippel aus Braunschweig. Der Neurologe 
und Comedian führte unter seinem Bühnen-Pseudonym Dr. 

Eco Klippel auf humoristische Weise aus, wie man als Ärztin 
oder Arzt eine fünf-Sterne-Bewertung bei Google erhält, bevor 
die Teilnehmenden die unterschiedlichen Fachvorträge auf-
suchten.  
 
Organspende: Frühzeitige Entscheidung  
entlastet Angehörige 
 
Dr. med. Frank Logemann, Facharzt für Anästhesie und 
Oberarzt an der Medizinischen Hochschule Hannover 
(MHH) engagiert sich schon seit vielen Jahren für das 
Thema Organspende. Der Anästhesist ist Vorstand des Netz-
werks der Transplantationsbeauftragten Region NORD e.V. 
und fördert damit den Erfahrungsaustausch von Ärztinnen 
und Ärzten und die Qualitätssicherung rund um das Thema. 
Als Transplantationsbeauftragter berät er auch Angehörige 
von potenziellen Spenderinnen und Spendern. Wenn er 
hinzugezogen werde, versuche er den Begriff „Transplanta-
tionsbeauftragter“ bewusst zu vermeiden. „Ich finde den 
Begriff unglücklich gewählt. Meine Aufgabe ist, ergebnisof-
fen zu beraten und nicht zu überrumpeln“, so Logemann. 

„Wenn ich mich als ‚Transplantations-
beauftragter‘ vorstelle, denken Ange-
hörige schnell, es soll schon direkt ent-
nommen werden“, gab der Anästhesist 
zu bedenken. Er bevorzuge deshalb 
den Begriff „Organspendeberater“. Die 
Ärztinnen und Ärzte beim Okerforum 
informierte Logemann zunächst über 
den Ablauf einer Organspende von der 
Beurteilung der medizinischen Eignung 
über die Hirnfunktionsdiagnostik nach 
der Richtline der Bundesärztekammer, 
der Meldung an Eurotransplant bis zur 
Entnahme und Transplantation. Durch 
seine Tätigkeit wird Logemann auch 
oftmals Zeuge davon, wie sehr Ange-
hörige mit der Entscheidung für oder 
gegen eine Organspende hadern. So 
berichtete der Arzt, dass sich viele An-
gehörige auch aus Unsicherheit über 
die Wünsche des oder der Verstorbe-
nen gegen eine Organspende entschei-
den würden. „Diese Entscheidung zu 
treffen, empfinden die meisten Ange-

Okerforum: Eine Veranstaltung für die gesamte 
Ärzteschaft 

Fortbildungstag der Bezirksstelle Braunschweig / Wissenswertes und neue Behandlungswe-
ge zu Themen wie Demenz, Parkinson und Migräne 
 

v.l.n.r.: Dr. med. Tobias Weiland, Dr. med. Frank Logemann, Dr. med. Volker Moshagen, Dr. 
med. Marion Charlotte Renneberg (Vorsitzende der Bezirksstelle Braunschweig), Ass. jur. Huber-
tus Wiegand (Ärztekammer Niedersachsen), Dr. med. Isabelle Redenius, Dr. med. Ekkehard Klip-
pel, Dr. med. Norbert Mayer-Amberg, Dr. med. Stephan Bartels, Dr. med. Marie-Annette Ränsch
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hörigen als sehr belastend“, so Logemann, „es kommt allen 
zugute, wenn man zu Lebzeiten selbst eine Entscheidung 
trifft und diese dokumentiert.“ Laut dem Bundesinstitut für 
Öffentliche Gesundheit (BiÖG) haben 84 Prozent der Be-
völkerung eine positive Einstellung zum Thema Organ-
spende. Trotzdem haben nur 40 Prozent ihren Willen auf 
einem Organspendeausweis dokumentiert. Logemann emp-
fiehlt deshalb eine frühzeitige und deutliche Willenserklä-
rung gegenüber nahestehenden Personen, einen Organ-
spendeausweis und einen Eintrag ins digitale Organspende-
register.  
 
Um die Anzahl der Organspendeausweise zu erhöhen und 
auch die Aufklärung rund um das Thema postmortale Organ- 
und Gewebespende zu verbessern, stellten die teilnehmenden 
Ärztinnen und Ärzte getreu dem Titel der Veranstaltung „Fit 
fürs Organspendegespräch“ jene Fragen, die ihnen selbst bei 
dem Thema begegnen. So beispielsweise, welche Kriterien 
gegen eine Spende sprächen. Logemann: „Viele denken, ab 
dem 60. Lebensjahr sei man zu alt für eine Spende.“ Das Miss-
verständnis rühre daher, dass es bis 2023 eine entsprechende 
Altersgrenze bei Blut oder Knochenmarkspenden gab. „Bei 
Organ- und Gewebespenden spielt das Alter keine Rolle. Der 
älteste Spender, von dem ich weiß, war 98 Jahre alt.“ Auch 
überraschte die Teilnehmenden, dass es nur wenige Vorer-
krankungen gibt, die eine Spende ausschließen. Dazu gehören 
HIV, eine aktive Tuberkulose, Tollwut, die Creutzfeldt-Jakob-
Krankheit, Enzephalitis, Meningitis und unbehandelte Sepsis. 
Auch wenn eine aktive bösartige Tumorerkrankung vorliegt 
oder Patientinnen und Patienten an multiplem Organversagen 
sterben, kommen sie für eine Spende nicht infrage. Bei 
anderen Vorerkrankungen werde nach Einzelfall entschieden, 
erklärte Logemann. Weitergehende Informationen, Organ-

spendeausweise und auch Infomaterial für Patientinnen und 
Patienten sowie Gesprächshilfen für Ärztinnen und Ärzte stellt 
das BiÖG kostenlos zur Verfügung. 
 
Bewährte Therapien bei Parkinson  
 
Wie die Lebensqualität und Selbstständigkeit von Parkinson-
Erkrankten möglichst lange aufrechterhalten werden könne, 
erklärte Dr. med. Tobias Weiland, Facharzt für Neurologie 
und Oberarzt am Klinikum Wolfsburg. Zunächst erklärte der 
Neurologe, dass die früher übliche Bezeichnung idiopathisches 
Parkinson-Syndrom heute in der Fachliteratur vermieden wer-
de. „Es werden immer mehr genetische Varianten als Ursache 
der Parkinsonkrankheit gefunden“, so der Neurologe, „deshalb 
ist die Erkrankung eben nicht rein idiopathischer Natur. Nur 
bei etwa einem Viertel der Betroffenen tritt die Erkrankung als 
atypisches Parkinsonsyndrom im Rahmen anderer neurode-
generativer Erkrankungen auf – wie etwa  bei einer Multisys-
tematrophie progressiver supranukleärer Paralyse oder korti-
kobasaler Degeneration.“ In Deutschland leben laut Angaben 
der Deutschen Hirnstftung rund 400.000 Menschen mit der 
Krankheit. Nach Alzheimer ist Parkinson damit die zweithäu-
figste neurodegenerative Erkrankung. Im Krankheitsverlauf 
sterben Dopamin produzierende Nervenzellen in der Sub-
stantia nigra ab, was sich im Hauptstadium durch sichtbare 
motorische Störungen zeigt. Typisch sind eine Hypokinese bis 
hin zu Bewegungslosigkeit, ein Ruhetremor (insbesondere als 
rhythmisches Zittern der Extremitäten) und eine erhöhte Ru-
hespannung. Auch eine posturale Instabilität ist eine häufige 
Folge der Parkinson-Krankheit. „Unsichtbare Symptome wie 
ein gestörter REM-Schlaf, Geruchs- und Geschmackstörungen, 
Depressionen und Obstipation bestehen aber oft schon Jahre 
vorher“, erklärte Weiland.  
 
In der Therapie werde L-Dopa von den meisten Patientinnen 
und Patienten gut vertragen. Bei der Dosierung gelte „wie so 
oft in der Medizin: so viel wie nötig, so wenig wie möglich“, 
erklärte Weiland. Auch Dopaminagonisten, MAO-B- und 
COMT-Hemmer und NMDA-Antagonisten stünden als The-
rapeutika zur Verfügung. Als sehr wirksam und komplikati-
onsarm könne bei jüngeren Betroffenen im späteren Krank-
heitsverlauf eine Tiefenhirnstimulation zumindest zeitweise 
Linderung verschaffen. Weiland: „Der Krankheitsverlauf kann 
nach heutigem Stand nur verzögert, nicht verhindert werden.“ 
Ergänzend zur medikamentösen Therapie befürwortete der 
Neurologe Logopädie, Ergo- und Physiotherapie. Auch eine 
Parkinson-Komplexbehandlung mit einem stationären, multi-
disziplinären und individuellen Therapiekonzept, das die me-
dikamentöse Behandlung der Parkinson-Krankheit mit inten-
siven, nicht-medikamentösen Therapien wie Physiotherapie, 
Ergotherapie, Logopädie und Neuropsychologie kombiniert, 
sei bei vielen Betroffenen sinnvoll und werde vom Klinikum 
Wolfsburg angeboten. 

Dr. med. Frank Logemann informierte zum Thema Organspende.
 



 
Ein gutes Gehör als Demenz-Prävention 
 
Den Zusammenhang zwischen Demenz und Störung des Ge-
hörs verdeutliche Dr. med. Manfred Eilts. Der Facharzt für 
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde und Vorsitzende des Ärztever-
eins Osterode beschäftigt sich schon seit vielen Jahren mit 
dem neurologischen Krankheitsbild und weiß daher: „Eine 
eingeschränkte Sinneswahrnehmung und der Abbau der ko-
gnitiven Leistung gehen Hand in Hand.“ Weil Menschen mit 
Hörschädigung mehr kognitive Ressourcen für das Zuhören 
benötigen würden, stünden diese für andere kognitive Prozesse 
nicht mehr zur Verfügung. Insbesondere die Aufmerksamkeit, 
das Gedächtnis und die Sprachverarbeitung seien häufig be-
troffen. „Bei Personen mit Hörverlust konnte eine Volumen-
reduktion des gesamten Gehirns, aber auch des regionalen 
Volumens des rechten Temporallappens im Vergleich zu nor-
mal Hörenden nachgewiesen werden“, berichtete Eilts. Inso-
fern sei eine frühzeitige Hörversorgung wichtig, um kognitive 
Leistungen möglichst lange zu erhalten. Zwar sei das Alter der 
größte Risikofaktor für sowohl ein nachlassendes Gehör als 
auch eine Störung der geistigen Leistungsfähigkeit, „aber über 
alle Altersstufen hinweg zeigt sich, dass die kognitiven Leis-
tungen bei unbehandelter Schwerhörigkeit schwächer sind“, 
so der Hals-Nasen-Ohrenarzt. Schwerhörigkeit gelte deshalb 
als einer der Hauptrisikofaktoren für die Entwicklung und das 
Verschlimmern von Demenzerkrankungen. Zusätzlich könne 
ein aktiver und gesunder Lebensstil sowie die Aufrechterhal-
tung von sozialer Teilhabe das Demenzrisiko verringern oder 
das Fortschreiten der Erkrankung hinauszögern.  
 
Migräne vorbeugen und therapieren 
 
Dr. med. Volker Moshagen ist Facharzt für Neurologie und 
seit 13 Jahren in Braunschweig niedergelassen. In dem Vortrag 
„Migräne erkennen – ernst nehmen – behandeln!“ erklärte 
Moshagen, wie Ärztinnen und Ärzte Patientinnen und Patien-
ten mit Migräne bestmöglich unterstützen könnten. Zunächst 
müsse in der Anamnese festgestellt werden, ob es sich um pri-
märe oder sekundäre Kopfschmerzen handle. „Sekundäre 
Kopfschmerzen können auch verzögert auftreten“, mahnte 
der Neurologe, „Schädel-Hirn-Traumata mit Subduralhäma-
tom können erst nach bis zu zwei Wochen symptomatisch 
werden.“ Alarmsignale seien außerdem ein sogenannter Ver-
nichtungskopfschmerz, auch als Hammer- oder Donner-
schlagkopfschmerz bezeichnet, Fieber und Bewusstseinstrü-
bung.  

  
Liege ein primärer Kopfschmerz vor und ließen die Symptome 
auf eine Migräne schließen, gelte es, eine Therapie zu finden, 
„welche die Lebensqualität erhöht und die Häufigkeit und In-
tensität der Attacken verringert“, so Moshagen. Für die Akut-
therapie stünden unterschiedliche Schmerzmittel zur Verfü-
gung, die möglichst früh während der Attacke eingenommen 

werden sollten. Einen guten Überblick gebe die im September 
2025 aktualisierte S1-Leitlinie „Therapie der Migräneattacke 
und Prophylaxe der Migräne“ der Deutschen Gesellschaft für 
Neurologie (DGN) und der Deutschen Migräne- und Kopf-
schmerzgesellschaft (DMKG). Als vielversprechend bewertet 
Moshagen außerdem die relativ neuen CGRP-Antagonisten 
(Calcitonin Gene-Related Peptide,  CGRP), die sowohl zur 
Akuttherapie als auch zur Prophylaxe eingesetzt werden 
könnten. Moshagen: „Wir wissen, dass während einer Migräne 
vermehrt CGRP ausgeschüttet wird. Die CGRP-Antagonisten 
haben einen Quantensprung in der Migräne-Therapie verur-
sacht.“ Vor allem bei therapieresistenten Patientinnen und Pa-
tienten mit besonders häufigen und intensiven Migräneat -
tacken, könne eine entsprechende Therapie in Betracht gezo-
gen werden. „Wichtig ist aber, dass ausreichend dokumentiert 
ist, dass andere Mittel nicht den gewünschten Effekt bringen“, 
mahnte der Neurologe. 

  
Was die vermehrte CGRP-Ausschüttung auslöst, ist noch un-
klar. Vielen Betroffenen helfe aber moderater Ausdauersport 
und gezielte Entspannung. Als mögliche Auslöser gelten un-
regelmäßiger Schlaf, Hormonschwankungen und Koffeinent-
zug. Lebensmittel hingegen würden Migräne wahrscheinlich 
nicht triggern: „Wir wissen heute, dass Heißhunger ein häufiger 
Vorbote von Migräne ist“, so Moshagen. Aus diesem Grund 
gehe man davon aus, dass aufgrund der Migräne andere oder 
auch mehr Lebensmittel verzehrt würden als gewöhnlich. 
„Die Schokolade oder das Glutamat lösen die Attacke wahr-
scheinlich nicht aus – sie läuft bereits“, fasste der Neurologe 
zusammen. Um von Patientenseite die Häufigkeit und Inten-
sität der Kopfschmerzen sowie eingenommene Medikamente 
gut zu dokumentieren, empfahl Moshagen die „Migräne-
App“ der Schmerzklinik Kiel.                  r Monika Schröder 
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Dr. med. Tobias Weiland gab Einblicke in die Parkinson-Therapie.
 



In der Medizin gibt es bisher keine Gleichbehandlung. Soge-
nannte Frauenkrankheiten wie Endometriose, Lipödem, Fati-
gue oder Fibromyalgie sind medizinisch oft viel zu wenig er-
forscht und die betroffenen Frauen medizinisch unterversorgt. 
Nicht selten stellen Ärztinnen und Ärzte Fehldiagnosen, die 
das Leiden verlängern oder gar verschlimmern. Unter dem 
Titel „Frauenkrankheiten ohne Lobby? – Gemeinsam für mehr 
Sichtbarkeit“ hat die Landesvereinigung für Gesundheit und 
Akademie für Sozialmedizin Niedersachsen Bremen e.V. 
(LVG AFS) solchen eher frauenspezifischen Erkrankungen An-
fang September in Hannover eine Fachtagung gewidmet. An 
der Organisation beteiligt war das Netzwerk Frauen/Mädchen 
und Gesundheit Niedersachsen.  
 
Von der Forschung vernachlässigte  
Krankheitsbilder 
 
„Gesundheit ist ein Recht eines jeden Menschen“, sagte Dr. 
med. Andreas Philippi, Minister für Soziales, Arbeit, Ge-
sundheit und Gleichstellung Niedersachsen, in seinem 
Grußwort. Doch nach wie vor gebe es Unterschiede in der 
medizinischen Versorgung und Behandlung, abhängig da-
von, ob jemand mehr oder weniger gut Deutsch spreche, 
privat oder gesetzlich versichert sei oder eben welches Ge-
schlecht er oder sie habe. In der medizinischen Forschung 
werde der männliche Körper bevorzugt, betonte der nieder-
sächsische Sozialminister, was zu einem erheblichen Gen-
der Data Gap geführt habe. „Wir müssen diese Datenlücke 
schließen und brauchen eine Medizin, die Frauen nicht nur 
mit meint, sondern mit einbezieht.“ Welche Folgen die Un-
tererforschung sogenannter Frauenkrankheiten haben kann, 
weiß der Chirurg aus eigener Erfahrung. So würden bei-
spielsweise viele Frauen am Darm operiert und zu spät fest-
gestellt, dass es sich um Endometriose gehandelt habe. Zu-
dem würden viele Frauen mit ihren Erkrankungen in die 
Psycho-Ecke gestellt und ihr Leiden abgetan: „Wir brauchen 
mehr Aufklärung, mehr Forschung, mehr Unterstützung 
und mehr Netzwerke“, forderte der Minister und rief die 
rund 150 Teilnehmenden auf, diese Tagung dafür zu nutzen.  
 
Längeres Leben bei schlechter Gesundheit 
 
Dafür plädierte auch Cornelia Wanke, Co-Vorsitzende vom 
Netzwerk Spitzenfrauen Gesundheit, in ihrem Impulsreferat 
und fügte hinzu: „Sie sind die Lobby!“ Es sei wichtig, über 

die Gesundheit von Frauen und ihre spezifischen medizini-
schen Bedürfnisse offen zu kommunizieren, sagte Wanke. 
Das weit verbreitete Unwissen über sogenannte Frauen-
krankheiten sei in Teilen dem Umstand geschuldet, dass 
diese oft mit Scham behaftet seien. Es sei vielen Frauen – 
nicht zuletzt aufgrund ihrer Erfahrung, mit ihren gesund-
heitlichen Problemen nicht ernst genommen zu werden – 
unangenehm, darüber zu sprechen. Die Tatsache, dass 
Frauen durchschnittlich ein höheres Lebensalter erreichen 
als Männer, steht dabei nur scheinbar im Widerspruch zu 
ihrer medizinischen Unterversorgung. Frauen lebten im 
Vergleich zu Männern durchschnittlich signifikant mehr 
Jahre bei schlechterer Gesundheit, erläuterte Wanke. Län-
gere Arbeitsausfälle aufgrund von Krankheit oder auch hö-
here Kosten durch eine verspätete Behandlung machten 
sich auch ökonomisch – auf der Ebene der Arbeitgeber wie 
auch volkswirtschaftlich – bemerkbar. Laut Gender-Health-
Gap-Report 2024 kostet dies die Weltwirtschaft rund eine 
Billion Euro jährlich.  
 
Das Netzwerk Spitzenfrauen Gesundheit macht sich zudem 
dafür stark, einen geschlechtersensiblen Umgang mit dem 
Thema Gesundheit in die Gestaltung von Arbeitsverhältnis-
sen mit einfließen zu lassen, etwa durch dessen Aufnahme 
in das Betriebliche Gesundheitsmanagement. „Wir brauchen 
eine bundesweite Gesundheitsstrategie“, betonte Wanke. 
Dabei sei es geboten, dass diese nicht nur institutionalisiert 
angestrebt werde, sondern mittels persönlichen Engage-
ments und in Form von Netzwerkzusammenschlüssen. 
„Dann kann sie uns auch nicht wieder weggenommen wer-
den, wie wir es aktuell in den USA erleben.“ 
 
Medizinische Standardwerke beziehen  
sich auf den männlichen Körper 
 
„Sag mir, wo die Frauen sind“, titelte Dr. rer. nat. Angelika 
Voß vom Frauen- und MädchenGesundheitsZentrum Hanno-
ver ihren Vortrag über die Behandlung von Schmerzen. Frauen 
fehlten bislang in den Standardwerken der Medizin, ge-
schlechtsspezifische Aspekte würden bisher nur im Wahlfach 
vermittelt. So seien die Schmerzpunkte der Fibromyalgie zum 
Beispiel lange Zeit ausschließlich auf männlichen Abbildungen 
gezeigt worden, dabei sei der Großteil der von dieser Erkran-
kung betroffenen Personen weiblich. Darüber hinaus würde 
das nicht sehen und ernst nehmen von Frauen respektive 

Es braucht vor allem Lobby 

Eine Tagung zum Thema Frauenkrankheiten und geschlechtersensible Medizin widmete 
sich der Verbesserung der gesundheitlichen Versorgung von Frauen: Minister Dr. med.  
Andreas Philippi plädierte für mehr Aufklärung, Forschung, Unterstützung und Netzwerke. 
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weiblichen Patienten zu Dauerstress führen und die richtige 
Behandlung verzögern. „Schmerz ist ein Lernprozess, chroni-
scher Schmerz erst recht“, sagte die Humanbiologin.  
 
Zu wenig Ärztinnen und Ärzte mit  
Kenntnissen in Liposuktion 
 
Ebenfalls ein Lernprozess sind die Versorgung und Erfor-
schung von Erkrankungen mit geschlechtersensibler Aus-
richtung. Davon weiß etwa Professorin inv. Dr. med. habil 
Catarina Hadamitzky zu berichten. Sie hat sich auf die Be-
handlung von Lympherkrankungen und Ödemen speziali-
siert und referierte bei der Tagung über das Lipödem. Die 
operative Behandlung eines Lipödems mit Liposuktion wur-
de für gesetzlich Versicherte erst im Juli 2025 – unabhängig 
vom Stadium dieser Fettverteilungsstörung – vom G-BA in 
den Leistungskatalog aufgenommen. Allerdings ist die Ope-
ration an bestimmte Voraussetzungen geknüpft, etwa, dass 
ein bestimmter BMI nicht überschritten werden darf.  
 
Dass die Liposuktion nun aber überhaupt Eingang in den Ka-
talog der gesetzlichen Krankenversicherer gefunden hat, sei 
immerhin ein Erfolg, sagte Hadamitzky. Der sei allem voran 
deshalb erzielt worden, weil Menschen heute mehr Möglich-
keiten hätten, sich zu informieren und untereinander zu ver-
netzen. „Seit es Smartphones gibt, reden und teilen Frauen 
viel mehr miteinander“, ist die Ärztin überzeugt. Wenn die 
Behandlung des Lipödems nun allerdings eine reguläre Kas-
senleistung werde, trete ein weiteres Problem deutlicher zu-
tage, und zwar der Umstand, dass es längst nicht genügend 
Ärztinnen und Ärzte gebe, die entsprechend weitergebildet 
seien. Es müssten noch viel mehr Weiterbildungsmöglichkeiten 
dafür geschaffen werden, um die Erkrankung rechtzeitig er-
kennen und behandeln zu können.  
 
Austausch zu Geschlechtersensibilität und  
einer Gesundheitsversorgung für Frauen 
 
Mit einer Präsidentin und einer stellvertretenden Präsi-
dentin an ihrer Spitze habe die Ärztekammer Niedersach-

sen (ÄKN) Themen wie Geschlechtersensibilität und Frau-
en in der Medizin mehr und mehr in den Fokus der ärzt-
lichen Berufspolitik gerückt, berichtete Dr. med. Martina 
Wenker in der abschließenden Podiumsdiskussion der 
Fachtagung. Als sie vor vielen Jahren in der Kammer be-
rufspolitisch aktiv geworden sei, hätten vor allem Männer 
das Geschehen dort geprägt. Doch in den 20 Jahren, in 
denen sie die Institution nun als Präsidentin führe, seien 
die Ausschüsse und Gremien zunehmend paritätisch be-
setzt worden. Außerdem halte die geschlechtersensible 
Medizin inzwischen Einzug in die Aus-, Fort- und Wei-
terbildungsordnungen.  
 
Dass Frauen im Vorstand und in anderen Führungsposi-
tionen des Gesundheitswesens diesen Prozess voranbrin-
gen, davon ist auch die Vorständin der AOK Niedersach-
sen Sandra Kuwatsch überzeugt. Bei der AOK sei das er-
reicht worden und sie hoffe sehr, dass die anderen gesetz-
lichen Krankenversicherer in dieser Hinsicht nachzögen.  
  
Bessere Versorgung für Frauen 
 
Auf die Frage, wo das Gesundheitssystem ansetzen könne, 
um die gesundheitliche Versorgung unter dem Aspekt ei-
ner geschlechtersensiblen Medizin voranzubringen, ant-
wortete Wenker: „Wir Ärztinnen und Ärzte müssen uns 
dafür einsetzen, dass geschlechtsspezifische biologische 
Unterschiede und soziokulturelle Einflüsse stets berück-
sichtigt werden, um Prävention, Diagnostik und Therapie 
von Krankheiten für alle Geschlechter zu verbessern.“ 
Zudem bestehe die Notwendigkeit, dass überhaupt genü-
gend Ärztinnen und Ärzte mit ausreichend Zeit für die 
medizinische Versorgung der Bevölkerung zur Verfügung 
ständen. „Ich wünsche mir, dass wir als Frauen und Ärz-
tinnen es schaffen, den Blick für die geschlechtersensible 
Medizin zu öffnen, davon profitieren letztlich alle“, be-
kräftigte die ÄKN-Präsidentin ihre Position. Für die For-
schung sei diese erweiterte Perspektive schließlich eine 
Riesenchance. „Wenn es uns gelingt, das zu vermitteln, 
haben wir viel gewonnen.“                     r Solveig Vogel 
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„Gesundheit ist ein Recht eines jeden Menschen“, sagte Dr. med. Andreas Philippi, niedersächsischer Minister für Soziales, Arbeit, Gesundheit 
und Gleichstellung, in seinem Grußwort auf der Tagung „Frauenkrankheiten ohne Lobby?“.

 



Mitglieder des Bezirksstellenvorstands  
Dr. med. Astrid Klaßen (Vorsitzende) 
Dr. med. Dietrich Warneboldt (Stellv. Vorsitzender) 
Stefan Brunotte 
Dr. med. Dorothea Mordeja 
Dr. med. Bernd Schüttrumpf 
Dr. med. Joachim Thum 
Dr. med. Hartmut Volkmann 
 
In der konstituierenden Sitzung am 9. Juli 2025 wählten 
die Mitglieder des Bezirksstellenvorstands Dr. med. Astrid 
Klaßen als Vorsitzende und bestätigten Dr. med. Dietrich 
Warneboldt als ihren Stellvertreter.  
 
Welche Themen stehen bei Ihnen und den Kolleginnen und 
Kollegen des Bezirksstellenvorstands auf der Agenda? 
 
Dr. med. Astrid Klaßen: Wichtig für uns mit Blick auf die Zu-
kunft ist die Weiterbildung von jungen Ärztinnen und Ärzten 
und sie für den Beruf zu begeistern. Viele unserer Kolleginnen 
und Kollegen in den Arztpraxen sind schon etwas älter – da 
fehlt es in zeitnaher Zukunft an Nachwuchs. Das Thema Ver-
bundweiterbildung, eine Kooperation zwischen Praxen und 
Kliniken, ist da ein zentrales Stichwort, die wir uns ebenso für 
die Medizinischen Fachangestellten im Rahmen ihrer Ausbil-
dung wünschen, um die Attraktivität dieses schönen Ausbil-
dungsberufs weiter zu steigern. Uns ist es auch ein Anliegen, 
die Kooperation zwischen den Kolleginnen und Kollegen aus 
den Krankenhäusern und der Niederlassung zu fördern. Wir 

planen im kommenden Jahr ein neues Fortbildungsformat mit 
dem Namen „Klinik trifft Ambulanz“. Eine gemeinsame Fort-
bildung für Bereiche mit inhaltlichen Überschneidungen, zum 
Beispiel für die Kolleginnen und Kollegen aus Gynäkologie 
und Urologie oder Ärztinnen und Ärzte aus Chirurgie und Or-
thopädie. Für kurze Wege wird die Bezirksstelle Hildesheim 
auch weiterhin sorgen, da sie als Service Sprechstunden für 
Ärztinnen und Ärzte in Hildesheimer Kliniken anbietet. 
 
Was sind die Themen des Bezirksstellenvorstands, die sich 
eher an die Bevölkerung richten?  
 
Klaßen: Gesundheitsforen, wie sie bereits in der Vergan-
genheit von der Bezirksstelle gemeinsam mit dem Landkreis 
Hildesheim für die Bevölkerung ausgerichtet wurden, wollen 
wir in Zukunft wieder anbieten. Gerade in Zeiten des Ärz-
temangels, wo in Kliniken und Praxen oft der Raum für be-
sonders ausführliche Beratungsgespräche fehlt, sind Info-
veranstaltungen zu speziellen Krankheitsbildern, zum Bei-
spiel Mammakarzinom, KHK oder Apoplex ein wichtiges 
Angebot. Ob Fragen zur ärztlichen Versorgung oder zur 
Gesundheitsförderung: Wir haben in der Bezirksstelle immer 
„ein offenes Ohr“ für alle Belange der Menschen, die sich 
an uns wenden. 
 
Welche Neuerungen wünschen Sie sich für das Arbeitsum-
feld von Ärztinnen und Ärzten?  
 
Klaßen: Neben weniger Bürokratie und Dokumentations-
wahnsinn sowie einer funktionierenden Digitalisierung ist 
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf unerlässlich. 
Wenn wir die Ärztinnen und Ärzte in der Versorgung halten 
wollen, benötigen wir eine konsequente und zuverlässige Be-
treuung der Kinder sowie kreative Arbeitszeitmodelle.  
 
Welches weitere Thema hat aktuell Priorität? 
 
Klaßen: Angesichts der bevorstehenden Kammerwahl 
möchte ich vor allem junge Kolleginnen und Kollegen mo-
tivieren, sich aufstellen zu lassen. Nur so kann man mitge-
stalten. Wer sich nicht engagiert, kann auch nichts bewegen. 
Für sehr wichtig halte ich ebenso die Arbeit der Ärztevereine. 
Ich möchte dafür werben, diese Möglichkeit zu regelmäßi-
gen Fortbildungen und zu einem persönlichen Austausch 
vor Ort zu nutzen. 

Die Fragen stellte Inge Wünnenberg. 

Der Vorstand der Bezirksstelle Hildesheim 

Im Frühjahr 2025 wurden die Bezirksstellenvorstände der Ärztekammer Niedersachsen neu 
gewählt. Anschließend wählten die siebenköpfigen Vorstände die Vorsitzenden und deren 
Stellvertretung. Wer gehört dem neuen Vorstand in Hildesheim an?  
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Das Team der ÄKN-Bezirksstelle Hildesheim Tanja Wedekin (l.), 
Dominik Dorittke (2.v.l.) und Geschäftsführer Ass. jur. Hubertus Wie-
gand (r.) mit der neuen Bezirksstellenvorsitzenden Dr. med. Astrid 
Klaßen. 
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Mitglieder des Bezirksstellenvorstands  
Dr. med. Katharina-Juliane Kirsche (Vorsitzende) 
Dr. med. Franziska von Breunig (Stellv. Vorsitzende) 
Dr. med. Daniel Abo-Dalo 
Dr. med. Karen Blumenbach 
Dr. med. Swen Geerken 
Dr. med. Jonas Niemann 
Rüdiger Quandt 
 
In der konstituierenden Sitzung am 1. Juli 2025 wählten die 
Mitglieder des Bezirksstellenvorstands Dr. med. Katharina-
Juliane Kirsche zur Vorsitzenden und Dr. med. Franziska 
von Breunig zu ihrer Stellvertreterin.  
 
Welche Themen stehen bei Ihnen und den Kolleginnen und 
Kollegen des Bezirksstellenvorstands auf der Agenda? 
 
Dr. med. Katharina-Juliane Kirsche: Wir haben uns eine 
Agenda gesetzt, die gleichermaßen die ak tuellen Herausfor-
derungen der ärztlichen Versorgung als auch die langfristige 
Zukunftsgestaltung im Blick hat. Ein zentra les Thema ist die 
hausärztliche und fachärztliche Versorgung im ländlichen 
Raum. Hier müssen wir attraktive Rahmenbedin gungen für 
Niederlassung und Anstellung schaffen. Daneben be schäftigen 
uns Fragen der Weiterbildung und wir wollen die ärztliche 
Nachwuchsförderung stärken. Auch Themen wie Prä vention 
und Suchtmedizin sowie die Verantwortung von Ärztin nen 
und Ärzten in gesellschaftlichen Fragen werden wir aktiv be-
gleiten. Dabei verstehen wir uns als Stimme der Kolleginnen 
und Kollegen in der Region und möchten ihre Anliegen in die 
Ärztekammer Niedersachsen tragen. Dazu ist uns der direkte 
Austausch mit den Mitgliedern vor Ort besonders wichtig. 
 
Was sind die Themen des Bezirksstellenvorstands, die sich 
eher an die Bevölkerung richten?  
 
Kirsche: Zu den Themen, die wir bewusst in die Öffentlichkeit 
tragen wollen, gehört die Gesundheitsprävention: Wir setzen 
uns für eine bessere Aufklärung im Bereich der Sucht und der 
psychi schen Gesundheit ein  – gerade bei Kindern und Ju-
gendlichen. Bereits die Einführung des Reanimationsunterrichts 
an niedersächsischen Schulen war ein wichtiger Schritt, den 
wir in der ÄKN aktiv vorangetrieben haben. Darüber hinaus 
möchten wir die Bevölkerung für die Herausforderungen der 
wohnortnahen Versorgung sensibilisieren. Es geht darum, 
deutlich zu machen, wie wichtig Haus- und Fachärzte in der 

Fläche sind und warum Strukturen gestärkt werden müssen, 
damit eine gute Versorgung auch in Zukunft gesichert bleibt.  
 
Welche Neuerungen wünschen Sie sich für das Arbeitsumfeld 
von Ärztinnen und Ärzten?  
 
Kirsche: Wir brauchen dringend Entlastung von Bürokratie, 
damit wieder mehr Zeit für die eigentliche Patientenversorgung 
bleibt. Viele Kolleginnen und Kollegen empfinden die aktuelle 
Dokumentationsflut als erdrückend. Ein weiterer Punkt ist die 
Digitalisierung: Sie muss so gestaltet sein, dass sie Arbeitspro-
zesse tatsächlich erleichtert und keine zusätzlichen Hürden 
schafft. Hier wünsche ich mir praxistaugliche Lösungen und 
mehr Mitgestaltung durch die Ärzteschaft. Nicht zuletzt müssen 
Arbeitsmodelle flexibler werden. Junge Ärztinnen und Ärzte 
erwarten eine gute Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Dafür brauchen wir bessere Rahmenbedingungen: von Teilzeit 
bis hin zu multiprofessionellen Teamstrukturen. Das ist ent-
scheidend, um die Versorgung langfristig zu sichern. 
 
Welches weitere Thema hat aktuell Priorität? 
 
Kirsche: Mir ist die Stärkung der hausärztlichen Versorgung, 
die Förderung des ärztlichen Nachwuchses und die Präventi-
onsarbeit ein großes Anliegen. Besonders wichtig ist mir dabei 
die Weiterbildung, und zwar sektorübergreifend gedacht, 
damit junge Ärztinnen und Ärzte optimale Bedingungen in 
Klinik und Praxis gleichermaßen vorfinden. 

Die Fragen stellte Inge Wünnenberg. 
 

Der Vorstand der Bezirksstelle Lüneburg 

Im Frühjahr 2025 wurden die Bezirksstellenvorstände neu gewählt.  
Anschließend wählten die siebenköpfigen Vorstände die Vorsitzenden und  
deren Stellvertretung. Wer gehört dem neuen Vorstand in Lüneburg an?  

Der neue Vorstand der ÄKN-Bezirksstelle Lüneburg (v.l.n.r.): Dr. med. 
Karen Blumenbach, Dr. med. Jonas Niemann, Dr. med. Daniel Abo-
Dalo, Dr. med. Swen Geerken, Dr. med. Katharina-Juliane Kirsche, 
Rüdiger Quandt und Dr. med. Franziska von Breunig. 
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Wie kann die ärztliche Versorgung in der Region langfristig 
gesichert werden? Mit dieser zentralen Frage beschäftigte sich 
unter dem Stichwort „Kammer trifft Klinik“ eine Delegation 
der Bezirksstelle Lüneburg der Ärztekammer Niedersachsen 
bei einem Treffen mit Vertreterinnen und Vertretern der Kran-
kenhäuser der Region. Seitens der Bezirksstelle nahmen Dr. 
med. Johannes Herzog, zu der Zeit noch Vorsitzender der Be-
zirksstelle, Dr. med. Katharina-Juliane Kirsche als Mitglied des 
Bezirksstellen-Vorstands und Timo Schwarz als Bezirksstel-
len-Geschäftsführer teil. Ziel war es, bei den Zusammenkünften 
mit Vertreterinnen und Vertretern der Kliniken im Zuständig-
keitsbereich der Bezirksstelle sowohl die weitreichenden Ver-
änderungen durch das Krankenhausversorgungsverbesserungs-
gesetz (KHVVG) als auch die durch die kompetenzbasierte 
Weiterbildungsordnung veranlassten Änderungen zu analy-
sieren. Zugleich ging es um einen Austausch zu konkreten 
Anliegen, Kritikpunkten und besonderen Herausforderungen 
des stationären Bereichs. 
 
Auftakttreffen mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der Kliniken in Buchholz und Winsen 
 
Beim Auftakttreffen im Frühjahr 2025 mit der Geschäftsführung 
und den Chefärzten der Krankenhaus Buchholz und Winsen 
gemeinnützigen GmbH wurde intensiv über die Zukunft der 
ärztlichen Weiterbildung und die Entwicklung der sektoren-
übergreifenden Versorgung diskutiert. Die Krankenhausreform 
stellt viele Kliniken vor große Herausforderungen. Besonders 
die Einführung der Leistungsgruppen wird Konsequenzen für 
die Weiterbildung haben. So herrscht aktuell große Unsicher-
heit darüber, in welchem Umfang bestehende Weiterbil-
dungsermächtigungen nach dem 1.  Januar 2027 erhalten 
bleiben und ob bereits erteilte Ermächtigungen widerrufen 
werden könnten. Einige Kliniken warten zudem auf eine dau-
erhafte Erteilung von Ermächtigungen, die bislang nur vorläufig 
ausgesprochen wurden. Hier wünschen sich die Krankenhäu-
ser mehr Planungssicherheit, um die Weiterbildung langfristig 
stabilisieren zu können. 
 
Konzepte für neue Wege der Weiterbildung  
 
Eine weitere Sorge auf Klinikseite besteht darin, dass durch die 
Einführung der Leistungsgruppen künftig nur wenige große 
Häuser spezielle Leistungen anbieten dürfen. Das könnte in 
kleineren Kliniken die Zahl der weiterbildungsermächtigten 
Ärztinnen und Ärzten weiter reduzieren, sodass Ärztinnen 

und Ärzte in Weiterbildung verstärkt in große Zentren abwan-
dern würden, befürchteten die Vertreterinnen und Vertreter 
der Krankenhäuser. Besonders in spezialisierten Fachbereichen 
konkurrierten die peripheren Kliniken mit den großen Univer-
sitätszentren. Die Klinikvertreterinnen und -vertreter schlugen 
daher eine hausübergreifende Weiterbildungsermächtigung 
für die Standorte Buchholz und Winsen vor, um die Attraktivität 
der Weiterbildung in der Region zu sichern. Ohnehin stünden 
diese beiden Kliniken unter dem Druck, Maßnahmen zu er-
greifen, um ihre Attraktivität als Arbeitgeber zu steigern, hieß 
es bei dem Treffen. Denn viele Fachärztinnen und -ärzte 
wechselten nach ihrer Weiterbildung ins benachbarte Ham-
burg, da die Großstadt oft über bessere strukturelle und finan-
zielle Bedingungen verfüge.  
 
Auch das Thema Hybrid-DRGs und Ambulantisierung wurde 
angesprochen. Die Vorgaben zur ambulanten Versorgung 
setzten Facharztstandards voraus, was zur Folge habe, dass 
Weiterbildungsassistentinnen und -assistenten nur bedingt 
eingebunden und ausgebildet werden könnten, so die Vertre-
terinnen und Vertreter aus Buchholz und Winsen. Gleichzeitig 
bedeute dies, dass sich der Einsatz von Weiterzubildenden für 

Pläne für ein Konzept zur besseren Vernetzung  

„Kammer trifft Klinik“: Austausch zwischen der Bezirksstelle Lüneburg der Ärztekammer und 
den Kliniken der Region zu Themen wie der gestarteten Krankenhausreform, den 
Auswirkungen auf die Weiterbildung und den lokalen Herausforderungen für die Häuser 
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Die Ärztekammer-Bezirksstelle Lüneburg zu Gast bei der Kranken-
haus Buchholz und Winsen gemeinnützigen GmbH 

 



35

Bezirksstellen 

10 | 2025

die Kliniken wirtschaftlich erst nach etwa zwei Jahren rechne, 
da sie in der ersten Zeit keine direkte Entlastung für die Teams 
darstellten. Aktuell herrschten darüber hinaus aufgrund der 
vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) geforderten 
Facharztkompetenz erhebliche Probleme, die Notaufnahme 
zu besetzen. Hier seien ebenfalls tragfähige Konzepte erfor-
derlich, um die Versorgung aufrechtzuerhalten und gleichzeitig 
den Weiterbildungsbedarf abzudecken. 
 
Austausch im Helios Klinikum Uelzen 
 
Beim Treffen mit Vertreterinnen und Vertretern des Helios Kli-
nikums Uelzen lag der Fokus ebenfalls auf der Weiterbil-
dungssituation und es zeichnete sich ab, dass strukturelle und 
organisatorische Hürden eine kontinuierliche und qualitativ 
hochwertige Weiterbildung erschweren. Dabei wies die Kli-
nikvertretung darauf hin, dass die für eine Weiterbildungsbe-
fugnis im stationären Bereich geforderte personelle Ausstattung 
mit zwei Fachärzten in Vollzeit eine Hürde darstelle, die viele 
kleinere Häuser kaum bewältigen könnten. Bei der Beschäfti-
gung von aus dem Ausland stammenden Ärztinnen und Ärz -
ten bestehe zudem eine große Fluktuation, da viele nach oder 
während der Weiterbildung in die Großstädte abwanderten. 
Auch bei der Zusammenkunft in Uelzen spielte die Notfall-
medizin eine Rolle. So schlug die Klinikseite eine berufsbe-
gleitende Weiterbildung in klinischer Notfallmedizin vor, von 
der insbesondere die Pädiaterinnen und Pädiater profitieren 
könnten, die bereits schon jetzt Notarztdienste leisteten. 
 
Im Herz- und Gefäßzentrum Bad Bevensen 
 
Die Chefärztinnen und -ärzte des Herz- und Gefäßzentrums 
(HGZ) Bad Bevensen sprachen beim Austausch mit der Be-
zirksstelle ebenfalls die oft langwierige Anerkennung von im 
Ausland erworbenen ärztlichen Abschlüssen an. Kritisch wur-
de auch hier die Regelung gesehen, dass für bestimmte Wei-
terbildungsermächtigungen – etwa in der Pneumologie– zwei 
vollzeitbeschäftigte Fachärztinnen oder -ärzte die Vorausset-
zung sind. Das sei gerade in hochspezialisierten Häusern mit 
einem begrenzten Personalumfang oft nicht darstellbar, ob-
wohl die Inhalte qualitativ vermittelt werden könnten. Auch 
zeitlich stark befristete Ermächtigungen zum Beispiel auf nur 
sechs Monate seien organisatorisch eine Herausforderung. 
 
In Bad Bevensen herrschte zudem Unklarheit, was die Verän-
derung der Weiterbildung durch das Krankenhausversor-
gungsverbesserungsgesetz (KHVVG) für Kooperationsverträge 
und Verbundweiterbildung bedeute. Dabei zeigte sich, dass 
Kooperationen nur zwischen Häusern mit gleichem Träger 
möglich seien, da sonst Fragen der Arbeitnehmerüberlassung 
eine Rolle spielten. Für die Vertreterinnen und Vertreter des 
HGZ wäre daher ein strukturiertes, trägerübergreifendes Wei-
terbildungskonzept eine wünschenswerte Alternative.  

 
Als große Einschränkung kritisierte das Klinikteam, dass 
Ärztinnen und Ärzte künftig nur noch eine Facharztbe-
zeichnung führen dürften. In operativen Fächern, wie etwa 
der Herz- und Thoraxchirurgie, komme es regelmäßig zu 
Eingriffen, die auch die Allgemeinchirurgie beträfen. Es 
wurde angeregt zu prüfen, ob eine gleichzeitige Führung 
mehrerer Qualifikationen ermöglicht werden könne. Zu-
gleich bestehe der Wunsch, mehrere Weiterbildungser-
mächtigungen zu beantragen, sofern das Leistungsspektrum 
dies abbilde. 
 
Erarbeitung eines regionalen  
Netzwerkkonzepts 
 
Es folgten weitere Treffen der Lüneburger Bezirksstelle mit 
Vertreterinnen und Vertretern der Bad Bevenser DianaKlinik 
(Fachklinik für Reha und Akutmedizin), der Elbe-Jeetzel-
Klinik in Dannenberg und des Klinikums Lüneburg. Die Zu-
sammenkünfte mit den Vertreterinnen und Vertretern der 
verschiedenen Krankenhäuser im Zuständigkeitsgebiet der 
Bezirksstelle Lüneburg machten den Wunsch nach einem 
Netzwerk für die Versorgungsregion deutlich: Die Kliniklei-
tungen – allen voran die Geschäftsführung der Kliniken 
Winsen/Buchholz  – sagten zu, gemeinsam mit dem Be-
zirksvorstand Lüneburg ein tragfähiges Modell zur besseren 
Vernetzung der Weiterbildungsstätten zu entwickeln. Hier-
bei stellt sich die Frage, welche strukturellen Merkmale aus 
Sicht der Ärzteschaft in so einem Konzept unbedingt be-
rücksichtigt werden müssen und welche Faktoren außen 
vor bleiben sollten. Die Entwicklung dieses Netzwerks wird 
in enger Abstimmung mit den ärztlichen Leitungen der Kli-
niken in der Region erfolgen. 
 
Plädoyer für einen regelmäßigen Austausch 
 
Die Treffen „Kammer meets Klinik“ offenbarten zahlreiche 
Herausforderungen im Hinblick auf die ärztliche Weiterbil-
dung und die Krankenhausstruktur, die nur durch eine enge 
Zusammenarbeit bewältigt werden können. Ziel ist es, ge-
meinsam mit den Verantwortlichen vor Ort individuelle Lö-
sungen für die jeweiligen Herausforderungen zu entwickeln 
und die Weiterbildungsmöglichkeiten nachhaltig zu ver-
bessern. Der Bezirksvorstand Lüneburg sicherte zu, sich als 
Vermittler und Ansprechpartner einzubringen und die An-
liegen der Kliniken weiter in die Kammer zu tragen. Gleich-
zeitig wurde deutlich, dass die Kliniken eine bessere Be-
rücksichtigung der regionalen Besonderheiten bei der Um-
setzung der neuen Krankenhausreform fordern. Als ein Er-
gebnis der Gesprächsrunden wurde vereinbart, den Dialog 
auf ärztlicher Ebene regelmäßig fortzuführen.  
 

Dr. med. Katharina-Juliane Kirsche 
Vorsitzende der Bezirksstelle Lüneburg



Wilhelmshaven. 38 Jahre lang, von 1972 bis 2010, war Rolf 
Eskuchen als Arzt tätig. Seine ersten Stationen waren das all-
gemeine Krankenhaus Hamburg Barmbek, das Pius-Hospital 
in Oldenburg sowie weitere Stellen in Wildeshausen, Damp 
und Stade. 1984 ließ sich der Facharzt für Chirurgie in einer 
eigenen Praxis in Wilhelmshaven nieder und in der Zeit von 
1992 bis 2010 in einer Gemeinschaftspraxis zusammen mit 
Dr. med. Wolfgang Voges. Rolf Eskuchens ehrenamtliches En-
gagement begann bereits 1989 als Mitglied im MFA-Prüfungs -
ausschuss der Bezirksstelle Wilhelmshaven der Ärztekammer 
Niedersachsen (ÄKN). Von 1997 bis 2015 hatte er das Amt 

des stellvertretenden Vorsitzenden der Bezirksstelle inne und 
in der Zeit zwischen 2002 und 2016 war er außerdem Mit -
glied der ÄKN-Kammerversammlung. Als Delegierter gehörte 
er unter anderem von 2011 bis 2016 dem Weiterbildungsaus-
schuss an. Darüber hinaus nahm der heute 81 Jahre alte Fach-
arzt für Chirurgie und Unfallchirurgie weitere ehrenamtliche 
Aufgaben innerhalb der Kassenärztlichen Vereinigung Nie-
dersachsen, der Ärzteversorgung Niedersachsen, dem Hart-
mannbund sowie in beruflichen Fachgesellschaften wahr.  
 
„Rolf Eskuchen hat in beeindruckender Weise über Jahrzehnte 
die ärztliche Selbstverwaltung mitgestaltet. Er hat dabei stets 
nicht nur die Herausforderungen des eigenen Fachs, sondern 
die gesamte ärztliche Versorgung im Blick gehabt“, sagte Jens 
Wagenknecht, Vorsitzender der Bezirksstelle Wilhelmshaven 
und Mitglied im ÄKN-Landesvorstand, als er Eskuchen die Eh-
renplakette der Ärztekammer Niedersachsen  – die höchste 
Auszeichnung der niedersächsischen Ärzteschaft – verlieh. Im 
Rahmen der feierlichen Ehrung am 30. September in den Räu-
men der Bezirksstelle in Wilhelmshaven zeigte sich Eskuchen 
von der Auszeichnung gerührt und bedankte sich sowohl 
hierfür als auch bei den Menschen, die ihn bei der Ausübung 
seines Ehrenamts maßgeblich unterstützt haben. „Das alles 
wäre so nicht möglich gewesen, wenn meine Frau und mein 
Praxiskollege Dr. med. Wolfgang Voges nicht ebenso dahin-
tergestanden hätten. Sie haben mir für das Ehrenamt und das 
gesundheitspolitische Engagement, wenn es notwendig war, 
den Rücken freigehalten.“                               r Niko Gerdau 
 

Hildesheim. „Ich bin die Neue – die Nachfolgerin der Be-
zirksstellenvorsitzenden Dr. med. Dorothea Mordeja“, 
stellte sich Dr. med. Astrid Klaßen vor, als sie das dies-
jährige Sommerfest der drei Ärztevereine der Bezirksstelle 
Hildesheim am 19. September eröffnete. Rund 60 Gäste 
begrüßten Klaßen und Dr. med. Joachim Thum, der Vor-
sitzende des Ärztevereins Hildesheim-Stadt, diesmal im 
Söhrer Forsthaus in Diekholzen. Die Gelegenheit zum 
Kennenlernen und zum persönlichen Austausch nahmen 
unter anderem Ärztinnen und Ärzte aus dem Ameos Kli-
nikum, dem Bernward Krankenhaus und dem Helios Kli-
nikum Hildesheim und viele Niedergelassene wahr. Dank 
des guten Wetters hatten alle Kolleginnen und Kollegen 
– darunter auch die Ruheständler – Freude an dem tradi-
tionellen Get-together.                                            r wbg 

 

Jahrzehntelang in der Selbstverwaltung aktiv 

Für sein ehrenamtliches Engagement zusätzlich zu seiner Tätigkeit als niedergelassener 
Chirurg erhielt Rolf Eskuchen die Ehrenplakette der Ärztekammer Niedersachsen.  
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Sommerfest der drei Ärztevereine der Bezirksstelle Hildesheim 

Bezirksstellen

Die neue Vorsitzende der Bezirksstelle Hildesheim Dr. med. Astrid Kla-
ßen (mit Mikro) begrüßte mit dem Vorsitzenden des Ärztevereins Hildes-
heim-Stadt Dr. med. Joachim Thum (3.v.l.), Bezirksstellen-Geschäftsfüh-
rer Ass. jur. Hubertus Wiegand (3.v.r.) sowie dem Team der Bezirksstelle 
Melanie Sokor (2.v.r.) und Tanja Wedekin die Gäste zum Sommerfest. 
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Mit der Ehrenplakette der Ärztekammer Niedersachsen zeichnete 
der Vorsitzende der Bezirksstelle Wilhelmshaven Jens Wagenknecht 
(r.) Rolf Eskuchen (2.v.r.) aus. Es gratulierten dem Geehrten der stell-
vertretende Vorsitzende der Bezirksstelle Klaus-Peter Schaps und 
Eskuchens Ehefrau Gundula. 
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Mit einer Gedenkminute für Professor Dr. med. Michael 
Manns, den ehemaligen Präsidenten der Medizinischen 
Hochschule Hannover (MHH), eröffnete Dr. med. Thomas 
Buck Anfang September die Veranstaltung aus der Reihe 
„Generationswechsel an der MHH: Neue Köpfe und neue 
Perspektiven“: „Im vergangenen November haben wir 
ihm noch an dieser Stelle zu seinem Geburtstag gratuliert, 
und nun, ein knappes Jahr später, gedenken wir gemein-
sam seines Todes. Das ist mir ein Bedürfnis“, sagte Buck, 
der die Vortragsreihe als Vorsitzender der ÄKN-Bezirks-
stelle Hannover unter anderem gemeinsam mit Manns 
initiiert hatte. Er habe an Professor Manns neben all der 
wissenschaftlichen Exzellenz und Expertise stets die 
Menschlichkeit geschätzt. MHH-Präsidentin Professorin 
Dr. phil. Denise Hilfiker-Kleiner gedachte ihres Vorgän-
gers Professor Manns als Förderer, Mentor, Ratgeber und 
manchmal auch Tröster. Er habe in der MHH gearbeitet, 
gelebt und sei dort am 15. August 2025 im Kreis seiner 
Familie gestorben. Stets habe sein Wirken unter der Ma-
xime „Der Star ist die Mannschaft“ gestanden. „Wie sehr 
er an die Kraft des Gemeinsamen geglaubt hat, lässt sich 
nicht besser zusammenfassen“, sagte die MHH-Präsiden-
tin sichtlich bewegt.  
 
Mehr Patientensicherheit: „Say my name“  
 
In diesem Sinne stehe Professor Manns für die Reihe „Neue 
Köpfe und neue Perspektiven“, leitete Buck zu den Vorträgen 
der Fortbildung über, die zudem von der Gesellschaft der 
Freunde der MHH mit organisiert wird. „Ich freue mich, 
dass ich auch nach 25 Jahren noch als neuer Kopf gelte“, 
stieg Universitätsprofessor Dr. med. Jens Dingemann mit ei-
nem Schmunzeln in seinen Vortrag ein. Der Arzt war in sei-
ner Funktion als Klinikdirektor eingeladen, die er seit 2024 
innehat. Aufgrund seiner früheren Auslandstätigkeit in Irland 
und eines zusätzlichen externen Rufes an eine weitere Uni-
versität konnte Dingemann an die MHH berufen werden. 
Der neue Leiter der Klinik für Kinder- und Jugendchirurgie 
berichtete über viele Neuerungen, Modernisierungen und 
Weiterentwicklungen, die in nur einem Jahr bereits umge-
setzt werden konnten.  
 
Die Veränderungen betreffen neben der chirurgischen Ver-
sorgung von Kindern und Jugendlichen den Bereich von 
Forschung und Veröffentlichungen, das Knüpfen von Netz-
werken sowie die Gestaltung des Arbeitsumfelds. Es gebe 

inzwischen viele Möglichkeiten, durch Teilzeit, mobiles 
Arbeiten oder Flexi-Tage Beruf und Familie gut miteinander 
zu vereinbaren. „So erreichen wir eine große Arbeitszufrie-
denheit und Motivation“, erläuterte Dingemann. Nur hoch 
motivierte Beschäftigte lieferten eine exzellente ärztliche 
und wissenschaftliche Leistung. „Und vor allem können wir 
sie so gewinnen und halten“, fügte er hinzu.  
 
Die Klinik für Kinder- und Jugendchirurgie ist eine von 
acht chirurgischen Disziplinen an der MHH und gehört 
zum Zentrum für Chirurgie. Mit dem Zentrum für Kinder- 
und Jugendmedizin ist sie aber in der täglichen Arbeit 
eng verbunden. Außerdem kooperiert sie mit dem Allge-
meinen Krankenhaus in Celle, der Helios Klinik in Hil-
desheim und dem Kinder- und Jugendkrankenhaus AUF 
DER BULT – auch im Bereich der Weiterbildung, „damit 
unsere jungen Kolleginnen und Kollegen nicht nur große 
OPs sehen“, erklärte Dingemann. Denn kleinere und mit-
telgroße Standardeingriffe würden an seiner Klinik kaum 
noch durchgeführt. Dort seien die Arbeitsschwerpunkte 
vielmehr die neonatale Fehlbildungschirurgie, onkologi-
sche Chirurgie, Lungenchirurgie, Hepatobiläre Chirurgie 

Neue Therapien und eine sichere Versorgung 

In der Fortbildungsreihe „Generationswechsel an der MHH – Neue Köpfe und neue  
Perspektiven“ ging es in der Ärztekammer um Forschung zu Demenzerkrankungen,  
Patientensicherheit und die Lehren aus der Corona-Pandemie.  

Fo
to

: J
. W

ei
g

el

Fortsetzung der Reihe Generationswechsel an der MHH: Neue Köpfe 
und neue Perspektiven“ mit MHH-Präsidentin Professorin Dr. phil. 
Denise Hilfiker-Kleiner (v.l.n.r.), MHH-Vizepräsidentin Martina Saurin, 
Professorin Dr. rer. nat. Evgeni Ponimaskin, Professorin Dr. med. 
Berit Lange, Professor Dr. med. Jens Dingemann, Professor Dr. med. 
Siegfried Piepenbrock und Dr. med. Thomas Buck.

 



und Pädiatrische Urologie. Das Team forscht beispiels-
weise zu Genese, Prognose und Therapie angeborener 
Gallenwegserkrankungen sowie zu Lungenfehlbildungen. 
Außerdem setzt es künstliche Intelligenz in der Kinder-
chirurgie ein und wird dafür unter anderem von der Else 
Kröner-Fresenius-Stiftung unterstützt.  
 
Ein wichtiges Projekt Dingemanns ist es, unter dem Slogan 
„Say my name“ die Kommunikation im OP zu verbessern. 
Um zu verhindern, dass Team-Mitglieder salopp mit „Ey, 
Anästhesie“ angesprochen würden, signalisiere ein Kleb-
chen auf der OP-Haube, wie diese Person gern adressiert 
werden wolle. Eine gute, gelingende Kommunikation un-
tereinander verbessere die Team-Performance und Arbeits-
zufriedenzeit, ist Dingemann überzeugt. Das Projekt, das 
gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen des Uniklinikums 
Münster durchgeführt wird, sei ihm ein Herzensanliegen. 
 
Ein weiteres Projekt sei zudem in Vorbereitung. „Wir 
wollen keine 2nd victims“, sagte Dingemann. Ärztinnen, 
Ärzte und Pflegekräfte seien in der Kinder- und Jugend-
chirurgie großen psychischen Belastungen ausgesetzt. 
Daher sei es besonders wichtig, ein Arbeitsumfeld zu 
schaffen, in dem sich die Mitarbeitenden gesehen und 
aufgehoben wissen. „Davon profitiert auch die Patienten-
sicherheit“, ist der Klinikleiter überzeugt. 
 
Suche nach einer Therapie gegen  
Demenzerkrankungen 
 
Nicht von jungen Menschen, sondern von den Herausfor-
derungen einer alternden Gesellschaft handelte der Vor-
trag von Professor Dr. rer. nat. Evgeni Ponimaskin, Wis-
senschaftler am Institut für Neurophysiologie der MHH. 
Ponimaskins Forschung gilt einem Therapieansatz gegen 
Demenzerkrankungen, von denen immer mehr Menschen 
betroffen sind. In Deutschland lebten 2023 nach Schät-
zungen des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative 
Erkrankungen (DZNE) rund 1,8 Millionen Menschen mit 
Demenz (im Alter ab 40 Jahren), in der Altersgruppe ab 
65 Jahren waren es etwa 1,7 Millionen. Täglich würden 
rund 900 Demenzfälle diagnostiziert, in anderen Nationen 
und Regionen sehe es ähnlich aus. „Die Länder sind auf 
die wachsenden Zahlen von Demenzkranken nicht vor-
bereitet“, berichtete Ponimaskin, denn eine Therapie 
gebe es bisher noch nicht, trotz der rund 500 klinischen 
Studien, die dazu in den vergangenen 20 Jahren bereits 
durchgeführt worden seien. 
 
Ein derzeit erforschter Ansatz ist das Blockieren eines be-
stimmten Serotonin-Rezeptors (5-HT7R). Dadurch soll 
die krankhafte Anhäufung des Tau-Proteins verhindert 
werden, das eine zentrale Rolle bei vielen Demenzformen, 

einschließlich Morbus Alzheimer, spielt. Bei seinem Vor-
trag im Ärztehaus in Hannover präsentierte Ponimaskin 
erste klinische Ergebnisse seines Forschungsteams, das 
die Eignung des Antipsychotikums Amisulprid zur Be-
handlung von Demenzerkrankungen untersucht. Es habe 
sich gezeigt, dass das Medikament als Blocker des 5-
HT7R wirkt. Ergebnisse erster klinischer Versuche, die in 
Zusammenarbeit mit der Berliner Charité durchgeführt 
wurden, zeigten, dass sich das neuronale Absterben unter 
der Gabe von Amisulprid signifikant verringern ließ. „Das 
könnte eine interessante Therapieoption sein“, sagte Po-
nimaskin. Nun gelte es, die Phase 2B-Studien zu initiieren, 
um die Amisulprid-Formel zu verbessern und uner-
wünschte Nebenwirkungen wie Bewegungsstörungen zu 
verringern.  
 
„Wir müssen Infrastrukturen für die  
nächste Pandemie schaffen“  
 
Professorin Dr. med. Berit Lange, im September 2025 auf 
die Professur Infektionsepidemiologie der MHH berufen 
und Leiterin der Abteilung Epidemiologie am Helmholtz-
Zentrum für Infektionsforschung (HZI), befasst sich in 
ihrer Arbeit mit der wirksamen Bekämpfung von Infekti-
onskrankheiten. Dazu nutzt sie multizentrische klinische 
und populationsbasierte Kohortenstudien, Surveillance-
daten, Evidenzsynthesen und Infektionsmodellierungen. 
„Wir brauchen dynamische Modelle, um präzisere Vor-
hersagen treffen zu können“, sagte Lange und verdeut-
lichte dies am Beispiel der Erfahrungen während der Co-
rona-Pandemie: „Damals hinkten die Infektionsmeldun-
gen zum Teil dem tatsächlichen Geschehen beträchtlich 
hinterher, es fehlte an digitaler Infrastruktur ebenso wie 
an belastbaren Daten“, berichtete Lange. Es gelte daher, 
die Strukturen und die Datenerhebung etwa mittels Ko-
hortenstudien auszubauen, Empfehlungen zu evaluieren 
und Leitlinien zu entwickeln. „Wir müssen jetzt Infra-
strukturen schaffen, die wir in einer Pandemie nutzen 
können“, ist Lange überzeugt und setzt dafür auf das 
überregionale, länderübergreifende und auch internatio-
nale Zusammenwirken in Forschung und Lehre. „Wenn 
jeder einzeln nur seine Landesbehörde berät, dann kann 
das nicht gut werden, wir müssen zusammenarbeiten und 
als Netzwerk sprechen, dann werden wir von der Politik 
auch gehört.“                                          r Solveig Vogel 
 
 
Die nächste Veranstaltung aus der Reihe „Neue Köpfe und 
neue Perspektiven“ an der MHH findet am 11. November 
2025 im Haus der Ärztekammer Niedersachsen, Berliner 
Allee 20, 30175 Hannover, statt. Anmeldungen bitte an: 
brigitte.bartels@aekn.de 
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Auf gleich drei Veranstaltungen hat die 
Bezirksstelle Braunschweig der Ärzte-
kammer Niedersachsen im vergangenen 
September den Ausbildungsberuf Me-
dizinische Fachangestellte (MFA) vor-
gestellt. Den ÄKN-Stand auf der Berufs-
orientierungsmesse „BOHE  M  E“ be-
suchten rund 80 Schülerinnen und 
Schüler der Jahrgangsstufen 8 bis 11, 
zudem zahlreiche Lehrerinnen und Leh-
rer, um ihr Wissen über die vorgestellten 
Berufsbilder zu erweitern. BOHE M E 
steht für „Berufliche Orientierung im 
Landkreis Helmstedt mit Erfolg“ und ist 
ein seit mehr als zehn Jahren bestehen-
des Projekt. Elf allgemeinbildende Schu-
len haben in diesem Jahr mitgemacht, 
rund 1500 Schülerinnen und Schüler 
die Stände der mehr als 50 beteiligten 
regionalen Unternehmen und Organi-
sationen besucht. Die Berufsorientierungsmesse richtet sich 
explizit auch an junge Leute, die noch keine konkrete Vor-
stellung von ihrer beruflichen Perspektive haben.  
 
MFA-Auszubildende beantwortet Fragen  
 
Eine etwas andere Ausrichtung hat die Ilseder Jobbörse, bei 
deren 9. Auflage im September 2025 die ÄKN-Bezirksstelle 
Braunschweig ebenfalls mit einem Stand vertreten war. Diese 
Veranstaltung bietet nicht nur Schülerinnen und Schülern, 
sondern auch erwachsenen, nicht mehr schulpflichtigen Per-
sonen die Möglichkeit, einen Praktikums-, Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz zu finden. In Ilsede standen neben ÄKN-Ausbil-
dungsberaterin Karina Hartzsch auch die stellvertretende 
ÄKN-Präsidentin und Vorsitzende der Bezirksstelle Braun-
schweig, Dr. med. Marion Charlotte Renneberg, sowie deren 
Auszubildende Hermine Sophie Miehe zum Gespräch zur 
Verfügung. Die angehende MFA aus der hausärztlichen 
Praxis der stellvertretenden Präsidentin beantwortete einen 
ganzen Vormittag lang Fragen zu ihrem Ausbildungsalltag. 
Das kam offenbar gut an: Rund 100 junge Menschen haben 
sich am Stand über den MFA-Beruf informiert.  
 
Beim Ausbildungsforum der Oberschule (OBS) Lehre Ende 
September besuchten 19 Schülerinnen und Schüler der Jahr-
gangsstufen 9 und 10 gut vorbereitet den Bezirksstellen-

Stand zum Berufsbild der MFA. Aus Sicht von ÄKN-Ausbil-
dungsberaterin Barbara Wede war dies eine sehr lohnens-
werte Veranstaltung: „Hier treffen wir genau unsere Zielgrup-
pe.“ Zudem begleite die OBS Lehre ihre Schülerschaft sehr 
gut auf dem Weg der Berufswahl. Lobende Worte findet 
Wede auch für die Organisation dieser zweistündigen Nach-
mittagsveranstaltung, bei der Schülerinnen und Schüler zu-
dem den Auf- und Abbau der Stände tatkräftig unterstützten. 
 
Austausch unter Ausbildungspraxen 
 
Ein neues Informationsangebot der Bezirksstelle Braun-
schweig Ende August richtete sich an ausbildende Ärztinnen 
und Ärzte. Die Mischung aus erfahrenen Ausbildenden ei-
nerseits und neu an dieser Aufgabe Interessierten andererseits 
führte – moderiert von der Bezirksstellenvorsitzenden Renne-
berg – zu einem regen Austausch unter den Teilnehmenden. 
Unisono berichteten jene aus langjährigen Ausbildungspra-
xen, dass die jungen Leute heute einen deutlich erhöhten Be-
darf an Betreuung und teils auch an Vermittlung von ange-
messenen Umgangsformen zeigten. Das müssten die Praxen 
personell ebenso wie zeitlich auffangen und einplanen. Über 
die Diskussion hinaus vermittelten die Ausbildungsberaterin-
nen Basiswissen rund um den Ausbildungsvertrag und das 
Ausbildungsverhältnis. Die Bezirksstelle plant, weitere Ver-
anstaltungen dieser Art anzubieten.                             r vog 
 
 
 

Informationen rund um das Berufsbild MFA 

Das Team der Bezirksstelle Braunschweig war mit einem Infostand auf verschiedenen  
Berufsmessen und Jobbörsen in der Region vertreten / Außerdem bot die Ärztekammer  
in Braunschweig einen Infoabend für Ausbildende an.  

Karina Hartzsch (v.l.n.r.), Hermine Sophie Miehe und Dr. med. Marion Charlotte Renneberg infor-
mierten bei der Jobbörse in Ilsede über den Ausbildungsberuf „Medizinische/r Fachangestellte/r“. 
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Anlass des Schlichtungsantrags 
 
Der Patient hat das Schlichtungsverfahren beantragt, da 
er davon ausging, dass die Operation einer Fraktur des 
rechten körperfernen Unterschenkels fehlerhaft durchge-
führt worden sei. Der Fuß habe nach der Operation eine 
Außenrotation von 20 Grad aufgewiesen, es habe also ei-
ne Fehlpositionierung stattgefunden. Außerdem sei ein 
falscher Nagel gewählt worden und eine Schraube sitze 
verkehrt. Ferner sei die Operation von einem Assistenzarzt 
durchgeführt worden, was nicht dem medizinischen Fach-
arztstandard entsprochen habe. Nach der Entlassung habe 
er sich auf eigene Veranlassung andernorts vorgestellt. 
Dort sei die Außenrotation erkannt und eine Revisions-
operation veranlasst worden. Der Patient hat sich an die 
Schlichtungsstelle für Arzthaftpflichtfragen der Ärztekam-
mer Niedersachsen gewandt, um die Angelegenheit un-
abhängig und neutral begutachten und juristisch bewerten 
zu lassen. 
 
Die strittige Behandlung 
 
Der Patient war am 26. Dezember gestürzt und hatte sich 
dabei eine Fraktur des rechten körperfernen Unterschenkels 
zugezogen. Der Patient wurde mit dem Rettungsdienst bei 
der Antragsgegnerin, einem niedersächsischen Krankenhaus, 
eingeliefert. Der Aufnahmebefund ergab Folgendes: „Fraktur 
im unteren Drittel des Unterschenkels, Fehlstellung des Fu-
ßes mit Außenrotation etwa 60 Grad, Kniegelenk klinisch 
unauffällig.“ Es erfolgte eine Reposition des Bruchs und das 
Anlegen einer Unterschenkelschiene. Ein CT ergab eine 
Unterschenkelfraktur mit Fibulafraktur im mittleren bis dis-
talen Drittel und insgesamt multiplen Absprengungen im 
Bereich von Tibia und Fibula. Noch am Unfalltag wurde die 
Fraktur operativ bei der Antragsgegnerin behandelt. Es er-
folgte eine offene Einrichtung über Stichinzision und Stabi-
lisierung durch einen aufgebohrten Verriegelungsnagel im 
Markraum und Verschraubung des hinteren Anteils des kör-
perfernen Schienbeins. Eine postoperative Röntgenkontrolle 
wurde wie folgt befundet: „Gute Stellung der Tibiafraktur 
bei Z.n. Marknagelosteosynthese mit geringer Achsabkni-
ckung nach ventral. Keine Stufenbildung der Tibiagelenk-
fläche bei regelrechtem Sitz der beiden Schrauben. Mäßig 
nach dorsal verschobene, konservativ behandelte Fibula-
schaftfraktur im mittleren Drittel.“ Der Patient wurde am 
29. Dezember aus stationärer Behandlung entlassen. 
 

Der weitere Verlauf 
 
Der Patient stellte sich ab 2. Januar des darauffolgenden Jahres 
in einer Chirurgischen Praxis vor. Dort wurde am 17. Januar 
eine Außenrotation des Fußes von circa 15 Grad festgestellt. 
Es erfolgte die Weiterleitung an eine Klinik, wo nach zusätz-
licher Diagnostik die Indikation zur Korrektur der Außenrota-
tionsfehlstellung gestellt und der Eingriff am 2. Februar durch-
geführt wurde. Es erfolgte eine Re-Osteosynthese per Markna-
gel und eine autologe Spongiosaplastik. Anschließend kam es 
zu einer deutlichen Besserung. 
 
Das externe medizinische Gutachten 
 
Der von der Schlichtungsstelle beauftragte Gutachter, Facharzt 
für Orthopädie mit Spezialisierung auf Fuß- und Sprungge-
lenkschirurgie, kam zu dem Ergebnis, dass die Behandlung 
fehlerhaft erfolgt sei. Und zwar nicht, weil die Operation nicht 
korrekt durchgeführt worden sei, sondern weil fehlerhaft die 
Außenrotationsfehlstellung postoperativ nicht diagnostiziert 
worden sei. Dadurch sei es zu einer Behandlungsverzögerung 
bis zur Revisionsoperation gekommen. 
 
Entscheidung der Schlichtungsstelle 
 
Die Schlichtungsstelle schloss sich dem Gutachter in allen 
Punkten an. Zunächst war der Vorwurf des Patienten zu 
klären, dass die Operation fehlerhaft durchgeführt worden sei, 
weil es zu einer Außenrotation gekommen war. Der Gutachter 
hatte nachvollziehbar herausgearbeitet, dass die Operation 
gemäß Behandlungsdokumentation fachgerecht durchgeführt 
worden war. Es wurde sparsam aufgebohrt und es wurden ein 
geeigneter Nagel und fachgerecht Verriegelungsschrauben 
verwendet. Zudem wurden zwei statische Verriegelungen 
oberhalb und unterhalb des Nagels benutzt sowie zusätzlich 
eine dynamische Verriegelung. Zwar überragte eine Schraube 
den Knochen um 7 mm: Das ist aber auch bei fachgerechtem 
Vorgehen möglich. Außerdem befanden sich im Bereich des 
Überstandes keine Strukturen, die hätten geschädigt werden 
können, sodass der Schraubenüberstand klinisch keine Rele-
vanz aufwies. 
 
Unvermeidbare Komplikation 
 
Dennoch war es zu einer Außenrotationsfehlstellung gekom-
men, womit sich der Gutachter ausführlich auseinandergesetzt 

Aktueller Fall der Schlichtungsstelle 

Schwierige Abgrenzung von Diagnose- und Befunderhebungsfehler: Nicht immer liegt ein 
Befunderhebungsfehler vor, wenn auf weitere Befunde verzichtet wurde. Was geschieht im 
Falle einer Gesamtschuldnerhaftung? 
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hatte. Er erläuterte, dass die Rotation intraoperativ durch Sei-
tenvergleich erfolgt. Das wird jedoch erschwert, da während 
der Operation aus Sterilitätsgründen nur ein Bein abgedeckt 
und das zweite Bein nur ertastet wird. Aus dem Operations-
bericht ergibt sich, dass während des gesamten Eingriffs auf 
eine korrekte Beinrotationsachse geachtet wurde. Insofern 
wurde fachgerecht vorgegangen. Dass es dennoch zu der Au-
ßenrotationsfehlstellung gekommen ist, stellt eine Komplika-
tion dar. Falls eine Komplikation eintritt, lässt sich daraus we -
der automatisch schließen, dass der Ärztin oder dem Arzt ein 
Fehler unterlaufen ist, noch, dass diese Komplikation eingriffs-
typisch und deshalb unvermeidbar ist. Vielmehr ist in jedem 
Einzelfall zu prüfen, ob die Komplikation trotz richtigen ärzt-
lichen Handelns aufgetreten ist (also unvermeidbar war), oder 
ob sie als Folge fehlerhaften ärztlichen Handelns anzusehen 
ist (folglich vermeidbar war). Da der Operationsbericht ein 
fachgerechtes Vorgehen wiedergibt, ist die Komplikation als 
unvermeidbar und damit nicht als fehlerbedingt zu bewerten.  
 
Anfängerbehandlung? 
 
Weiter hatte der Patient den Vorwurf erhoben, dass die Ope-
ration von einem Assistenzarzt durchgeführt worden sei. Ein 
Patient hat bei einer Behandlung im Krankenhauses einen An-
spruch auf eine ärztliche Behandlung, die dem medizinischen 
Standard eines Facharztes entspricht. Im vorliegenden Fall 
hatte laut Operationsbericht ein Oberarzt den Eingriff durch-
geführt und kein Assistenzarzt. Somit handelte es sich hier 
nicht um eine Anfängerbehandlung. 
 
Abgrenzung von Diagnose- und  
Befunderhebungsfehler 
 
Im Rahmen der postoperativen Behandlung war es jedoch zu 
einem Behandlungsfehler gekommen. Der Gutachter hatte 
festgestellt, dass die postoperative Röntgenaufnahme des ge-
samten Unterschenkels hinsichtlich eines Rotationsfehlers 
verdächtig war. Sie zeigte das Sprunggelenk direkt von vorne 
und das Kniegelenk schräg. Dieses wurde fehlerhaft nicht als 
verdächtig eingeschätzt. Es hätte hier zur Klärung ein Rotati-
ons-CT veranlasst werden müssen. Dieses ist fehlerbedingt 
unterblieben. Dazu stellte sich juristisch nun die Frage, ob es 
sich um einen Diagnosefehler oder einen Befunderhebungs-
fehler handelte. Zu Abgrenzungsproblemen kommt es, wenn 
die Ärztin oder der Arzt einen gebotenen Befund erhebt (wie 
hier die Röntgenaufnahme), diesen aber falsch bewertet und 
deshalb eine unzutreffende Diagnose stellt mit der Folge, dass 
weitere Befunderhebungen unterbleiben (hier CT), die bei 
korrekter Diagnose hätten erfolgen den müssen. Laut der stän-
digen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) handelt 
es sich in einem solchen Fall um einen Diagnosefehler. Denn 
es wurde tatsächlich ein erforderlicher Befund erhoben (Rönt-
genaufnahme). Dieser wurde jedoch fehlerhaft bewertet, so-

dass die weitere Befunderhebung als „(Diagnose-)Fehlerfolge“ 
unterblieb. Vorliegend war der Behandlungsfehler als Diag-
nosefehler zu bewerten und führte somit nicht zu einer Be-
weislastumkehr, was unter bestimmten Voraussetzungen die 
Folge eines Befunderhebungsfehlers hätte sein könnte. 
 
Kausalität und Gesundheitsschaden 
 
Somit bestätigte die Schlichtungsstelle einen fehlerbedingten 
kausalen Gesundheitsschaden: Behandlungsverzögerung von 
36 Tagen (bis zur Revisionsoperation) mit Beschwerden wäh-
rend dieser Zeit. Eine Revisionsoperation wäre auch bei zeit-
gerechter Diagnose erforderlich geworden, allerdings ohne 
Spongiosaplastik, sodass diese ebenfalls als fehlerbedingter 
kausaler Gesundheitsschaden zu bewerten war. Die Antrags-
gegnerin hatte eingewandt, dass die Spongiosaplastik auch 
trotz Behandlungsverzögerung noch nicht erforderlich gewe-
sen sei. Das konnte im Rahmen des Schlichtungsverfahrens 
jedoch nicht geprüft werden, da die nachbehandelnde Klinik 
nicht am Verfahren beteiligt war. 
 
Gesamtschuldnerhaftung 
 
Juristisch waren daher zwei Alternativen möglich: Entweder 
die Spongiosaplastik war nicht indiziert, das heißt der nach-
behandelnden Klinik wäre ebenfalls ein Behandlungsfehler 
unterlaufen. In diesem Fall würde allerdings eine Gesamt-
schuldnerhaftung der Antragsgegnerin und der nachbehan-
delnden Klinik bestehen. Bei einer Gesamtschuldnerschaft 
kann der Gläubiger (hier der Patient) seine gesamte Forderung 
bei einem der Schuldner geltend machen. Beide Schuldner 
können dann im Innenausgleich untereinander einen gerech-
ten Ausgleich erlangen. Die andere Alternative geht von der 
Situation aus, dass eine Indikation zur Spongiosaplastik bestand 
und es sich daher um einen durch die Behandlungsverzöge-
rung entstandenen Schaden handelte. In beiden Fällen kann 
demnach der Patient die Spongiosaplastik als fehlerbedingten 
Gesundheitsschaden gegenüber der Antragsgegnerin geltend 
machen. Im Ergebnis wurde hier eine haftungsrechtliche Ein-
standspflicht angenommen, da sowohl ein Behandlungsfehler 
als auch ein kausal bedingter Gesundheitsschaden festgestellt 
werden konnten. 
 
Take-Home-Message 
 
Bedenken Sie im Falle einer Haftung, dass Ihre Haftung nicht 
durch das Hinzutreten eines anderen ärztlichen Fehlers un-
terbrochen wird. 

 
 

Kristin Hinrichsen, Juristin 
Schlichtungsstelle für Arzthaftpflichtfragen  
der Ärztekammer Niedersachsen
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Mitteilungen der ÄKN 
Amtliche Bekanntmachungen: 
 

Satzung zur 10. Änderung der Kammersatzung 
der Ärztekammer Niedersachsen 

Artikel 1 

Zehnte Änderung der Kammersatzung der Ärztekammer Niedersachsen 

Die Kammersatzung der Ärztekammer Niedersachsen in der Fassung der 

Neubekanntmachung vom 01. Juni 2018, zuletzt geändert durch Satzung 

vom 30.11.2024, wird wie folgt geändert: 
 
§ 8a der Kammersatzung wird wie folgt neu gefasst: 
„(1) Die Ärztekammer Niedersachsen gibt auf ihrer Homepage 

www.aekn.de ein elektronisches Mitteilungsblatt heraus, in dem unter an-

derem Satzungen und Beschlüsse der Kammerversammlung bekannt ge-

macht werden.  
 
(2) Die Kammerversammlung kann durch gesonderten Beschluss festlegen, 

dass das Mitteilungsblatt nach Absatz 1 zusätzlich gedruckt zu veröffentli-

chen ist. Die gedruckte Version enthält lediglich Verweise auf die Be-

kanntmachung der Satzungen und Beschlüsse im elektronischen Mittei-

lungsblatt.“ 
 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzung zur Änderung der Kammersatzung der Ärztekammer Nie-

dersachsen tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Die vorstehende Satzung zur 10. Änderung der Kammersatzung der Ärzte-

kammer Niedersachsen wird hiermit ausgefertigt und im niedersächsischen 

ärzteblatt verkündet. 
 
Hannover, 24.09.2025 
Dr. med. Martina Wenker 

Präsidentin 

Zweite Bekanntmachung 

Im Zeitraum vom 27. November bis 11. Dezember 2025 werden die Mit-

glieder der Kammerversammlung der Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN) 

neu gewählt. Maßgeblich für die Durchführung ist die Wahlordnung für die 

Wahlen zur Kammerversammlung der ÄKN in der Fassung vom 9. März 

2024 (WO-ÄKN).  

 
Eine Fassung der zurzeit geltenden Wahlordnung erhalten Sie über Ihre Be-

zirksstelle oder im Internet über folgenden Pfad:  

https://www.aekn.de/fileadmin/inhalte/pdf/arzt-und-recht/Wahlordnungen/ 

WO_AEKN_01_07_2024_mit_Anlagen.pdf 

 
I. Wahlkreise 
Für die Durchführung der Wahl werden gemäß § 2 WO-ÄKN Wahlkreise 

gebildet, die den Verwaltungsbereichen der Bezirksstellen entsprechen. 

Die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Kammerversammlung der Ärz-

tekammer Niedersachsen beträgt in den Wahlkreisen: 

 
1) Aurich/Osnabrück                                                          10 Mitglieder 
2) Braunschweig                                                                   8 Mitglieder 
3) Göttingen/Hildesheim                                                       8 Mitglieder 
4) Hannover                                                                       16 Mitglieder 
5) Lüneburg/Stade/Verden                                                   11 Mitglieder 
6) Wilhelmshaven/Oldenburg                                               8 Mitglieder 
 insgesamt:                                                                             61 Mitglieder 

 
Hiermit gibt der Wahlleiter gemäß § 15 WO-ÄKN die in jedem Wahlkreis 

zu wählende Zahl der Mitglieder der Kammerversammlung bekannt. 
 
II. Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
Wählen können nur Wahlberechtigte, die in ein Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, und nur in dem Wahlkreis, in dessen Wählerverzeichnis sie ge-

führt werden. Wahlberechtigte sind in das Wählerverzeichnis des Wahl-

kreises einzutragen, in dessen Bezirk sie ihren Beruf überwiegend ausüben 

oder, wenn sie ihren Beruf nicht ausüben, ihren Wohnsitz haben. 

Wahl der Mitglieder der Kammerversammlung der 
Ärztekammer Niedersachsen – 20. Wahlperiode 
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Nicht wahlberechtigt ist gemäß § 17 Abs. 2 HKG,  

      1.    wer infolge Richterspruchs kein allgemeines Wahlrecht besitzt 
       2.    wer infolge berufsgerichtlicher Entscheidung nicht wahlberechtigt ist. 

 
Nicht wählbar ist gemäß § 21 Abs. 1 HKG, wer 

1.    nicht wahlberechtigt ist (§ 17 Abs. 2 HKG), 
2.   infolge Richterspruchs die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden 

oder Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt, 
3.    infolge berufsgerichtlicher Entscheidung nicht wählbar ist, 
4.    bei der Kammer oder einer Behörde, die Aufsichtsbefugnisse gegenüber 

der Kammer hat, hauptberuflich tätig ist. 
 
III. Wahlvorschläge 
Die Wahlvorschläge sind von den Wahlberechtigten des Wahlkreises bis 

zum 40. Tag vor Ende der Wahlzeit bei dem Wahlleiter einzureichen.  

 

Die Wahlvorschläge für die Wahl der Mitglieder zur Kammerversamm-

lung sind bis zum 01. November 2025 einzureichen. 

 

 
Wahlvorschläge können ab sofort eingereicht werden. 

Die Wahlvorschläge können als Einzelwahlvorschlag oder in Form von 

Listen eingereicht werden, in denen die Bewerberinnen und Bewerber in er-

kennbarer Reihenfolge mit Vor- und Zunamen, Ort der überwiegenden Be-

rufsausübung bzw. Ort der Hauptwohnung und Geburtsjahr anzugeben 

sind. Daneben können nähere Berufsangaben und / oder Angaben nach § 

34 HKG aufgenommen werden. 

 

Ein Listenwahlvorschlag muss eine Kurzbezeichnung (Kennwort) enthalten, 

die bis zu fünf Wörter umfassen darf. 
 
Eine Bewerberin oder ein Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag benannt 

werden. In einen Wahlvorschlag kann nur aufgenommen werden, wer in dem 

Wahlkreis, für den der Wahlvorschlag eingereicht wird, zur Kammerversamm-

lung wahlberechtigt ist und schriftlich seine Zustimmung erteilt hat. Die Zu-

stimmung ist unwiderruflich; sie ist dem Wahlvorschlag beizufügen. 
 
Der Wahlvorschlag muss von mindestens zehn im Wahlkreis Wahlberech-

tigten unterschrieben sein, neben der Unterschrift sind Familienname, Vor-

name und Anschrift anzugeben. Die Unterschriften der Wahlberechtigten 

sind auf dem Wahlvorschlag selbst oder auf einem gesonderten Beiblatt zu 

leisten.  
Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvor-

schlag unterzeichnen. Hat jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, 

so ist die Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig. 
 
Von den Unterzeichnerinnen oder Unterzeichnern gilt die oder der erste als 

Vertrauensperson für den Wahlvorschlag, die oder der zweite als Stellver-

tretung, sofern keine anderen Personen ausdrücklich benannt werden. Die 

Vertrauensperson ist zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Wahlleiter 

und dem Wahlausschuss ermächtigt (§ 17 Abs. 4 WO-ÄKN). 
 

Mit dem Wahlvorschlag ist die Bewerbererklärung jeder vorgeschlagenen 

Person einzureichen, (§ 17 Abs. 2 WO-ÄKN). 
 
Vordrucke, die die Vorgaben der Wahlordnung berücksichtigen, können bei 

der Landesgeschäftsstelle in Hannover 
 
Ärztekammer Niedersachsen 

Sachgebiet Meldewesen/Kammerwahl 2025 

Berliner Allee 20, 30175 Hannover 

 
oder per E-Mail über meldewesen@aekn.de angefordert werden. 

 
Gemäß § 19  WO-ÄKN entscheidet der Wahlausschuss über die Zulassung 

der Wahlvorschläge. Die Vertrauenspersonen für die eingereichten Wahl-

vorschläge sind unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung zur Sitzung 

zu laden. 
 
Aus den Wahlvorschlägen sind gemäß § 19 Abs. 1 WO-ÄKN die Namen 

derjenigen Bewerberinnen oder Bewerber zu streichen,  
1.    die nicht wählbar sind,  
2.    deren Identität nicht feststeht,  
3.   für welche die nach § 17 Abs. 2 S. 2 WO-ÄKN vorgesehene Erklärung 

nicht fristgemäß beigebracht worden ist, 

4.   die in mehreren Wahlvorschlägen benannt worden sind. 

 

Die Entscheidung über die Nichtzulassung von Wahlvorschlägen ist der 

Vertrauensperson des Wahlvorschlages unverzüglich mitzuteilen. 

 

Die Reihenfolge der zugelassenen Wahlvorschläge auf dem Stimmzettel in-

nerhalb eines Wahlkreises wird gemäß § 22 Abs. 2 S. 2 WO-ÄKN durch den 

Wahlausschuss durch Losentscheid ermittelt. 

 
IV. Wahlzeit und Stimmenabgabe  
Die Wahl wird als Briefwahl durchgeführt.  

 
Ist auf dem Stimmzettel mehr als ein Wahlvorschlag aufgeführt, so hat jedes 

wahlberechtigte Kammermitglied bis zu drei Stimmen. Zur Stimmabgabe 

kennzeichnet die Wählerin oder der Wähler auf dem Stimmzettel die Be-

werberinnen, Bewerber oder Listenwahlvorschläge, dem sie ihre oder er 

seine Stimmen geben will, durch Kreuze oder in sonst erkennbarer Weise. 
 
Die Stimmen können auf  
1.    eine oder verschiedene Listen,  
2.    eine Bewerberin oder einen Bewerber in einer Liste oder auf einen Ein-

zelwahlvorschlag,  
3.    Bewerberinnen und Bewerber derselben Liste oder verschiedener Listen,  
4.    Bewerberinnen oder Bewerber derselben Liste oder verschiedener 

Listen und Einzelwahlvorschläge,  
5.    Listen, Bewerberinnen und Bewerber dieser oder anderer Listen und 

Einzelwahlvorschläge  
verteilt werden. 
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Beispiele für Möglichkeiten der Stimmabgabe: 

 
 
Ist auf dem Stimmzettel nur ein Wahlvorschlag genannt, so hat jede Wahl-

berechtigte oder jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen, wie in diesem 

Wahlkreis Mitglieder der Kammerversammlung zu wählen sind. Jeder Be-

werberin oder jedem Bewerber kann nur eine Stimme gegeben werden. Die 

Wahlberechtigte oder der Wahlberechtigte kann auch weniger Stimmen ab-

geben als in dem Wahlkreis Mitglieder der Kammerversammlung zu wählen 

sind. § 24 Absatz 2 WO-ÄKN gilt entsprechend. 

 
Es ist nicht zulässig, weitere Vermerke in den Stimmzettel einzutragen.  
Wird der Stimmzettel mit mehr Stimmabgabevermerken versehen, als die 

Wählerin oder der Wähler abzugeben berechtigt ist, so ist die Stimmabgabe 

ungültig. 

 
Die Wählerin oder der Wähler legt den entsprechend § 24 WO-ÄKN ge-

kennzeichneten Stimmzettel in den inneren Briefumschlag und verschließt 

diesen. Der Briefumschlag darf keine Kennzeichen haben, die auf die 

Person der Wählerin oder des Wählers schließen lassen. 
 
Die Wählerin oder der Wähler unterschreibt die Erklärung auf dem Wahl-

ausweis unter Angabe des Ortes und des Datums.  
 
Die Wählerin oder der Wähler legt den verschlossenen inneren Briefum-

schlag und den unterschriebenen Wahlausweis in den äußeren Briefum-

schlag, verschließt diesen, versieht ihn auf der Rückseite mit den Absender-

angaben und übersendet diesen Brief (Wahlbrief) auf Kosten der Kammer 

dem Wahlleiter. 
 
Der Wahlbrief muss spätestens um 18.00 Uhr des Tages, an dem die Wahl-

zeit endet, dem Wahlleiter zugegangen sein. 

 
Die Wahlzeit beginnt gemäß § 5 WO-ÄKN mit der Absendung der Wahlun-

terlagen an die Wahlberechtigten durch die Kammer und muss mindestens 

14 Tage betragen. 

 
Die Wahlzeit für die Wahl der Mitglieder zur Kammerversammlung ist 

auf den Zeitraum vom 27. November bis 11. Dezember 2020, 18.00 Uhr 

festgesetzt worden. 

 

 
V. Anschrift der Wahlleitung und des Wahlausschusses 
Ärztekammer Niedersachsen 
Wahl zur Kammerversammlung 
Berliner Allee 20 
30175 Hannover 
 
Wahlleiter: 
Hennig von Alten 
 
Beisitzer: 
Jürgen Meyer-Schell 

Judith Nischelsky 

Dr. med. Cornelia Goesmann 

Marina Laufer-Keil 

 
Hennig von Alten,  

Wahlleiter 

 

Termine im Überblick: 
- Wahlvorschläge können ab sofort eingereicht werden 

- 01.11.2025:               Fristende für die Abgabe der Wahlvorschläge 

- 27.11 bis 11.12.2025: Wahlzeit 

- 15.12. und 16.12.2025: Feststellung des Wahlergebnisses 
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Im Monat September 2025 
95. Geburtstag 
Dr. med. Hans-Gerhard Möller 
Mühlenkampstr. 41, 31515 Wunstorf 
geb. am 8. September 1930 
 
85. Geburtstag 
Dr. med. Wolfram Horneffer 
Graf-Zeppelin-Str. 46, 31157 Sarstedt 
geb. am 1. September 1940 
 
Im Monat Oktober 2025 
90. Geburtstag 
Prof. Dr. med. Berend Willms 
Postfach 14 75, 37424 Bad Lauterberg 
geb. am 11. Oktober 1935 
 
Dr. med. Klaus-Detlef Tölke 
Alte Fährstr. 10, 37639 Bevern 
geb. am 14. Oktober 1935 
 
Dr. med. Gunther Willers 

Lerchenstr. 7, 27798 Hude 

geb. am 22. Oktober 1935 

 
Dr. med. Herbert Pröpper 
Allensteiner Weg 50, 21680 Stade 
geb. am 24. Oktober 1935 
 
Dr. med. Dietrich Lucas 
Beseland 3, 29459 Clenze 
geb. am 29. Oktober 1935 
 
85. Geburtstag 
Dr. med. Hans-Hagen Koerner 
Lönsweg 10, 27793 Wildeshausen 
geb. am 3. Oktober 1940 
 
Dr. med. Adolf Michelssen 
Kiefernbring 41, 38640 Goslar 
geb. am 16. Oktober 1940 
 
Dr. med. Dieter Mitzscherling 
Am Mühlenstieg 21, 38126 Braunschweig 
geb. am 16. Oktober 1940 
 
Dr. med. Erhart Hess 
Am Weiher 48, 30900 Wedemark 
geb. am 24. Oktober 1940 
 

 Goldenes Doktorjubiläum
Dr. med. Gisela Goepfert 
Moltkestraße 25, 30989 Gehrden 
am 15. Oktober 2025 
 
Dr. med. Hans-Jürgen Wendenburg 
Fischerstr. 1A, 38300 Wolfenbüttel 
am 15. Oktober 2025 
 
Dr. med. Eberhard Natter 

Malvenweg 3, 26125 Oldenburg 

am 22. Oktober 2025 
 
Dr. med. Georg Trivisas  
Blücherstr. 7, 30175 Hannover 
am 22. Oktober 2025 

Dr. med. Eberhard Uhde 
Im Mowinkel 28, 38539 Müden 
am 27. Oktober 2025 
 
Dr. med. Max-Ulrich Warnecke 
Schildweg 9, 37085 Göttingen 
am 28. Oktober 2025 
 
Dr. med. Hildegard Zappel 
Höltystr. 5, 37085 Göttingen 
am 28. Oktober 2025 
 
Dr. med. Friederich Michels 
Gartenstr. 1, 37434 Rhumspringe 
am 28. Oktober 2025

Dr. med. Jochen Lenzner 
Nordstr. 3, 31715 Meerbeck 
geb. am 25. Oktober 1940 
 
Dr. med. Hermann Coors 
Gaußstr. 10, 38440 Wolfsburg 
geb. am 26. Oktober 1940 
 
Prof. Dr. med. Rolf Hagenah 
Appelhorn 12, 27356 Rotenburg (Wümme) 
geb. am 26. Oktober 1940 
 
Dr. med. Klaus Becker 
Masurenweg 1, 37603 Holzminden 
geb. am 30. Oktober 1940 
 
Dr. med. Hartmut Wiegand 
Steinbergstr. 26, 30559 Hannover 
geb. am 31. Oktober 1940 
 
80. Geburtstag 
Gerd Altrogge 
Kampstr. 8, 27245 Kirchdorf 
geb. am 8. Oktober 1945 
 
Dr. med. Burckhard Scheffer 
Magdeburgstr. 15, 38162 Cremlingen 
geb. am 12. Oktober 1945 
 
Dr. med. Hans-Jürgen Wendenburg 
Fischerstr. 1A, 38300 Wolfenbüttel 
geb. am 15. Oktober 1945 

Sigurd Hattenberger 
Am Okerufer 23, 38302 Wolfenbüttel 
geb. am 17. Oktober 1945 
 
Dr. med. Horst Jonigkeit 
Van-Gogh-Weg 10, 30177 Hannover 
geb. am 20. Oktober 1945 
 
Dr. med. Werner Unshelm 
Scharnhorststr. 31, 31675 Bückeburg 
geb. am 24. Oktober 1945 
 
Dr. med. Reinhard Grande 
Parkweg 3, 49356 Diepholz 
geb. am 29. Oktober 1945 
 
75. Geburtstag 
Dr. med. Hans-Joachim Müller 
Eichenweg 7, 29471 Gartow 
geb. am 3. Oktober 1950 
 
Dr. med. Eckhard Schröder 
Im Dorfe 2, 31224 Peine 
geb. am 8. Oktober 1950 
 
Harro Ölund 
Sahlweg 1, 27476 Cuxhaven 
geb. am 10. Oktober 1950 
 
Dr. med. Jürgen Wrogemann 
Stadionstr. 2, 29574 Ebstorf 
geb. am 11. Oktober 1950 

Die Ärztekammer Niedersachsen beglückwünscht 
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Dr. med. Claus Kock 
Hauptstr. 25, 27367 Ahausen 
geb. am 13. Oktober 1950 
 
Lothar Seiler 
Waldbreede 5, 49078 Osnabrück 
geb. am 13. Oktober 1950 
 
Dr. med. Jürgen Patschorke 
Harzstr. 1, 48527 Nordhorn 
geb. am 17. Oktober 1950 
 
Dr. med. Ulrich Schwartmann 

Heidkampsweg 11, 26655 Westerstede 

geb. am 19. Oktober 1950 

 
Dr. med. Hermann Harjans 
Fröbelstr. 13, 48527 Nordhorn 
geb. am 20. Oktober 1950 
 
Friedrich-Wilhelm Dreyer 
164er Ring 9, 31785 Hameln 
geb. am 22. Oktober 1950 
 
Dr. med. Hans-Walter Fischer 
Windmühlenstr. 2, 27283 Verden 
geb. am 24. Oktober 1950 

 
Dr. med. Norbert Grieb 
An der Bahn 2, 27305 Bruchhausen-Vilsen-Suestedt 
geb. am 27. Oktober 1950 

 
Dr. med. Frank Teumer 
Theodor-Bötel-Weg 25, 31139 Hildesheim 
geb. am 31. Oktober 1950 

 Medizinische Fachangestellte 
Wir gratulieren zum 10-jährigen 
Praxisjubiläum 
Lisa König 
Seit September 2015 in Hausarztpraxis am 

Drömling bei Dr. med. Sarah Gänsler-Peter 

und Dr. med. Peggy Starke, Fachärztinnen für 

Allgemeinmedizin in Wolfsburg tätig. 

 

Cindy Galts 

Seit August 2015 in der Hausarztpraxis Dr. 

med. Susanne Strauß und Darna Brandes in 

Lauenbrück tätig. 
 
Wir gratulieren zum 15-jährigen 
Praxisjubiläum 

Giusi Kathrine Trottner 
Seit September 2010 in der Praxis Dr. med. 

Lars Peters, Facharzt für Innere Medizin in 

Peine tätig. 

 
Wir gratulieren zum 20-jährigen 
Praxisjubiläum 

Ina Oncken  
Seit September 2005 in der Praxis Dr. med. 

Kerstin Markus und Dr. med. Gunna Arends 

in Rastede tätig. 
 
Gabriele Colditz 
Seit Oktober 2005 in der Praxis Jürgen D. Roth 

und Dr. med. Friederike Roth in Celle tätig 
 
Denise Deglau 
Seit Oktober 2005 in der Praxis Thomas Reh-

feldt in Garbsen-Osterwald tätig. 
 

Wir gratulieren zum 30-jährigen 
Praxisjubiläum 

Andreas Wildt 
Seit September 1995 in der Praxis Dr. med. 

Lars Peters, Facharzt für Innere Medizin in 

Peine tätig. 
 
Wir gratulieren zum 35-jährigen 
Praxisjubiläum 

Manuela Kausch-Deuschle 

Seit September 1990 in der Hausarztpraxis Dr. 

med. Susanne Strauß und Darna Brandes in 

Lauenbrück (Praxisvorgänger Prof. Dr. med. 

Lichte und Dr. med. Bucklisch) tätig. 

 
Wir gratulieren zum 50-jährigen 
Praxisjubiläum 

Anneli Neumann 
Seit August 1975 in Praxis Dr. Heyl in Roten-

burg tätig.

Dr. med. Wolfgang Ahrberg 

* 16. September 1946 

† 18. August 2025 

 

Dr. med. Adalbert Blancke 

* 18. Januar 1941 

† 14. Juli 2025 
 

Dr. med. Ulrich Böhme 

* 2. September 1941 

† 23. März 2024 
 

Hans Joachim Arthur Draewe 

* 9. Februar 1957 

† 17. Juli 2025 
 

Carsten Külker 

* 11. März 1970 

† 3. Juni 2025 
 

Dr. med. Jan Kunstreich 

* 17. Februar 1947 

† 29. Juli 2025 
 

Dr. med. Ekkehard Lüllwitz 

* 14. Januar 1944 

† 11. August 2025 
 

Georg Luther 

* 5. Mai 1931 

† 16. August 2025 
 

Univ.-Prof. Dr. med. Michael Peter Manns 

* 16. November 1951 

† 15. August 2025 
 

Mieczyslaw Paluszak 

* 11. August 1937 

† 18. Juni 2025 
 

Michael Rebling 

* 17. Februar 1952 

† 6. Juni 2025 

Wir gedenken der Verstorbenen 
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Hybrid-Fortbildung zu Umwelt und  
Gesundheit: „Hitze – Luftverschmutzung – 
Mikroplastik 
 
Die zunehmenden Probleme durch Klimaveränderungen 
und Umwelteinflüsse bedrohen unser aller Gesundheit. 
Drei große Themen sind: Luftverschmutzung, Hitzeaus-
wirkungen und die ubiquitäre Ablagerung von Mikroplastik. 
Die Beteiligung von Luftverschmutzung zum Beispiel bei 
der Entstehung kardiovaskulärer Erkrankungen ist nur wenig 
bekannt. Die zunehmende menschengemachte Erderwär-
mung führt zu Hitzestress. In Deutschland sind 2024 3.000 
Menschen an von Hitze versursachten Folgen verstorben. 
Die Notwendigkeit, ein weltweites Plastikabkommen zu 
beschließen, zeigt die wachsende Zahl an Untersuchungen 
zu Mikroplastikablagerung im menschlichen Körper. Mit 
„Hitze – Luftverschmutzung – Mikroplastik“ stehen „The 
Big Three“ im Mittelpunkt der nächsten Vortragsveranstal-
tung der Ärztekammer Niedersachsen rund um die Themen 
„Umwelt und Gesundheit“. Als Referierende konnten die 
Ärztinnen Dr. med. Uta Annweiler und Dr. med. Ulrike 
Hartig-Köhler und der Arzt Dr. med. Peter Schweiger ge-
wonnen werden, die sich bereits seit Jahren mit den ge-
sundheitlichen Aspekten des Klimawandels befassen. 
 
Termin: 29. Oktober 2025, 18 bis 20 Uhr  
Veranstaltungsort: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner 
Allee 20, 30175 Hannover oder online als Livestream 
Kursgebühr: kostenfrei  
 
Eine Zertifizierung mit zwei Fortbildungspunkten ist erfolgt. 
 
Weitere Informationen sowie das Anmeldeformular fin-
den Sie unter:  
www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-seminare 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation: 
Zentrales Veranstaltungsmanagement (ZVM), Anne Hell-
muth, Tel.: 0511 3802 2204, E-Mail: zvm@aekn.de  
 

Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Eva Govani, Tel.: 0511 3802 1405,  
E-Mail: fortbildung@aekn.de 
 
 
Fortsetzung der Fortbildungsreihe  
Pädiatrie für Weiterzubildende mit einer 
Hybridveranstaltung zum Thema:  
Allergologie und Impfen  
 
Das Kompetenzzentrum Ärztliche Weiterbildung der Ärz-
tekammer Niedersachsen setzt ab Dezember 2025 die 
Fortbildungsreihe für Weiterzubildende der Kinder- und 
Jugendmedizin fort, um die qualitätsgesicherte ärztliche 
Weiterbildung zu unterstützen.  
 
Dr. med. Thomas Buck, Mitglied des ÄKN-Landesvor-
stands, wird zu den Themen „Allergologie und Impfen in 
der Kinder- und Jugendmedizin“ referieren.  
 
Die Veranstaltung ist für Weiterbildungsassistentinnen und 
Weiterbildungsassistenten konzipiert und wird als hybride 
Veranstaltung angeboten.  
 
Die Fortbildungsveranstaltung ist mit 2 Fortbildungspunkten 
durch die Ärztekammer Niedersachsen anerkannt. 
 
Termin: Dienstag, 9. Dezember 2025, 19 bis 21 Uhr  
Veranstaltungsort: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner 
Allee 20, 30175 Hannover oder online im Livestream 
Gebühr: kostenfrei 
 
Weitere Informationen sowie das Anmeldeformular fin-
den Sie unter:  
https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-seminare/ 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation:  
Ärztekammer Niedersachsen, ZVM, Anne Hellmuth,  
Tel. 0511 3802 2204, E-Mail: zvm@aekn.de 

Fortbildungen der ÄKN 
Eine komplette Übersicht über alle ärztlichen Fortbildungsveranstaltungen  
finden Sie auf https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung.  
Für Medizinische Fachangestellte sind alle Fortbildungsangebote unter  
https://www.aekn.de/medizinische-fachangestellte/fortbildung abrufbar.

Fortbildungen für Ärztinnen und Ärzte
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Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Ronja Benkowitz, Tel. 0511 3802 1409,  
E-Mail: fortbildung@aekn.de 
 
 
Nahrungsergänzungsmittel aus  
pharmakologisch-toxikologischer Sicht:  
Rolle von Social Media 
 
Nahrungsergänzungsmittel werden auf Social-Media-Ka-
nälen und Online-Portalen massiv beworben. In den Bei-
trägen wird suggeriert, dass man Nahrungsergänzungsmittel 
für die Gesundheit unbedingt benötigt – sogenannte „Must-
haves“. Dies führt gleichermaßen zu Verunsicherung bei 
Patientinnen und Patienten sowie Ärztinnen und Ärzten. 
Trotzdem werden Nahrungsergänzungsmittel in steigen-
dem Ausmaß konsumiert. 
 
Ziel der Fortbildung ist es, die akute und chronische Toxi-
zität von Nahrungsergänzungsmitteln zu diskutieren und 
die Mechanismen zu analysieren, wie Social-Media-Kanäle 
und Online-Portale über diese Thematik desinformieren. 
Damit sollen Ärztinnen und Ärzte aller Fachrichtungen 
Werkzeuge an die Hand gegeben werden, wie man dem 
unreflektierten Konsum von Nahrungsergänzungsmitteln 
begegnen kann.  
 
Die Fortbildungsveranstaltung ist mit 2 Fortbildungspunkten 
durch die Ärztekammer Niedersachsen anerkannt. 
 
Termin: Mittwoch, 11. Februar 2026, 19 bis 21 Uhr  
Veranstaltungsort: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner 
Allee 20, 30175 Hannover  
Teilnahme: Die Teilnahme an der Hybrid-Fortbildung 
kann vor Ort in Präsenz oder online über eine Internet-
plattform stattfinden. 
Gebühr: kostenfrei 
 
Weitere Informationen sowie das Anmeldeformular fin-
den Sie unter:  
https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-seminare/ 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation:  
Ärztekammer Niedersachsen, ZVM, Anne Hellmuth,  
Tel. 0511 3802 2204, E-Mail: zvm@aekn.de 
 
Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Ronja Benkowitz, Tel. 0511 3802 1409, E-
Mail: fortbildung@aekn.de 
 

 
Fortbildung zu Schussverletzungen,  
Geschosswirkungen, Ziel- und  
Wundballistik, Forensik und dem Lesen 
von Schussverletzungen 
 
Das Seminar erklärt grundlegend die Wirkung von Ge-
schossen, informiert über die primäre und sekundäre 
Wundhöhle sowie die Schockwelle und die Auswirkungen 
auf den menschlichen Körper in Abhängigkeit getroffener 
biologischer Strukturen. Es soll ein umfassendes Verständnis 
des Verletzungspotentials von Geschossen entstehen. 
 
Weiterhin werden physikalische Grundlagen, also Einflüsse 
wie Gewicht, Kaliber und Geschwindigkeit auf die Ge-
schosswirkungen, behandelt. Dazu gehört auch das Adres-
sieren von Teildeformations- und Teilzerlegungsgeschossen. 
 
Ebenso werden die Grundlagen der Ballistik und basales 
Wissen über Kurzwaffen-, Langwaffen- und Schrotmunition 
behandelt sowie an umfangreichem Bildmaterial die Wir-
kung im menschlichen Körper sowie resultierende Verlet-
zungen besprochen. Neben einigen Einblicken in die Fo-
rensik von Schussverletzungen wird darauf eingegangen, 
wie Schussverletzungen „gelesen“ werden können, um 
daraus für die Erstversorgung einen ungefähren Eindruck 
von den getroffenen und zerstörten biologischen Strukturen, 
beziehungsweise des ungefähren Wegs des Projektils durch 
den Körper zu erhalten. 
 
Hinweis: Bitte beachten Sie, dass es sich um eine an der 
schonungslosen Realität orientierte Fortbildung handelt. 
 
Termin: Mittwoch, 5. November 2025, 18 bis 20 Uhr (Vor-
trag mit anschließender Diskussion) 
Ort: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner Allee 20, 30175 
Hannover  
Wissenschaftliche Leitung: Dr. med. Uli-Rüdiger Jahn 
Gebühr: kostenfrei 
Eine Zertifizierung mit 2 Fortbildungspunkten ist erfolgt. 
 
Weitere Informationen sowie das Anmeldeformular finden 
Sie unter: 
https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-semina-
re/schussverletzungen 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation: 
Zentrales Veranstaltungsmanagement (ZVM), Anne Hell-
muth, Tel.: 0511 3802 2204, E-Mail: zvm(at)aekn.de  
 
Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Katharina Ackermann, Tel.: 0511 3802 1402, 
E-Mail: fortbildung(at)aekn.de 
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§ 218 Schwangerschaftskonfliktberatung 
 
Alle Ärztinnen und Ärzte, die die Beratung im Schwanger-
schaftskonfliktfall durchführen wollen, bedürfen gemäß 
§§ 8 und 9 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes – SchKG – 
einer Anerkennung als Schwangerschaftskonfliktberatungs-
stelle. Gemäß den Richtlinien des Landes Niedersachsen 
über die Anerkennung und Förderung von Schwangeren- 
und Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen nach dem 
SchKG sind Ärztinnen und Ärzte, die als Beratungsstelle 
gem. § 9 SchKG i. V. m. § 8 SchKG anerkannt sind, ver-
pflichtet, ihre Kenntnisse mindestens alle drei Jahre den je-
weiligen Entwicklungen anzupassen und ihre Teilnahme 
an entsprechenden Informations- und Fortbildungsveran-
staltungen nachzuweisen. 
 
Dieser Kurs ist auch für die Mitarbeitenden von Beratungs-
stellen zugelassen. 
 
Termin: Mittwoch, 4. Februar 2026, 15 bis 20.30 Uhr 
Veranstaltungsort: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner 
Allee 20, 30175 Hannover 
Kursgebühr: 150 Euro 
 
Eine Zertifizierung mit 6 Fortbildungspunkten ist erfolgt. 
  
Weitere Informationen sowie das Anmeldeformular fin-
den Sie unter:  
https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-seminare 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation:  
Zentrales Veranstaltungsmanagement (ZVM), Anne Hell-
muth, Tel. 0511 3802 2204, E-Mail: zvm@aekn.de 
 
Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Iris Baumgarten, Tel. 0511 3802 1403,  
E-Mail: fortbildung@aekn.de 
 
 
Kurs Transplantationsbeauftragte Ärztin – 
Transplantationsbeauftragter Arzt  
 
Transplantationsbeauftragten kommt eine zentrale Rolle in 
der Durchführung einer postmortalen Organspende zu: 
Dieser Kurs bereitet auf die Tätigkeit als Transplantations-
beauftragte oder Transplantationsbeauftragter vor. In einer 
Kombination aus klassischen Vorträgen und einem asyn-
chronem E-Learning im Umfang von 8 Unterrichtseinheiten 
(UE) wird das Wissen um die Organspende dargestellt und 
vertieft. Ergänzt wird die Schulung gemäß Kursbuch nach 
BÄK-Curriculum um die Teilnahme an einer postmortalen 
Organspende. 
 

Termin: 13. bis 16. Januar 2026, ca. 9 Uhr bis 17.30 Uhr 
(genaue Uhrzeiten folgen) 
Veranstaltungsort: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner 
Allee 20, 30175 Hannover 
Kursgebühr: 490 Euro  
 
Eine Zertifizierung mit 40 Fortbildungspunkten ist erfolgt. 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation: 
Zentrales Veranstaltungsmanagement (ZVM), Anne Hell-
muth, Tel.: 0511 3802 2204, E-Mail: zvm@aekn.de  
 
Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Eva Govani, Tel.: 0511 3802 1405, E-Mail: 
fortbildung@aekn.de 
 
 
Kursweiterbildung „Suchtmedizinische 
Grundversorgung – Rechtliche Grundlagen“ 
 
Die Kursweiterbildung „Suchtmedizinische Grundversor-
gung – Rechtliche Grundlagen“ im Umfang von 8 Unter-
richtseinheiten ist verpflichtender Bestandteil der Weiter-
bildung zum Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie 
sowie Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie 
für Kolleginnen und Kollegen, die die Zulassung zur Prü-
fung auf der Basis der Fassungen der Weiterbildungsord-
nungen ab dem 1. Februar 2012 bis zum 30. Juni 2020 an-
streben. 
 
Termin: 12. Juni 2026, 9 bis 16.30 Uhr 
Ort: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner Allee 20, 30175 
Hannover 
Kursgebühr: 240 Euro, ermäßigt: 180 Euro. 
 
Weitere Informationen sowie das Anmeldeformular fin-
den Sie unter:  
https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-semina-
re/suchtmedizinische-grundversorgung-rechtliche-grund-
lagen 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation: 
Zentrales Veranstaltungsmanagement (ZVM), Anne Hell-
muth, Tel.: 0511 3802 2204, E-Mail: zvm(at)aekn.de 
 
Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Eva Govani, Tel.: 0511 3802 1405,  
E-Mail: fortbildung(at)aekn.de 
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Strahlenschutzkurse:  
Grund- und Spezialkurse 
 
Die Zielgruppe der Kurse sind Ärzte und MTRA. 
 
Grundkurs im Strahlenschutz 
(Umfang je 26 Stunden) 
 
28. bis 30. November 2025 – Kurs-Nr. 466 
 
6. bis 8. März 2026 – Kurs-Nr.: 468 
26. bis 28. Juni 2026 – Kurs-Nr.: 470 
18. bis 20. September 2026 – Kurs-Nr.: 471 
 
Zeitlicher Umfang: Freitag von 14 bis 19.15 Uhr / Samstag 
von 8.30 bis 18.30 Uhr / Sonntag von 8.30 bis 14 Uhr 
 
Spezialkurs im Strahlenschutz: (Umfang je 20 Stunden) 
 
14. bis 16. November 2025 – Kurs-Nr. 465 
12. bis 14. Dezember 2025 – Kurs-Nr. 467 
 
5. bis 7. Juni 2026 – Kurs-Nr.: 469 
4. bis 6. Dezember 2026 – Kurs-Nr.: 472 
 
Zeitlicher Umfang: Freitag von 14 bis 18.30 Uhr / Samstag 
von 9 bis 18 Uhr / Sonntag von 9 bis 14 Uhr 
 
Die Grund- und Spezialkurse finden als Präsenzkurse in 
folgender Stätte statt: 
DIAKOVERE Krankenhaus Annastift, Festsaal, Anna-von-
Borries-Straße 1-7, 30625 Hannover 
 
Website:  
https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-semina-
re/strahlenschutz 
 
Ansprechperson für Anmeldung, Kursorganisation und 
fachliche Fragen: Referat Fortbildung, Katharina Acker-
mann, Tel.: 0511 3802 1402, E-Mail: fortbildung(at)aekn.de 
 
 
Strahlenschutzkurse: Aktualisierungskurse  
 
Die Zielgruppe der Kurse sind Ärzte und MTRA. 
 
Aktualisierung der Fachkunde im Strahlenschutz: 2026 
(Umfang je 8 Stunden) 
14. Februar 2026           (Kurs-Nr. 89) 
28. Februar 2026           (Kurs-Nr. 90) 
19. September 2026       (Kurs-Nr. 91) 
14. November 2026       (Kurs-Nr. 92) 
 

Zeitlicher Umfang: 8.30 von 16.30 Uhr 
 
Die Aktualisierungskurse finden als Präsenzkurse in  
folgender Stätte statt: 
Ärztekammer Niedersachsen, Berliner Allee 20,  
30175 Hannover 
 
Website:  
https://www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-semina-
re/strahlenschutz-aktualisierungskurse 
 
Ansprechperson für Anmeldung und Kursorganisation: 
Zentrales Veranstaltungsmanagement (ZVM), Sebastian 
Rien, Tel.: 0511 3802 2210, E-Mail: zvm(at)aekn.de 
Fachliche Ansprechperson: 
Fortbildung, Katharina Ackermann, Tel.: 0511 3802 1402,  
E-Mail: fortbildung(at)aekn.de 
 
 
Betriebsärztliche und sicherheitstechni-
sche Betreuung (BuS) 
 
Aktuelle Schulungstermine 
 
In der Regel können Arztpraxen einen Betriebsarzt und 
eine Fachkraft für Arbeitssicherheit nicht dauerhaft be-
schäftigen, wie vom Gesetzgeber vorgeschrieben. Deshalb 
wurde alternativ zusammen mit der Berufsgenossenschaft 
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) eine 
vom Gesetzgeber anerkannte, bedarfsorientierte Betreuung 
für Betriebe bis 50 Beschäftigte entwickelt. In den von der 
Ärztekammer Niedersachsen angebotenen Fortbildungen 
wird der Praxisinhaber zu Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes in der Praxis informiert und zur 
Durchführung der erforderlichen Maßnahmen befähigt. 
Die turnusmäßige arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersu-
chung der Praxismitarbeiterinnen und -mitarbeiter ist davon 
jedoch ausgeschlossen. 
 
Der Umfang der BuS-Schulungen umfasst je sechs Lehrein-
heiten à 45 Minuten. Alle fünf Jahre müssen Aktualisierungs-
schulungen besucht werden. Die Veranstaltung ist von der 
Ärztekammer mit 7 Fortbildungspunkten anerkannt. 
 
Termine für die BuS-Erstschulung:  
Freitag, 24. Oktober 2025 – ausgebucht 
Mittwoch, 29. Oktober 2025 – Bremen 
Freitag, 21. November 2025 – Hannover 
Freitag, 12. Dezember 2025 – Online-Seminar 
Freitag, 30. Januar 2026 – Hannover 
  
Termine für die BuS-Aktualisierungsschulung: 
Samstag, 29. November 2025 – Online-Seminar 
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Mittwoch, 12. Dezember 2025 – Bremen 
Mittwoch, 14. Januar 2026 – Online-Seminar 
Samstag, 31. Januar 2026 – Online-Seminar 
 
Kurszeiten:  
Mi oder Fr je 14 bis 19 Uhr, Sa von 11 bis 16 Uhr 
Kursgebühr: 260 Euro 

 
Weitere Informationen unter  
www.aekn.de/aerzte/fortbildung/kurse-und-seminare 
 
Ansprechpartner 
Ärztekammer Niedersachsen, ZVM, Anne Hellmuth,  
Tel.: 0511 3802 2204, E-Mail: zvm@aekn.de 

Fortbildungen für Medizinische Fachangestellte

Kurse zum Erwerb der erforderlichen 
Kenntnisse im Strahlenschutz für Personen 
mit sonstiger medizinischer Ausbildung 
(90 Stunden-Kurs) gemäß § 49 (1) Nr. 3 
StrlSchV 
Dieser Kurs ist nicht für Ärzte und MTA-R geeignet. 
 
Terminübersicht über Kurse in Hannover 
 
Kurs-Nr.: Hann 206 
Teil 1: 4. bis 8. November 2025 
Teil 2: 1. bis 6. Dezember 2025 
 
Teil 1: jeweils Dienstag bis Donnerstag von 10.45 bis 
19.30 Uhr, Freitag von 11 bis 19.30 Uhr und Samstag von 
8 bis 14 Uhr 
Teil 2: jeweils Montag von 14 bis 19.30 Uhr, Dienstag bis 
Donnerstag von 10.45 bis 19.30 Uhr, Freitag von 11 bis 
19.30 Uhr und Samstag von 8.30 bis circa 13.45 Uhr 
 
Veranstaltungsorte: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner 
Allee 20, 30175 Hannover, und Medizinische Hochschule 
Hannover, Carl-Neuberg-Straße 1, 30625 Hannover 
Kursgebühr: 700 Euro pro Teilnehmer 
 
Hinweis: Als Voraussetzung für die Tätigkeit an einer 
Röntgeneinrichtung sind die Kenntnisse im Strahlenschutz 
erforderlich. Der Antrag auf Erteilung der Kenntnisse kann 
nach absolviertem Kurs und bestandener Abschlussprüfung 
bei der ÄKN gestellt werden. Für die Erteilung der Kennt-
nisse wird eine Gebühr von 75 Euro erhoben. 
 

 
Aktualisierung der erforderlichen Kennt-
nisse im Strahlenschutz für medizinisches  
Assistenzpersonal gemäß § 49 (3) StrlSchV 
Dieser Kurs ist nicht für Ärzte und MTA-R geeignet. 
 
8-stündiger Aktualisierungskurs für fristgerechte Aktuali-
sierung (innerhalb von 5 Jahren nach Kursbesuch, taggenau 
gerechnet): 
 
MFA H 119: Freitag, 17. Oktober 2025 
MFA H 120: Freitag, 28. November 2025 – online 
 
Veranstaltungsort:  
Ärztehaus Hannover, jeweils von 9 bis 17 Uhr  
Kursgebühr: 95 Euro pro Teilnehmer 
Anmeldung: mit Anmeldeformular und der Bescheinigung 
über den letzten Aktualisierungskurs 
 
 
Die Blutabnahme lernen – Grundtechniken  
und praktische Übungen für Auszubilden-
de, Quer- und Wiedereinsteiger 
 
Grundlagen, Praktische Übungen am Modell, Hygiene 
und Arbeitsschutz, inklusive praktischer Übungen mit ver-
schiedenen Abnahmesystemen. 
 
Als Teilnehmerin oder Teilnehmer wird Ihnen in diesem 
Kurs Schritt für Schritt die Technik einer effizienten Blut-
abnahme beigebracht. Zum Einsatz kommen hierfür alle 
notwendigen und marktüblichen Abnahmesysteme. In 
Kleinstgruppen üben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
abwechselnd an einem Punktionstrainer die Grundtechni-
ken der Blutabnahme. 
 

Information und Anmeldung für alle Kurse: Ärztekammer Niedersachsen, Berliner Allee 20, 30175 Hannover,  
Tel.: 0511 3802-1408, Fax: 0511 3802-1499, E-Mail: kathrin.wichmann@aekn.de  
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Für wen ist dieser Kurs geeignet? 
Der Kurs richtet sich an alle medizinischen Fachgruppen, 
die künftig eine venöse Blutabnahme durchführen sollen 
oder müssen. 
 
Nächster Termin in der Zeit von 9 bis 17 Uhr: 
6. Dezember 2025 
 
Veranstaltungsort: Ärztehaus Hannover 
Kursgebühr: 160 Euro 
 
 
Fachwirt/in für ambulante medizinische Ver-
sorgung 
 
Qualifizierungskurs für Führungskräfte in der Arztpraxis 
 
Termin: nächster Kurs mit freien Plätzen wird demnächst 
bekannt gegeben 
Veranstaltungsort: Ärztehaus Hannover  
 
 
Fortbildungsveranstaltung für MFA  
von Durchgangsärzten 
 
Ziel dieses Lehrgangs ist es, über Verfahren und Abrech-
nung ärztlicher Leistungen im Bereich der gesetzlichen 
Unfallversicherung in der ärztlichen Praxis zu informieren. 
Im Rahmen der Verfahren geht es um die versicherten Per-
sonen, den Arbeitsunfall und das Berichtswesen. Bei der 
Abrechnung wird der Vertrag zwischen der Ärztin oder 
dem Arzt und dem Unfallversicherungsträger behandelt. 
Außerdem wird über Abrechnungen auf der Basis der UV-
GOÄ informiert. Referieren werden Herr Bley und Herr 
Steingrube. 
 
Veranstaltungsort: Ärztehaus Hannover, Berliner Allee 20, 
30175 Hannover 
Termin: Dienstag, 4. November 2025, in der Zeit von 14 
bis 17.30 Uhr  
Kursgebühr: 50 Euro pro Teilnehmer (Änderungen vorbe-
halten) 

 
 
Fortbildungsveranstaltung für Hausärztin-
nen und -ärzte sowie deren MFA 
 
Ziel dieses Lehrgangs ist es, über Grundlagen der Zusam-
menarbeit und der Abrechnung mit Trägern der gesetzli-
chen Unfallversicherung zu informieren. Zu den Themen 
der Veranstaltung zählen etwa Aufbau, Struktur und Auf-
gaben der gesetzlichen Unfallversicherung sowie der Kreis 
der versicherten Personen. Außerdem wird über den Ar-
beits- oder Wegeunfall, das Formblatt der Ärztlichen Un-
fallmeldung F 1050 und den D-Arzt-Bericht als hausärztli-
che Weiterbehandlungsgrundlage informiert. Darüber hi-
naus gehen die Referenten auf den Vertrag zwischen Ärz-
tinnen, Ärzten und dem Unfallversicherungsträger ein. 
Weitere Inhalte sind die Erstversorgung, die Vorstellungs-
pflicht beim Durchgangsarzt, die Allgemeine und Beson-
dere Heilbehandlung und die Heil- und Hilfsmittelverord-
nung. Außerdem werden die Abrechnung ärztlicher Leis-
tungen auf Basis der UV-GOÄ sowie auch die Grundlagen 
und Systematik der UV-GOÄ erläutert. Dazu zählen unter 
anderem relevante Abrechnungsziffern, ihre Besonderhei-
ten und die Rechnungslegung. 
 
Referenten:  
Benjamin Bley, BG Nahrungsmittel und Gastgewerbe, 
Hannover 
Karl-Heinz Hoffmann, Unfallkasse Rheinland-Pfalz / 
DGUV 
Veranstaltungsort: Ärztehaus Hannover, Berliner Allee 20, 
30175 Hannover 
Termin: Dienstag, 15. November 2025, in der Zeit von 9 
bis 14 Uhr  
Kursgebühr: 50 Euro pro Teilnehmer 
 
Zertifizierung: Die Veranstaltung wird im Rahmen des Er-
werbs des Fortbildungszertifikates mit 5 Punkten aner-
kannt. 
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› Moderation im Berufsalltag
› Der Moderationsprozess
› Vermeidung von Rollenkonflikten
› Einsatz geeigneter Moderationstechnik
› Begleitende Visualisierung
› Schwierige Moderationssituationen
› Umgang mit schwierigen Zeitgenossen

 

  
 

 
 
 
 
 
 
 

 

 

  
    
  

    
  
  

 

› Umgang mit „schwierigen Zeitgenossen

› 27. bis 28. Januar 2026, 9 bis 17 U
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Anmeldung

Ärztekammer Niedersachsen, Zentrum
Tel. 0511 3802 2304 | Fax 0511 380

Das Anmeldeformular und weitere
https://www aekn de/zq/kurse und se
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Veranstaltungsort:
Teilnahmegebühr:

Fortbildungspunkte:

 

  
 

 
 
 
 
 
 
 

 

 

  
    
  

    
  
  

 

Ärztekammer Niedersachsen, Berliner Alle

430 ,– Euro inkl. Getränke und Arbeitsunte
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Das Moderatorentraining ist mit 20 Fortbi
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Stel lenangebote

Alternative zu Akutklinik oder Praxis gesucht? 
Freundliches, kompetentes Ärzteteam in Reha-Klinik, Region Hannover, sucht Verstärkung. 
Umfangreiche Weiterbildungsermächtigungen, Teilzeittätigkeit möglich. 
Orthop., Neurol., Innere, Geriatrie, Neurol. für Psychiater. Telefon 0 57 23 / 70 74 70

FÄ/A sowie WBÄ/A für Kinderheilkunde u. Jugendmed. 
WB-Erm. von 42 Monaten (24 Mo. Pädiatrie und 18 Mo. Kinderkardiologie) 
www.kinderarzt-langenhagen.de       E-Mail: diegritz@gmail.com

Hausärztin in südwestlichem Umland Hannovers 
sehr gute Verkehrsanbindung, sucht zur Weiterentwicklung Ihrer lebendigen Praxis  
engagierte:n Kolleg:in mit Lust auf eigenverantwortliches Arbeiten, flache Hierarchien 
und menschliches Miteinander zur Übernahme halber KV-Sitz. Chiffre 250801

Ärztin/Arzt für Allgemeinmedizin 
ab sofort von großer hausärztlicher Gemeinschaftspraxis in Braunschweig gesucht. 
Sehr großes Diagnostik- und Therapieangebot, VZ oder TZ möglich, Kooperation und 
Praxisübernahme ausdrücklich erwünscht. Bewerbungen bitte an marthinoz@icloud.com

Großes MVZ in Peine 
sucht für freiwerdende allgemeinmedizinische Stelle, mit Schwerpunkt Phlebologie, 
einen 
 

Facharzt für Allgemein/Innere Medizin (m/w/d) 
in Teilzeit oder Vollzeit 
 
MVZ Praxisklinik Peine eGbR 
Kastanienallee 1, 31224 Peine 
E-Mail : bianca.tollnick@praxisklinik-peine.de (Sekretariat MVZ) 
Tel: 0 51 71 /  30 04, mobil: 01 72 54 21 207 (Dr. med. Bassam Al-Rayess) 

Praxismitarbeit 
FÄ für Allgemeinmedizin sucht Mitarbeit in allgemeinmed., internistischer oder kardiolo-
gischer Praxis an 2 Tagen pro Woche. praxis-ost@deutschland.ms

Weiterbildungsassistent/in Allgemeinmedizin  
Ab 01.01.2026 suchen wir eine/n Weiterbildungsassistent/in zur Verstärkung für unsere 
moderne, abwechselungsreiche Praxis mit freundlichem und kompetentem Team.  
Gerne in VZ, TZ ist aber möglich. WBE 27 Monate.  
Bewerbungen bitte an E-Mail: info@praxiszentrum-rethen.de

 

KOMMEN SIE INS TEAM! 
 

Ärztin/Arzt für die Leitung des 
Sozialpsychiatrischen Dienstes  
im Gesundheitsamt (m/w/d) 

Der Landkreis Holzminden sucht eine engagierte, verantwortungsvolle 
Persönlichkeit (m/w/d) in Vollzeit und unbefristet. 

 
Was Sie erwartet: 

 Fachliche Verantwortung & Netzwerkarbeit 
 Leitung in einem erfahrenen, engagierten Team 
 Attraktive Vergütung A 14 NBesG / EG 15 TVöD-VKA + Zulagen 
 Flexible Arbeitsmodelle & zusätzliche Benefits 

 
Starten Sie Ihre neue Aufgabe mit Perspektive – 
im Herzen des Weserberglands. 
 
Jetzt online bewerben! 

Alle Infos zur Stelle und Online-Bewerbung 
finden Sie hier: team-lk-hol.de 

Wichtig zu wissen: 

Anzeigenschluss für Heft 11/25 
vom 15.11.2025 
ist der 30.10.2025. 

 
Spätestens zu diesem Termin sollten uns der 
Text bzw. die Druckunterlagen für Ihre  
Anzeige vollständig vorliegen. 
 
Wir setzen und gestalten Ihre Anzeige gerne 
nach Ihren Wünschen und berechnen dafür 
lediglich die uns entstehenden Kosten. 
 
Text, Layout sowie eventuelle Bilder und 
Logos für Ihre Anzeige sollten dann aber 
möglichst schon 8 Tage vor Anzeigenschluss 
bei uns im Hause sein.  
 
Besten Dank für Ihr Verständnis und Ihre 
Hilfe 
 
Ihre 
Hannoversche Ärzte-Verlags-Union GmbH

Auskünfte über Anzeigen, die unter  
Chiffre 
erscheinen, können nicht gegeben werden.  
Bei Chiffreanzeigen ist Geheimhaltung des Auftraggebers  
verpflichtender Bestandteil des Auftrages.  
Ihre 
Hannoversche Ärzte-Verlags-Union GmbH

Zuschriften auf Chiffre-Anzeigen bitte nur an: 
 
Hannoversche Ärzte-Verlags-Union GmbH 
Anzeigenabteilung 
Berliner Allee 20a, 30175 Hannover 
E-Mail: info@haeverlag.de 
 
Chiffre-Nr. bitte deutlich auf dem Umschlag vermerken!
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Das Institut für Allgemeinmedizin und Palliativmedizi
Medizinischen Hochschule Hannover sucht zum nächs
Zeitpunkt für Forschung, Lehre und Krankenversorgu

Weitere Informationen erhalten Sie über den QR-Cod
Bewerben Sie sich bis zum 31.10.2025 
online unter: https://t1p.de/3ox6m
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Sie suchen eine neue berufliche  
Herausforderung? 
Dann verstärken Sie unser Team  
des Landkreises Wolfenbüttel 
im Gesundheitsamt als 
 

Abteilungsleitung Kinder-, Jugend- und 
Zahngesundheitsdienst (m/w/d) 

 
Haben wir Ihr Interesse geweckt?  
Ausführliche Informationen zu dieser Stelle 
finden Sie unter www.lkwf.de/karriere 
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Wir bieten Ihnen:

Vereinbarkeit 
von  Familie und Beruf

Flexible Arbeitszeit ohne 
Nacht-, Bereitschafts- 
und Wochenenddienst

6 Wochen Jahresurlaub,
4 Flextage pro Jahr

und bis zu 16 Gleittage

Fester Kundenstamm
mehr Zeit für ärztliche

Tätigkeiten – ohne Akquise

Attraktive Vergütung
Dienstfahrzeug – auch 
zur privaten Nutzung, 
Möglichkeit zur Teil-

nahme am Bonussystem, 
Vermögenswirksame 

Leistungen (VWL)

Sicherheit des 
 öff entlichen Dienstes
mit einer zusätzlichen 
Altersversorgung (VBL)

(Tochter der BG BAU)

www.amd.bgbau.de

Zeit für den Menschen – Zeit zum Leben.

Legen Sie Wert auf eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf?
Wünschen Sie sich wieder mehr Zeit für ärztliche Tätigkeiten – ohne Akquise?

Kommen Sie zu uns ins Team!

Wir sind der Arbeitsmedizinische Dienst der Baubranche.
Der AMD der BG BAU betreut bundesweit in seinen über 60 Zentren und im Außendienst 
die Versicherten des Bauhaupt- und Baunebengewerbes sowie große Reinigungs- und 
 Serviceunternehmen.
Wir bieten unseren Beschäftigten einen sicheren Arbeitsplatz mit Zukunftsperspektiven und 
Weiterbildungsmöglichkeiten sowie fl exible Arbeitszeiten durch unser Gleitzeitmodell und eine 
attraktive betriebliche Altersvorsorge (VBL). 
Setzen Sie sich gemeinsam mit uns ein – für Sicherheit, Gesundheit und Prävention in einer 
spannenden Branche!

Für unsere Standorte suchen wir Verstärkung:

Fachärzte (m/w/d) für Arbeitsmedizin oder Ärzte (m/w/d) 
in Weiterbildung Arbeitsmedizin
(Zentren Aurich, Meppen und Osnabrück)

Facharzt (m/w/d) für Arbeitsmedizin oder Arzt (m/w/d) mit 
der Zusatzweiterbildung Betriebsmedizin (Zentrum Uelzen)
Sie …
• sind präventiv tätig, betreuen und beraten unsere Mitgliedsbetriebe zum Arbeits- und 

Gesundheitsschutz
• arbeiten in einem kollegialen Team in unserem arbeitsmedizinischen Zentrum und im 

Außendienst mit qualifi ziertem Assistenzpersonal
• erkennen arbeitsbedingte Erkrankungen frühzeitig und helfen diese zu verhindern
• sind Berater (m/w/d) beim betrieblichen Gesundheitsmanagement in Unternehmen
• wirken bei der individuellen berufl ichen und medizinischen Rehabilitation mit

Ihr Profi l
• Ausbildung zum Facharzt (m/w/d) für Arbeitsmedizin oder Arzt (m/w/d) in Weiterbildung 

Arbeitsmedizin mit mind. 24 Monaten Weiterbildungszeit in der patientennahen Versorgung 
bzw. Arzt (m/w/d) mit der Zusatzbezeichnung Betriebsmedizin

• Sicheres und positives Auftreten
• Kontaktfreudigkeit, Teamfähigkeit und Engagement
• Pkw-Führerschein

Die Stellen sind ab sofort in Vollzeit zu besetzen. Grundsätzlich sind die Stellen teilzeitgeeignet. 

Schwerbehinderte Bewerbende werden bei gleicher Eignung und Qualifi kation besonders 
berücksichtigt.

Das klingt nach einer interessanten Aufgabe für Sie? Dann freuen wir uns über Ihre 
 Bewerbung auf unserer Karriereseite www.amd.bgbau.de/karriere unter Angabe Ihrer 
 Gehaltsvorstellung und Ihres Wunschstandortes.

Unsere Regionalleitung, Frau Dr. Täschner, steht Ihnen in fachlichen Fragen unter der Telefon-
nummer +49 381 40504-11 gern zur Verfügung.
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KOMMEN SIE INS TEAM!

Ärztin/Arzt im Gesundheits
Der Landkreis Holzminden bietet mehrere Stellen i
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Starten Sie Ihre neue A
im Herzen des Weserb

Jetzt online bewerben!

Alle Infos zur Stelle und 
finden Sie hier: team-lk-h

 
 
 
Ambulante Weiterbildungsmöglichkeit für Assistenz -
ärztInnen für Psychiatrie und Psychotherapie oder 
Psychosomatik und Psychotherapie oder für Psycholog -
Innen in Ausbildung (PT2 o. nach neuer WbO)  
Suchen Sie nach einer Weiterbildungsstelle im Team in einer jungen modernen  
Psychotherapiepraxis in Hannover im Stadtteil Kirchrode? Meine Praxis bietet ein  
vielfältiges Lernspektrum mit unterschiedlichen Therapieverfahren (VT, TP und AP). 
Die Weiterbildungsermächtigung für Psychiatrie und Psychotherapie liegt für  
12 Monate vor. Das Psychiatriejahr für Psychosomatik wird vollständig anerkannt.   
Freuen Sie sich auf einen eigenen Behandlungsraum, flexible Arbeitszeiten und die  
Möglichkeit einer Hansefit-Mitgliedschaft.   
Bei Interesse und für weitere Informationen nehmen Sie gerne Kontakt mit mir auf.  
Ich freue mich darauf, Sie kennenzulernen! 
Viola Berg, Fachärztin für Psychiatrie und Psychotherapie 
E-Mail: v.berg@psychotherapie-hannover-berg.de 

Pädiatrie 
Ich würde mich über kollegiale Unterstützung für meine Praxis mit Zusatzbezeichnung  
Naturheilverfahren in Großburgwedel freuen. Ca. 10-15h/Woche; ab 12/25 oder später.  
Gerne auch zusätzlich oder in Kombination mit einem bereits bestehenden  
Arbeitsverhältnis. Kontakt: sf@drsusifrank.de

Kardiolog/in gesucht Hannover Stadt 
Kardiologische Einzelpraxis im Zentrum Hannovers sucht Kardiolog/in zur Mitarbeit,  
Einstieg möglich. Chiffre 251001
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Kurse und Kongresse

Immobi l ien

Verschiedenes

Immobilien von Ärzten für Ärzte
Verkauf - Vermietung - Verwaltung

Wir suchen und bieten ständig neue Objekte
MMC GmbH  -  Tel. 0511- 169796 -00  -  www.mmc-immobilien.de

Ihre SONORING-Partner in Niedersachsen

www.dormed.de www.hering-mt.de

Testen und vergleichen – in unseren Sonotheken®: 
Hamburg – Bremen – Hannover – Bad Harzburg

Ultraschall zum Anfassen

Wir erstellen Ihr individuelles QM-Handbuch  
für Ihre Praxis (begehungssicher) 
Keine Vorlagen, keine Software. Sie erhalten ein QM-Handbuch nach ISO 9001-2015  
auf Ihre Praxis zugeschnitten. Staatliche Förderung von bis zu 80% möglich.  
Latz Protect GmbH, E-Mail: info@latz-protect.com

Balint-Samstage in Walsrode  
Thomas Bartsch, FA für Psychoth. Med. ÄKN-anerk.,3 x 90 min., 8 FBP/Samstag  
Profil, Termine und Anmeldung über: https://balintgesellschaft.de  
> Balintgruppen vor Ort > Th. Bartsch, Kontakt: edition.astrup@t-online.de 

Kooperat ion/MVZ

OP-Zentrum in Hannover 
Die Tagesklinik in Empelde bietet noch freie OP-Kapazitäten zu günstigen Konditionen. 
Eine anästhesiologische Versorgung/Vertretung in Ihrer Praxis/Klinik ist durch unser  
kompetentes und freundliches Team ebenfalls möglich.  
E-Mail: ce@medicinum.de oder Tel.: 01 76 - 56 81 37 90 

Praxisabgabe

PRAXISABGABE 
Alteingesessen, grundsolide, umsatzstark, moderne Ausstattung, gut ausgebildetes  
Personal, Weiterbildung oder Einarbeitung möglich. Übergabezeitpunkt Ende 2026. 
E-Mail: praxis-kaltenbrunn@t-online.de

Umsatzstarke Hausarztpraxis abzugeben 
Moderne Räume, eingespieltes Team, zentrale Lage, südwestliche Region Hannover.  
Chiffre 250601

Praxisbewertung & Praxisvermittlung
seit 20 Jahren in Niedersachsen

MMC GmbH  -  Tel. 0511- 16 97 96 -00  Fax -69  -  www.mmc-gmbh.de

Gynäkologische Praxis sucht Nachfolge 
Biete im Ärztehaus EP Gyn. Braunschweig. Sehr gute Verkehrsanbindung, kostenl. Parkpl. 
E-Mail: gynpraxisrieck@gmail.com 

Orthopädische Praxis 
1 KV-Arztsitz in Gemeinschaftspraxis (2 Ärzte) zum 01.01.2026 oder 01.04.2026  
abzugeben in Emden/Friesland (da, wo andere Urlaub machen). 
Neugierig auf mehr Info? E-Mail: ptorbenZ1@gmail.com

Halber Kassenarztsitz in Stadt Lüneburg 
und über den Landkreis Lüneburg hinaus für Allgemeinmedizin/Hausarzt ab sofort  
abzugeben. Telefon 0 58 55 / 9 79 22 77

Freie Prax isräume

Praxisräume im Ärztezentrum Bergen 
176 qm große Arztpraxis in 29303 Bergen (Nordkreis Celle) ab 01.01.2026 zu vermieten 
oder zu verkaufen. Erdgeschoss, unterversorgtes Gebiet – aktuell 3 Planstellen unbesetzt.  
E-Mail: mirko.grethen@me.com, Telefon 01 73 / 6 09 12 09 

Praxisimmobilie in Oldenburg 
Praxisräume in einem Ärztehaus mit Parkplätzen im Zentrum von Oldenburg verfügbar. 
Kontakt: praxis.meinardus@posteo.de 

Stel lengesuche

Fachärztin für Anästhesie  
Erfahrene Anästhesistin sucht eine Teilzeit-Tätigkeit im ambulanten Bereich in Hannover  
und Umgebung Chiffre 251002

Gemeinschaftspraxis

Inhabergeführte GP für Neurologie und Psychiatrie 
in zentraler Lage in Hannover bietet Jobsharing mit der Möglichkeit der späteren  
Praxisübernahme. Chiffre 251003 

Praxisnachfolge in Lüneburg  
– Ihr Einstieg in die Selbstständigkeit –  

In Lüneburg biete ich meine seit fast 30 Jahren geführte Privatpraxis zur Nachfolge an. 
Breites Leistungsspektrum: Allgemein- und Innere Medizin, konservative Orthopädie, 
Osteopathie, Chirotherapie, Schmerztherapie, Naturheilverfahren, Akupunktur,  
Neuraltherapie und Ästhetische Medizin. 
Die Praxis verfügt über einen gewachsenen und großen Patientenstamm, moderne Räume 
und etablierte Strukturen – ideal für Ärztinnen und Ärzte, die ihr Profil erweitern oder 
sich niederlassen möchten. 
Standortvorteil: zentrale Lage im Herzen Lüneburgs, nur wenige Schritte von der  
Fußgängerzone entfernt, in einer attraktiven Hansestadt mit hoher Lebensqualität.  
Dr. Thomas Hartmann: Tel. 01 51 / 22 49 55 29; E-Mail: doktor@dr-hartmann-praxis.de

Suche Hausarztpraxis mit Herz in Hannover 
Biete: Fachärztin für Allgemeinmedizin mit Lebenserfahrung und gutem ärztlichen  
Verstand. Bitte melden Sie sich unter E-Mail: hannoverallgemeinmedizin@web.de

Besonderer Hinweis:  
Der Verlag weist darauf hin, dass bei den Angeboten für die  
Rubriken „Praxisabgabe, Freie Praxisräume, Immobilien” keine Gewähr  
dafür übernommen werden kann, dass zugesicherte Eigenschaften,  
insbesondere die der Eignung für Niederlassungen, tatsächlich vorhanden sind. 
 
Es wird daher dringend empfohlen, vor der Niederlassung die Beratung 
durch die zuständige Kassenärztliche Vereinigung in Anspruch zu nehmen. 
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Nach Redaktionsschluss

10 | 2025

Cannabiskonsum bei jungen Männern steigt 

Die „Drogenaffinitätsstudie 2025“ befragte Jugendliche und junge Erwachsene  

Monaten Cannabis konsumiert zu haben. Das sind etwas we-
niger als 2015, damals waren es 6,3 Prozent der Mädchen 
und 8,1 Prozent der Jungen. Im Jahr 2023 lagen die Werte in 
einem ähnlichen Bereich. So gaben im Jahr 2023 insgesamt 
6,1 Prozent der Mädchen und 7,4 Prozent der Jungen an, in 
den vergangenen zwölf Monaten mindestens einmal Cannabis 
konsumiert zu haben. Von den Befragten, die in den letzten 
zwölf Monaten Cannabis konsumiert hatten, zeigten 10,7 
Prozent der Jugendlichen und 13,2 Prozent der jungen Er-
wachsenen ein problematisches Konsumverhalten. Dass in 
2025 jeder neunte konsumierende Jugendliche und jeder 
achte konsumierende junge Erwachsene Anzeichen eines pro-
blematischen Cannabiskonsums aufwies, verdeutlicht, dass 
der Konsum negative Folgen haben kann und deshalb wirksame 
Präventionsangebote nach wie vor unerlässlich sind. 
 
„Wir müssen diese Entwicklung sehr aufmerksam beobachten. 
Denn für junge Menschen ist Cannabis besonders gesund-
heitsschädlich“, kommentiert Dr. med. Johannes Nießen, 
Kommissarischer Leiter des Bundesinstituts für Öffentliche 
Gesundheit (BIÖG), die Daten. Der Cannabis-Konsum könne 
die Entwicklung des Gehirns beeinträchtigen, zu Konzentrati-
ons- und Gedächtnisproblemen führen und die Gesundheit 
langfristig gefährden, so Nießen: „Deshalb bleibt es unsere 
Aufgabe, junge Menschen umfassend über die Risiken auf-
zuklären und ihnen niedrigschwellige Hilfsangebote zu 
machen. Prävention und Beratung sind entscheidend, damit 
Jugendliche und junge Erwachsene eine bewusste und gesunde 
Entscheidung treffen können.“  

r Inge Wünnenberg 

Die Altersgruppe der 18- bis 25-Jährigen konsumiert heute 
deutlich häufiger Cannabis als noch vor zehn Jahren, wie 
die Drogenaffinitätsstudie 2025 des Bundesinstituts für 
Öffentliche Gesundheit (BIÖG) aufzeigt. Das BIÖG, bis Fe-
bruar 2025 die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA), untersucht seit 1973 regelmäßig anhand von Re-
präsentativbefragungen den Substanzkonsum junger Menschen 
in Deutschland. Für die jetzt veröffentlichten Ergebnisse 
wurden im Zeitraum April bis Juli 2025 insgesamt 7.001 
Personen dieser Altersgruppe befragt. 
 
Der Anteil junger Männer zwischen 18 und 25 Jahren, die in-
nerhalb des vergangenen Jahres Cannabis konsumierten, stieg 
dem Bericht zufolge von 20,6 Prozent (2015) auf 31,6 Prozent 
im Jahr 2025. Bei jungen Frauen gab es im gleichen Zeitraum 
einen Anstieg von 9,7 auf 18,8 Prozent. Im Jahr 2023 gaben 
26,9 Prozent der jungen Männer an, in den vergangenen 
zwölf Monaten Cannabis konsumiert zu haben. Bei den 
Frauen in dieser Altersgruppe lag der Anteil bei 19,4 Prozent. 
Im langfristigen Trend setzte sich damit der Anstieg im Canna-
biskonsum junger Männer fort, eine Entwicklung, die seit 
2008 anhält und lediglich 2015 sowie 2023 unterbrochen 
wurde. Bei den jungen Frauen ließen sich dagegen nach 
einem deutlichen Anstieg zwischen 2015 und 2018 seit 2019 
keine nennenswerten Veränderungen mehr beobachten. 
 
Kaum verändert hat sich hingegen der Cannabiskonsum bei 
Jugendlichen zwischen 12 und 17 Jahren in den vergangenen 
zehn Jahren: 4,6 Prozent der Mädchen und 7,2 Prozent der 
Jungen gaben in diesem Jahr an, in den vergangenen zwölf 
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